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EDITORIAL/071: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 71. Ausgabe vom 09.12.2017 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Freitag, den 19.01.2018, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


P.S. Wenn wir auch außerstande sind, Ihnen die Wochendruckausgabe
Schattenblick als Abo billiger und damit erwägbarer anbieten zu
können, so möchten wir Sie doch wissen lassen, daß sich indessen
Leserinnen und Leser gefunden haben, die sich die Wochendruckausgabe
als Kollektiv-Abo, das heißt ein regelmäßiges Exemplar von mehreren
bestellt und genutzt, bereits im wechselnden Ringtausch je nach
Absprache die nicht selten umfassenden und weitreichenden Berichte,
Reportagen, Kommentare und Interviews zugänglich machen. So reduziert
sich der Kostenaufwand für einen Abo-Interessierten bei zum Beispiel
drei Nutzern bereits nur auf einen Anteil von 3,75 Euro pro Ausgabe
und wird auch eingedenk der damit verbundenen Umstände auf jeden Fall
erschwinglicher.


8. Dezember 2017






Copyright 2017 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/244: Hambacher Forst - dabei sein ist fast alles ... (Michael Zobel)


Ein Dom für Immer(ath) - drei Könige und mehr...

von Michael Zobel, 1. Januar 2018



Guten Tag zusammen,

aus traurig-aktuellem Anlass noch eine weitere Rundmail. Die
Neujahrswanderung ist Geschichte. Und schon hat uns der Alltags-Wahnsinn
wieder.

Am Montag, den 8. Januar, beginnt in Immerath die Zerstörung des
Immerather Domes, St. Lambertus wird im Auftrag von RWE dem Erdboden
gleich gemacht.

Alles muss der Braunkohle weichen - Dörfer, Kirchen, Wälder, Menschen
und Tiere.

Wir werden die Vernichtung des Immerather Domes nutzen, um erneut ein
eindrucksvolles Zeichen zu setzen. Kein weiteres Dorf, keine weitere
Kirche, kein weiterer Wald darf für die Braunkohle zerstört werden.

Ein Dom für Immer(ath)

Am Sonntag, 7. Januar, findet ab 12 Uhr eine Mahnwache in Immerath
statt. Um 13 Uhr laden diverse Initiativen zu einem politischen Gebet ein.

Ein Tag vorher, 6. Januar, Heilige drei Könige, mein Geburtstag. Ich
werde an diesem Tag ab 13.00 Uhr besonders feiern. Die Könige am Dom.
Als angemeldete Mahnwache an St. Lambertus. Mit möglichst vielen
Menschen. Wir werden Tische aufbauen, Bänke aufstellen, essen, trinken,
miteinander sprechen, singen, schweigen, musizieren, rote Linien
ziehen... wie bei den drei Königen sind kulinarische Gaben aller Art
natürlich willkommen.

Alle Menschen, die mit mir und uns zusammen dem IrRWEg ein möglichst
schnelles Ende machen wollen, sind herzlich eingeladen, das
Dreikönigs-Wochenende zu nutzen. Zeigen wir der Welt, was hier vor
unserer Haustür passiert, zeigen wir der Welt die Bilder, das wahre
Gesicht von RWE, zerstörerisch, brutal, ungeschminkt...

Zur Einstimmung ein bewegendes Lied und traurige Bilder von Gerd
Schinkel aus Köln:

https://www.youtube.com/watch?v=oqM_6lvuoyA&feature=youtu.be

Natürlich machen wir auch 2018 weiter mit den Sonntagsspaziergängen im
Hambacher Wald. Fast 11000 Menschen haben in den vergangenen dreieinhalb
Jahren teilgenommen, ein unfassbarer Erfolg!

Rodungsstopp bis Oktober 2018! Noch nie waren wir dem Ziel so nah, den
kleinen Rest des einstmals so stolzen Waldes retten zu können. Dazu
haben viele Menschen beigetragen, die Führungen sind ein kleiner
Baustein auf dem Weg zum großen Ziel...

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 14. Januar, 25. Februar, 18. März...

Sonntag, 14. Januar, 45 Monate Waldspaziergang...

Geänderte Anfangszeit 11.30 Uhr.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das
werden wir natürlich auch kurzfrstig mitteilen!!!!!!!

Anmeldung und weitere Infos bei mir per Mail info@zobel-natur.de

Und das war's für heute, es gibt viel zu tun...

Ich wünsche uns allen einen erfreulichen Start in das neue Jahr,

danke für die vielfätige Unterstützung,

mit freundlichsten Grüßen,

Michael Zobel

P.S.: Während ich das alles schreibe, überschreitet die Petition zum
Hambacher Forst von Antje Grothus die 65.000er Marke!!! und da geht noch
mehr, bitte unterzeichnen, weiter verbreiten..., danke

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 1. Januar 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2018 
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/413: Klimakampf und Kohlefront - mit den Füßen Grenzen ziehen ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14.12.2017

Protestwanderung gegen Tagebauschäden von Kerkwitz nach Taubendorf am 7.
Januar

Tradition der jährlichen Sternmärsche wird fortgesetzt



Für Sonntag, den 7. Januar laden Anwohner und Umweltgruppen zu einer
Protestwanderung gegen Tagebauschäden ein. Am traditionellen Termin des
Sternmarsches gegen neue Tagebaue gibt es in diesem Jahr eine
Winterwanderung von Kerkwitz nach Taubendorf.

"Nach zehn Jahren erfolgreichen Widerstands gegen die Abbaggerung von
Kerkwitz, Atterwasch und Grabko wollen wir weiter zusammenhalten. Der
Grundwasserentzug bedroht nach wie vor die Seen, Wälder und Schutzgebiete,
die unsere Region lebenswert machen. Die Schäden nehmen seit Jahren zu und
werden mit jedem Meter Tagebaufortschritt stärker", sagt Christian Huschga
aus Atterwasch.

Der Tagebau Jänschwalde droht zudem bis auf wenige Meter an Taubendorf
heranzurücken. Die Gemeinde Schenkendöbern fordert in einem Brief an die
Landesplanungsbehörde einen größeren Abstand des Tagebaues zum Dorf, um die
Bewohner vor Lärm und Staub zu schützen.

Eine Ausdehnung des Tagebaus bis Taubendorf wäre zudem nur durch die
Enteignung privater Waldgrundstücke durchsetzbar - in den Zeiten der
Energiewende ein absurder Vorgang.

Treffpunkt zur Wanderung ist um 13:00 Uhr am "Dreieck" in der Ortsmitte in
Kerkwitz. Die Anreise nach Kerkwitz ist auch mit der Bahn möglich. Die 4,5
Kilometer lange Strecke führt zur Taubendorfer Mahnglocke. Dort erwarten
die Teilnehmer heiße Getränke, Kuchen, Informationen und Gespräche.

Veranstalter der Wanderung sind die Agenda 21 der Gemeinde Schenkendöbern
und die GRÜNE LIGA Umweltgruppe Cottbus.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/2338: 7. Speyerer Forum zur digitalen Lebenswelt, 12.-13.04.2018


idw - Pressemitteilung: Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer

Digitale Selbstbestimmung im neuen Datenschutzregime 

7. Speyerer Forum zur digitalen Lebenswelt 



Das "Speyerer Forum zur digitalen Lebenswelt" öffnet am 12. und 13.
April 2018 bereits zum siebten Mal seine Pforten. Im Fokus stehen
diesmal Themen rund um das neue europäische Datenschutzregime, die
Digitalisierung der Verwaltung und die regulatorische Begleitung neuer
Technologien (z. B. Künstliche Intelligenz).

Über die Jahre ist die Tagung zu einer renommierten Ideenwerkstatt
gereift. Sie widmet sich der übergreifenden Frage: "Wie wollen wir im
digitalen Zeitalter leben?" - und bietet hervorragende Möglichkeiten
zur Fort-, Netzwerk- und Meinungsbildung.

Die wissenschaftlichen Leiter des Forums Prof. Dr. Hermann Hill,
Prof. Dr. Dieter Kugelmann und Prof. Dr. Mario Martini freuen sich
ganz besonders, 2018 erstmals Herrn Dr. Stefan Brink in seiner neuen
Funktion als Landesbeauftragter für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit Baden-Württemberg im Kreis der Veranstalter
begrüßen zu dürfen.

In bewährter Tradition des "Speyerer Forums" werden Teilnehmer und
Referenten auch 2018 in der schönen Pfalz über die Zukunft unserer
Gesellschaft diskutieren und philosophieren. Kommen Sie nach Speyer
und tragen Sie dazu dabei, zeitgemäße Lösungen für digitale
Fragestellungen zu finden!

Anmeldung

Eine Anmeldung ist erforderlich und über das Tagungssekretariat der
Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer unter
folgenden Kontaktdaten möglich:

Tel. 06232/654-229 oder -269

Fax. 06232/654-488

E-Mail tagungssekretariat@uni-speyer.de

Per Post:

Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer

Tagungssekretariat

Freiherr-vom-Stein-Straße 2

67346 Speyer.

Die Tagung ist kostenpflichtig.

Sie ist grundsätzlich (nach näherer Maßgabe landesrechtlicher
Regelungen) als Fortbildungsveranstaltung bzw. Fachlehrgang
anerkennungsfähig. Die Vorträge finden in der Aula der Deutschen
Universität für Verwaltungswissenschaften in Speyer statt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution504

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer, Dr. Klauspeter Strohm, 02.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8267: Gießen - Veranstaltungsreihe "Physik im Blick" 20.01.-10.02.2018


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

Physik und Sport

19. Auflage der beliebten Veranstaltungsreihe "Physik im Blick" der
Justus-Liebig-Universität Gießen - 400 Schülerinnen und Schüler der
Jahrgangsstufen 8 bis 13 erwartet 

Auftakt am 20. Januar 2018



Alle Weltrekorde im Sport wurden auf der Erde erzielt. Der
8,90-Meter-Weltrekord im Weit-sprung ("Sprung ins nächste
Jahrtausend") von Bob Beamon hatte Bestand von 1968 bis 1991. Viel
wird dabei der Höhenlage von Mexiko zugeschrieben. Warum? PD Dr.
Sophia Heinz, II. Physikalisches Institut, widmet sich in ihrem
Vortrag "Schneller, höher, weiter" der Frage, was sich ändern würde,
wenn man die Olympischen Spiele auf den Mond verlegen würde. Was
machen die Variation der Gewichtskraft und das Weglassen der
Atmosphäre aus? Die Referentin wirft diese und weitere spannende
Fragen auf, die zum Auftakt der 19. Auflage der beliebten
Veranstaltungsreihe "Physik im Blick" der Justus-Liebig-Universität
Gießen (JLU) am 20. Januar 2018 beantwortet werden.

Das Organisationsteam unter der Federführung von Prof. Dr. Peter J.
Klar am Fachbereich 07 - Mathematik und Informatik, Physik und
Geographie hat wiederum ein interessantes Vortragsprogramm mit
Experimenten und Diskussionen sowie einem Quiz vorbereitet. "Physik
und Sport" lautet in diesem Jahr der Titel der beliebten
Vorlesungsreihe für Schülerinnen und Schüler, die seit vielen Jahren
junge Leute für moderne physikalische Themen begeistert. An vier
aufeinanderfolgenden Samstagen vom 20. Januar bis zum 10. Februar 2018
findet die Vortragsreihe "Physik im Blick" jeweils von 10 bis 12 Uhr
im Wilhelm-Hanle-Hörsaal der Physikalischen Institute
(Heinrich-Buff-Ring 14, 35392 Gießen) statt. Eingeladen sind alle
Interessierten, insbesondere aber Schülerinnen und Schüler der
Jahrgangsstufen 8 bis 13, sowie ihre Lehrerinnen und Lehrer. Rund 400
Schülerinnen und Schüler werden auch diesmal wieder erwartet.

Prof. Dr. Christian Heiliger, Institut für Theoretische Physik, widmet
sich im zweiten Vortrag am 27. Januar 2018 den Sportarten Judo, Karate
und Co. In Kung-Fu-Filmen vollbringen die Darstellerinnen und
Darsteller unglaubliche körperliche Leistungen. Was ist davon echt? Wo
sind die Grenzen des physikalisch Möglichen? Wie muss man den
Handkantenschlag ausführen, damit man wirklich ein Brett oder gar
einen Betonklotz zerschlagen kann? Diesen und ähnliche Aspekte wird
Prof. Heiliger in seinem Vortrag beleuchten und diskutieren.

In vielen Sportarten werden Dinge geworfen oder geschossen. Aufgrund
verschiedenster physikalischer Effekte oder Tricks gehen die
Möglichkeiten, die Flugbahn des Objekts zu manipulieren, weit über den
schiefen Wurf eines Massepunktes hinaus. Welche diese zusätzlichen
Effekte sind und wie man sie einsetzt, wird Dr. Daniel Ebeling,
Angewandte Physik, am 3. Februar 2018 in seinem Vortrag unter dem
Titel "Erfolgsrezept schiefer Wurf: Warum Nowitzki immer trifft"
behandeln.

Mit Segeln Schiffe fortzubewegen, das machen Menschen schon seit
Jahrhunderten. Was sind die physikalischen Prinzipien dahinter? Wie
schafft man es, schneller zu segeln als der Wind? Wo sind die
physikalischen Grenzen? Diesen Fragen ist der letzte Vortrag der Reihe
unter dem Titel "Segelsport - Wie macht man ein Segelboot schnell?"
von Prof. Dr. Peter J. Klar, I. Physikalisches Institut, gewidmet.



Termine

Zeit: samstags, 20. Januar bis 10. Februar 2018, jeweils 10 bis 12 Uhr

Ort: Wilhelm-Hanle-Hörsaal der Physikalischen Institute, Heinrich-Buff-Ring 14, 35392 Gießen

Auftakt am 20. Januar 2018

Schneller, höher, weiter: Olympische Spiele auf dem Mond?

PD Dr. Sophia Heinz, II. Physikalisches Institut

27. Januar 2018

Judo, Karate und Co

Prof. Dr. Christian Heiliger, Theoretische Physik

3. Februar 2018

Erfolgsrezept schiefer Wurf: Warum Nowitzki immer trifft

Dr. Daniel Ebeling, Angewandte Physik

10. Februar 2018

Segelsport - Wie macht man ein Segelboot schnell?

Prof. Dr. Peter J. Klar, I. Physikalisches Institut

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-giessen.de/pib

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Lisa Dittrich, 02.01.2018
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NAHOST/291: Israel will 35.000 Flüchtlinge aus Eritrea und Sudan abschieben


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. Januar 2018

Israel will afrikanische Flüchtlinge loswerden - Drohende
Abschiebung von 35.000 Eritreern und Sudanesen ist
"menschenverachtend und völkerrechtswidrig"



Göttingen, den 3. Januar 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat die von Israel geplante Abschiebung von 35.000
Flüchtlingen aus Eritrea und dem Sudan als "menschenverachtend und
völkerrechtswidrig" scharf kritisiert. "Diese Abschiebungen verstoßen
gegen die Genfer Flüchtlingskonvention, deren Vertragsstaaten sich
verpflichtet haben, Flüchtlingen bei schwersten
Menschenrechtsverletzungen Schutz zu gewähren. Die Eritreer und
Darfuris, die jetzt von Abschiebung bedroht sind, sind vor Verbrechen
gegen die Menschlichkeit und Völkermord geflohen. Sie brauchen Schutz
und nicht neue Unsicherheit", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Mittwoch in Göttingen.

Israel hat zum Jahresbeginn angekündigt, ab sofort rund 35.000
afrikanische Flüchtlinge zur Ausreise aufzufordern. Rund 27.500 von
ihnen sind Eritreer und 7.800 Darfuris aus dem Sudan. Sie sind von
2006 an in Israel eingetroffen. Sollten sie jetzt nicht innerhalb von
drei Monaten ausreisen, droht ihnen unbegrenzte Haft in Israel. Den
Flüchtlingen soll zur Wahl gestellt werden, entweder in ihr
Heimatland oder in die Drittländer Ruanda und Uganda auszureisen.
Jeder Flüchtling soll bei der vermeintlich "freiwilligen" Ausreise
3.500 US-Dollar erhalten. Ausgenommen von dem Programm sind Kinder,
alte Menschen sowie gefolterte Opfer von Menschenhändlern.

"Dieses umstrittene Programm wälzt die Verantwortung für die
Flüchtlinge nicht nur auf afrikanische Staaten ab, sondern es schürt
auch den Menschenhandel krimineller Schleuser, statt ihn wirksam zu
bekämpfen", kritisierte Delius. "Uns sind viele Fälle bekannt, in
denen aus Israel abgeschobene Eritreer ihre Abschiebeprämie
benutzten, um sich erneut von Menschenhändlern die Flucht nach Europa
zu erkaufen." Viele dieser eritreischen Flüchtlinge endeten auch in
Folterkellern libyscher Warlords und Menschenhändler oder wurden vom
"Islamischen Staat" bei der Flucht aufgegriffen und ermordet.

Mit den Regierungen von Ruanda und Uganda hat Israel verhandelt.
Ruandas Regierung hat sich zur Aufnahme von 10.000 Flüchtlingen
bereit erklärt und soll für jeden aufgenommenen Flüchtling 5.000
US-Dollar erhalten. "Freiwillig aus Israel in beide Staaten
ausreisende Flüchtlinge mussten in den vergangenen drei Jahren
erleben, dass weder Ruanda noch Uganda ihnen langfristig Schutz
bieten können und wollen", warnte Delius.

Auch in Israel kritisierten zahlreiche Menschenrechtsorganisationen
die Vereinbarungen mit den Regierungen Ruandas und Ugandas. Das
Flüchtlingshochkommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR) hat
ebenfalls massive Kritik an dem Programm geübt und Israel an seine
Verpflichtung aus der Genfer Flüchtlingskonvention erinnert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Januar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/227: Kim und Trump - "Potenzvergleiche Halbstarker" (ICAN)


ICAN Deutschland e.V. - Meldung vom 3. Januar 2018

Kim und Trump: "Potenzvergleiche Halbstarker"

Friedensnobelpreisträger besorgt über rhetorische Eskalation im
Atomkonflikt



Die aktuellen Friedensnobelpreisträger der Anti-Atomwaffen-Kampagne ICAN
kritisieren die erneute rhetorische Eskalation im Atomkonflikt zwischen USA
und Nordkorea. Gestern hat US-Präsident Donald Trump getwittert, er habe
"einen viel größeren Atomknopf" als Nordkoreas Staatschef Kim Jong-un. Dazu
erklärt Sascha Hach, Vorstandsmitglied von ICAN Deutschland:

"Donald Trump und Kim Jong-un überbieten sich wie Halbstarke in
Potenzvergleichen und bedrohen damit die ganze Welt. Solange Atomwaffen
existieren, ist die gesamte Menschheit dieser Kraftmeierei unberechenbarer
Staatenlenker ausgeliefert. Daher gehören diese Massenvernichtungswaffen
verboten und abgeschafft. Nur so kann es Sicherheit geben.

Mehr als 120 Staaten haben das erkannt und im vergangenen Sommer ein
internationales Atomwaffenverbot beschlossen. Leider boykottiert
Deutschland dieses Abkommen bislang und stellt sich damit auf die Seite von
Atomwaffenfans wie Trump und Kim. Die Zuspitzung im Nordkoreakonflikt
sollte die Bundesregierung dazu bewegen, ihre Haltung zu korrigieren, den
Verbotsvertrag zu unterschreiben und ein deutliches Zeichen gegen
Atomwaffen zu setzen."

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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STELLUNGNAHME/112: Neujahrsansprache von Angela Merkel ohne Friedensperspektiven (Bremer Friedensforum)


Bremer Friedensforum - Pressemitteilung 1.1.2018

Das Wort "Frieden" kommt nicht vor

Neujahrsansprache von Angela Merkel ohne Friedensperspektiven



Bremen. In ihrer Neujahrsansprache, die am Silvesterabend in Funk und
Fernsehen ausgestrahlt wurde, bedankte sich die Bundeskanzlerin wohl bei
den "Soldatinnen und Soldaten, die hierzulande oder in den
Auslandseinsätzen ihren Dienst für unser Land tun".

Sie bedankte sich aber nicht bei den vielen Menschen, die in Kriegsgebieten
versuchen, größte Not zu lindern, wie zum Beispiel die "Ärzte ohne
Grenzen". Das Wort "Frieden" kam in Merkels Rede überhaupt nicht vor,
geschweige denn, dass friedenspolitische Perspektiven auch nur angedeutet
wurden.

Es fiel kein Wort zur notwendigen Entspannung, besonders im Verhältnis zu
Russland, auch nicht zur Reduzierung und Vernichtung der Atomwaffen global.
"Frau Merkel hielt eine Ansprache, die nichts Gutes für die Zukunft
verspricht", kommentiert Hartmut Drewes, Pastor i.R., vom
Sprecher*innenkreis des Bremer Friedensforums.

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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BERICHT/105: Naturbegriffe - im Kreisverkehr ... (SB)




We Indigenous Peoples are sons and daughters of Mother Earth, or
"Pachamama" in Quechua. Mother Earth is a living being in the universe that
concentrates energy and life, while giving shelter and life to all without
asking anything in return, she is the past, present and future; this is our
relationship with Mother Earth. We have lived in coexistence with her for
thousands of years, with our wisdom and cosmic spirituality linked to nature.
However, the economic models promoted and forced by industrialized countries
that promote exploitation and wealth accumulation have radically transformed our
relationship with Mother Earth.

Indigenous People's Declaration [1]

In unmittelbarer Folge des Weltklimagipfels COP 15 in Kopenhagen im Dezember
2009, auf dem wirksame Schritte zur Begrenzung des Klimawandels unter Führung
der US-Regierung in Zusammenarbeit mit den führenden Industriestaaten torpediert
wurden, fand im April 2010 in der bolivianischen Großstadt Cochabamba die
bislang einzige Klimakonferenz statt, die nicht von den Regierungen der
technologisch hochentwickelten Metropolengesellschaften Nordamerikas,
Westeuropas und Ostasiens dominiert wurde. Als Gastgeber fungierte der erste
indigene Präsident Boliviens, Evo Morales, und die am meisten vom Klimawandel
betroffenen indigenen Bevölkerungen Lateinamerikas als auch anderer Weltregionen
konnten so viel Einfluß auf den Verlauf und das Ergebnis der Konferenz nehmen
wie nie zuvor.

Zwar gab und gibt es auch Konflikte zwischen der Regierung des Andenstaates und
seiner indigenen Bevölkerung, was auf der Konferenz unter anderem dazu führte,
daß eine maßgebliche, die extraktivistische Ressourcenpolitik des
plurinationalen Staates kritisierende Arbeitsgruppe außerhalb ihres offiziellen
Verlaufes abgehalten wurde. Dennoch war die von 35.000 Delegierten und
AktivistInnen aus den sozialen Bewegungen und Organisationen von 140 Staaten
besuchte Konferenz das erste und bislang einzige Treffen, das auf
basisdemokratischem Wege zustande gekommene Resolutionen zum Ergebnis hatte,
durch die sich indigene Menschen in ihrem Interesse am Erhalt ihrer
Siedlungsgebiete und Lebensbedingungen vertreten fühlen.

Neben der Abschlußdeklaration der Konferenz "Abkommen der Völker" [2], in dem
eine umfassende Positionsbestimmung zu den Auswirkungen des Klimawandels auf die
Bevölkerungen des Globalen Südens und die dagegen zu ergreifenden Maßnahmen und
Strategien vorgenommen wird, und der Resolution der Indigenen Völker wurde die
Universal Declaration of the Rights of Mother Earth (UDRME) [3] verfaßt. Diese
hat, ausgehend von der in den anderen Dokumenten geforderten Einrichtung eines
internationalen Klimagerichtshofes, zur regelmäßigen Zusammenkunft eines
Tribunals für die Rechte der Natur geführt. Nach Quito, Ecuador, im Januar 2014
und Lima, Peru, im Dezember 2014 tagte das International Rights of Nature
Tribunal während des Weltklimagipfels COP 21 in Paris und zuletzt zu Beginn des
Weltklimagipfels in Bonn.

Am 7. und 8. November war das LVR-LandesMuseum Standort eines von der Global
Alliance for the Rights of Nature (GARN) organisierten Gerichtshofes. Seine neun
RichterInnen entschieden in sieben Fällen, ob sie, wie von der "Erdanwältin"
Linda Sheehan und dem "Erdanwalt" Ramiro Ávila jeweils vorgebracht, grobe
Verletzungen der Allgemeinen Erklärung der Rechte der Mutter Erde (UDRME)
darstellten. Unter Vorsitz des indigenen Umweltaktivisten Tom Mato Awanyankapi
Goldtooth wurden über 50 ZeugInnen und ExpertInnen aus 19 Ländern angehört. Die
große Anzahl der Fälle bedeutete für die ehrenamtlich als RichterInnen tätigen
Personen, jeden Tag gut zehn Stunden lang, von nur kurzen Pausen unterbrochen,
aufmerksam zuzuhören.

Wie in Anbetracht der Schwere der beschriebenen und bezeugten Interventionen in
natürliche Ökosysteme, bei denen zumeist große Konzerne der fossilistischen und
mineralischen Rohstoffextraktion, aber auch Regierungen, die die Abholzung
unersetzlicher Urwälder erlauben oder naturfeindliche Handelsabkommen
unterzeichnen, als "Täter" ausgemacht wurden, kaum anders zu erwarten wurden in
allen Fällen systematische und gravierende Verstöße gegen die UDRME
festgestellt. In seiner Funktion als eine Art Ersatzgerichtshof kritisierte das
Tribunal [4] vor allem, daß diese Akte umfassender Naturzerstörung, die nicht
selten mit Menschenrechtsverletzungen einhergehen und bis zum Ökozid, der
unumkehrbaren Auslöschung ganzer Ökosysteme, reichen, von den jeweils
zuständigen Strafverfolgungsorganen nicht geahndet wurden. Schlimmer noch, in
den meisten Fällen handelt es sich um ganz legal vollzogene Formen der
Ausbeutung unersetzlicher Naturlandschaften und Wasservorräte wie der
Lebensräume indigener Bevölkerungen.

Obwohl die vor dem International Right's of Nature Tribunal verhandelten Fälle
nur den Gipfel des Eisberges katastrophaler sozialökologischer
Zerstörungsprozesse darstellen, wurde dem Ereignis zu wenig Resonanz zuteil. Im
großen Saal des LVR-LandesMuseums waren nur einige Dutzend Menschen zugegen, die nicht
selbst zu den Akteuren des Tribunals zählten, und das Interesse der Medien war
ebenfalls gering. Zur Begrüßung hatte die "Bundesstadt" Bonn nur einen
stellvertretenden Bürgermeister entsandt, und der zeitgleich stattfindende
Klimagegengipfel sorgte zusätzlich dafür, daß die Aufmerksamkeit des in Frage
kommenden Publikums unterhalb der Schwelle nennenswerter Beteiligung blieb.




[image: Podium des Tribunals im LVR-LandesMuseum in Bonn am 7. November 2017 - Foto: © 2017 by Schattenblick]

Neun RichterInnen aus sieben Ländern zu Beginn eines arbeitsreichen Tages

Foto: © 2017 by Schattenblick




Als Rechtssubjekt bleibt die Natur menschlichen Zwecken verhaftet

Dem vom Tribunal festgestellten Versagen vorhandener Rechtssysteme, den
Klimawandel zu begrenzen und die Natur zu schützen, mit einer Art alternativem
Rechtswesen entgegenzuwirken, das sich strukturell und juridisch stark an
denjenigen Justizapparaten orientiert, die seit jeher die Interessen ihrer
weißen Urheber vertreten, ist von vornherein das Problem eingeschrieben, den
Brand mit Benzin bekämpfen zu wollen. Warum wohl sind so gut wie alle Verträge,
die zwischen den indigenen Ureinwohnern Nordamerikas und der US-Regierung
geschlossen wurden, für die von weißen Siedlern überrannten Stämme wertlos
geblieben? Wie kann es sein, daß mit formaler Rechtsgleichheit massive soziale
Ungleichheit legitimiert wird? Warum werden die sozialökologischen Bedingungen
des Lebens sehenden Auges ruiniert, obwohl Legislative, Judikative und Exekutive
angeblich entschlossen sind, dies zu verhindern?

So relevant für die davon betroffenen Menschen und Lebewesen die in
selbstbestimmter Jurisdiktion verhandelten Fälle und Urteile sind, so sehr
bleibt doch zu fragen, ob mit dem Anliegen, der Erde, der Natur oder einzelnen
Ökosystemen den Status von Rechtssubjekten zu verleihen, ihrer rasanten
Zerstörung Einhalt geboten werden kann. Wäre dem so, dann wäre nicht nur das
Interesse an dem Tribunal größer, sondern es hätte längst zu einer
entsprechenden legislativen und juristischen Entwicklung kommen müssen. Zwar
kommt es seit der in Cochabamba nicht erstmals erhobenen, aber dort auf die Höhe
eines konstitutiven Anliegens gehievten Forderung nach der rechtlichen
Subjektivierung der Natur immer wieder dazu, daß einzelnen Flüssen oder
Ökosystemen der Status einer Rechtsperson zugestanden wird. Doch von einer
Schutzwirkung, die der globalen Beschleunigung der zerstörerischen Aufheizung
des Planeten Einhalt gebieten könnte, ist man weit entfernt.

Das kann jedoch kein Argument gegen die weitere Verrechtlichung des
Klimaschutzes im Sinne der Schaffung neuer Rechtspersonen sein, schließlich
könnte sich der von den "Naturrechtlern" angestoßene Prozeß ja beschleunigen. Zu
fragen ist eher, ob er nicht an die Stelle radikalerer - und damit der Wucht der
Entwicklung vielleicht angemessenerer Aktionsformen - treten könnte. Dies liegt
im Wesen einer Rechtsform begründet, die nur auf vertrags-, geschäfts- und
schuldfähige Subjekte anzuwenden ist, die sich freiwillig dem Gewaltmonopol des
staatlichen Souveräns unterwerfen. Die Gewähr und der Entzug von Rechten ist
Ausdruck eines Herrschaftsverhältnisses, das auch in der repräsentativen
Demokratie die Züge autoritär organisierter Verfügungsgewalt aufweist und jeden
dagegen gerichteten sozialen Widerstand in engen Grenzen hält.

Wer sich nicht als mündig erweist und damit bereit ist, dementsprechende
staatsbürgerliche Pflichten einzugehen, wer gar die Grundlagen kapitalistischer
Vergesellschaftung und damit der herrschenden Ordnung in Frage stellt, dem kann
durchaus die Aufhebung seiner bürgerlichen Freiheitsrechte drohen. Die von
indigenen AktivistInnen verlangte Subjektivierung der Natur bedarf stets
menschlicher Subjekte, die diesen Vorgang vollziehen und regulieren. Auch das
indigen bestimmte Verhältnis zu Mutter Erde ist nicht von Beziehungen des
Nutzens frei, die sie bei aller Schonung ihrer Natur zum Objekt menschlicher
Interessen machen. Was einem in unterstellter Unabhängigkeit existierenden
Rechtssubjekt namens Natur eigen und fremd sein müßte, bleibt mithin der
Deutungshoheit der SachwalterInnen dieses Status überlassen. 

Im Kern schließt das Recht die moralischen Werte, die es schützen soll, aus.
Ansonsten wäre es universal bestimmt und könnte niemals für diktatorische oder
andere menschenfeindliche Zwecke mißbraucht werden. Zudem ist es an jeder Stelle
aufhebbar, wie die prinzipielle Bedeutung des Staatsnotstandes und des daraus
hervorgehenden Privilegs, im Not- und Ernstfall den Ausnahmezustand zu erklären,
belegen. Der idealistischen Vorstellung eines absoluten, mit Gerechtigkeit in
eins fallenden Rechts wird als solche auch deshalb kaum widersprochen, weil der
Glaube an die Identität von juristischer Form und moralischem Inhalt nicht
zweckmäßiger sein könnte. So gleichgültig dem Kapital der Inhalt der Verwertung
nicht nur ist, sondern zugunsten erfolgreicher Akkumulation sein muß, so
unvereinbar ist die Widerspruchsfreiheit der Rechtsprechung mit den sozialen
Widersprüchen der Klassengesellschaft.

Wäre es anders, dann bedürfte es nicht erst der Setzung der Natur zum
Rechtssubjekt. Die gegen sie gerichtete Gewalt der Ausbeutung und Aneignung wäre
längst aus inhaltlichen, nämlich dem Interesse aller Lebewesen adäquaten Gründen
vollzogen. Der dem zugrundeliegende Trugschluß, der menschengemachten Kategorie
"Natur" eine vom Menschen unabhängige Seinsqualität zuzuweisen, tut ein übriges
dazu, von der realen und unangenehmen Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen
Gewaltverhältnissen, die auch das Mensch-Natur-Verhältnis bestimmen, Abstand zu
nehmen. Auf dieser anthropozentrischen Weltsicht zu bestehen, ob religiös oder
wissenschaftlich begründet, bleibt einem Idealismus verhaftet, der die
zerstörerischen Konsequenzen des expansiven Naturverbrauches vor ihrer radikalen
Aufhebung schützt. 

Als das projektiv andere bleibt die Natur Objekt einer Inwertsetzung, die ihr
wie auch immer geartetes Lebensinteresse prinzipiell negiert. Nur in der
negativen Affinität, die andere Lebenswelt als fremd, ja feindlich anzusehen,
kann sie rücksichtslos angeeignet und vernutzt werden. Was immer als
vermeintliches Eigeninteresse von der Totalität stoffwechselgebundener
Tauschvorgänge verschont erscheinen mag, bleibt eingebunden in das gebrochene
Verhältnis des Menschen zur eigenen Naturwüchsigkeit, das nicht zu erleiden
keine Frage der Definition, sondern der Emanzipation ist. 

Dessen eingedenk soll anhand der Darstellung einzelner vor dem Tribunal
verhandelter Fälle die Notwendigkeit, sich mit diesen Gewaltverhältnissen
auseinanderzusetzen, unterstrichen werden. Das gilt auch für das Anliegen
indigener Menschen, ihrer eigenen lebensweltlichen Wirklichkeit Geltung zu
verschaffen, anstatt den Übergriffen auf sie auch noch dadurch Legitimität zu
verleihen, daß der Unterstellung, bei Wasser und Land, bei Pflanzen und Tieren
handle es sich um bloße Rohstoffe reproduktiven Verbrauches, zugearbeitet wird.
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Eröffnungszeremonie zur Reinigung des Ortes

Fotos: © 2017 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] Auszug aus der Indigenous People's Declaration: 'Mother Earth can live without us, but we can't live without her', beschlossen auf der World People's
Conference on Climate Change and the Rights of Mother Earth in Bolivien im April
2010

http://readingfromtheleft.com/PDF/CochabambaDocuments.pdf

In eigener Übersetzung:

Wir indigene Völker sind Söhne und Töchter von Mutter Erde, oder
 "Pachamama" in Quechua. Mutter Erde ist ein Lebewesen im Universum. Sie
 konzentriert Energie und Leben und gewährt dabei allen Schutz und Leben,
 ohne eine Gegenleistung zu verlangen. Sie ist die Vergangenheit, Gegenwart
 und Zukunft - das ist unsere Beziehung zu Mutter Erde. Wir haben für Tausende
 von Jahren mit ihr in Koexistenz gelebt, unsere Weisheit und kosmische
 Spiritualität verbunden mit der Natur. Doch die ökonomischen Modelle, die von
 den industrialisierten Ländern propagiert und durchgesetzt werden, die
 Ausbeutung und die Anhäufung von Reichtum vorantreiben, haben unsere
 Beziehung zu Mutter Erde radikal verändert.



[2] https://pwccc.wordpress.com/support/

[3] http://www.rightsofmotherearth.com/rechte-der-mutter-erde

[4] https://therightsofnature.org/united-nations/rights-of-nature-tribunal-bonn-findings/


3. Januar 2018
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LESUNG/5910: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Dichtung und Musik: Hanns Friedrich Arnold liest Prosa und Lyrik von Wolfgang Borchert, 8.2.2018


Kulturcafé Komm du - Februar 2018

Hanns Friedrich Arnold liest Prosa und Lyrik von Wolfgang Borchert

Dichtung und Musik am Donnerstag, den 8. Februar 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit Portraits des Rezitators Hanns Friedrich Arnold (links) und des Hamburger Autors Wolfgang Borchert (rechts) - Foto links: © by Christian Irrgang, rechts: © by Wolfgang-Borchert-Archiv, Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg]





Das Komm du lädt ein zu einer Lesung mit Musik

am Donnerstag, den 08.02.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Hanns Friedrich Arnold liest

Prosa und Lyrik von Wolfgang Borchert und ausgewählte Musikstücke

Wolfgang Borchert (1921-1947), der wegen seiner Kritik am
Nationalsozialismus und angeblicher Wehrkraftzersetzung mehrfach
verurteilt und inhaftiert wurde und mit nur 26 Jahren starb, galt
nach dem Zweiten Weltkrieg als einer der bekanntesten Autoren der
sogenannten Trümmerliteratur. Sein zwischen 1945 und 1947
entstandenes Werk umfaßt Gedichte, Kurzgeschichten und Dramen.
Bekannt wurde vor allem sein Stück "Draußen vor der Tür" um den
scheiternden Kriegsheimkehrer Beckmann. 

Hanns Friedrich Arnold legt in seiner Auswahl den Schwerpunkt
auf zeitunabhängige Erzählungen und Gedichte Borcherts, die
Grundsituationen des Lebens ausdeuten, sowie solche, die von seiner
geliebten Heimatstadt Hamburg handeln. Ein Höhepunkt des Programms
ist die humorvolle Erzählung "Schischyphusch oder Der Kellner meines
Onkels". Die Lesung wird umrahmt mit Musik von Erik Satie, Felix
Mendelssohn Bartholdy, Franz Schubert und einer Volksweise.


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Foto links: Wolfgang Borchert - Letztes Foto als Zivilist im Sommer 1941

Foto rechts: Wolfgang Borchert 1945 auf Urlaub in Hamburg bei seinen Eltern

Fotos: © by Wolfgang-Borchert-Archiv, Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg




Anmerkungen des Rezitators Hanns Friedrich Arnold zu seiner Borchert-Lesung

am 8. Februar 2018 im Kulturcafé Komm du

Wolfgang Borchert verdient wegen seines Werkes und der Bewältigung
seines Lebens voller Not und unvorstellbarer Pein die allergrößte
Bewunderung. Im Krieg überwältigte ihn eine chronische, nicht zu
heilende Krankheit, die noch dadurch unendlich verschlimmert wurde,
dass ihn die Nationalsozialisten schon krank in den Kerker warfen
und später wieder an die Front zurückschickten, weil er kritische
Worte geäußert hatte.

Als er aus dem Krieg heimkehrte, bedeutete seine körperliche
Existenz ständige Qual und es blieben ihm nur noch zwei Jahre für
sein Werk, das er sich mit unerhörtem Willen abrang. Er liebte trotz
allem unbändig das Leben. "Auslöffeln, aussaufen. auslecken,
auskosten, zerquetschen will ich dieses herrliche, heiße, sinnlose,
tolle, unverständliche Leben." sagte er einmal. Es war ihm nicht
lange vergönnt. 

Sein Leben, Denken und Schreiben galt der Wahrheit und er war für
die durch den Krieg betrogene Generation ein Mahner und Aufrufer
gegen die Mächte, die den Menschen, die er liebte, dieses Leid
zugefügt hatten. Sein Schrei wurde gehört; er machte der verlorenen
Generation Mut, ihr Leben wieder in die Hand zu nehmen.

Wolfgang Borchert starb 26-jährig an 20. November 1947 in Basel, wo
er in einem Sanatorium doch noch auf Gesundung gehofft hatte.

Seine Sprache ist sicher in vielen Passagen nicht einfach. Sie weist
Wortwiederholungen, Alliterationen und Klangreihen auf wie im
"Schischyphusch". Aber, wie Heinrich Böll gesagt hat, "sind seine
Erzählungen noch immer Literatur für heute, meisterhafte
Kurzgeschichten, kühl, knapp, kein Wort zuviel, keins zuwenig."

Allen Werken eigen ist, hinter der Form, hinter dem Klang die
Wahrheiten, die letzten Endes immer einfach sind, aufleuchten zu
lassen. Es ist überliefert, dass ihm beim Anblick von Barlach's
Plastik "Der Bettler" fast die Tränen kamen. Barlach's Bettler und
Borchert's Beckmann aus dem Drama "Draußen vor der Tür" sind
seelenverwandt.

Die Lesung im Kulturcafé Komm du umfasst bis auf eine
Erzählung keine Werke, die sich mit der Nachkriegssituation
beschäftigen, sondern jene, die zeitunabhängige Grundsituationen des
Lebens ausdeuten und solche, die von Hamburg, Borcherts
heißgeliebten Heimat künden. 
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Hanns Friedrich Arnold liest Prosa und Lyrik des Hamburger Autors Wolfgang Borchert (1921-1947)

Foto links: © by Christian Irrgang, rechts: © by Wolfgang-Borchert-Archiv, Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg




Über den Rezitator:

Hanns Friedrich Arnold studierte Rhetorik und Stimmbildung an
der Universität Heidelberg und Rezitation bei Fr. Prof. Anne
Marks-Rocke in Hamburg. Er tritt mit eigenen Programmen unter dem
Motto "Dichtung und Musik" bei Kulturveranstaltern, in Kirchen und
auf Kreuzfahrtschiffen auf. Dabei arbeitet er mit Schauspielern,
Pantomimen und je nach Thema mit verschiedenen Instrumental- und
Vokalmusikern zusammen, um seinen Lesungen besondere Farbigkeit zu
verleihen. Als CD-Produktionen stehen "Perlen der Weltliteratur",
eine CD mit Werken von Wolfgang Borchert, eine CD mit dem Thema
"denn wo das Strenge mit dem Zarten..." und eine CD mit der
Erzählung "Der alte Mann und das Meer" von Ernest Hemingway zur
Verfügung.


Weitere Informationen über den Hamburger Schriftsteller
Wolfgang Borchert (20.5.1921 - 20.11.1947):

Wolfgang-Borchert-Archiv an der Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg - Homepage

http://www.sub.uni-hamburg.de/sammlungen/nachlass-und-autographensammlung/wolfgang-borchert-archiv.html

"Das kurze Leben des Wolfgang Borchert" - Ein Film von Hanns Emmerling
https://www.youtube.com/watch?v=sz4I7rkWFDE
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst
eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und
Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im
Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden
frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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AUSSICHTEN/8145: Und morgen, den 4. Januar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.01.2018 bis zum 05.01.2018 +++






[image: Jean-Luc 8145 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wiederholung, Langeweile

könnten für das Wetter gelten,

hätte Jean-Luc Alltagseile,

doch nicht in des Schlafes Welten.
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ITALIEN/206: Mailänder "L'Espresso" - 2017 war ein Jahr schwarzen Terrors bisher unbekannten Ausmaßes (Gerhard Feldbauer)


Laut Mailänder L'Espresso war 2017 ein Jahr schwarzen Terrors
bisher unbekannten Ausmaßes

Faschisten erklären jedem Widerstand "den Krieg"

von Gerhard Feldbauer, 2. Januar 2018



2017 war in Italien "Ein Jahr faschistischer Gewalt". Diese Bilanz
zieht die Mailänder Wochenzeitschrift L'Espresso zum
Jahresabschluss. Sie besagt, dass Stoßtrupps der extremen Rechten wie
die Forza Nuova und CasaPound während des ganzen Jahres landesweit
von Dörfern bis in die Großstädte, in den Provinzen und Regionen bei
Hunderten von Überfällen eine "Spirale der Gewalt" entfesselten.

2017 sei ein Jahr "schwarzen Terrors" bisher unbekannten Ausmaßes
gewesen, in dem jedem Widerstand "der Krieg erklärt" und der Beginn
"der schwarzen Revolution" verkündet wurde. Die Neofaschisten
schreien: "Nach den Parolen werden wir jetzt die Fakten sprechen
lassen".

Der Artikel, den die dem regierenden Partito Democratico (PD)
nahestehende La Repubblica am Montag in voller Länge
wiedergibt, ist der Abschluss von fast einem Dutzend Beiträgen, in
denen L'Espresso in den vergangenen Monaten die wachsende
faschistische Gefahr aufzeigte und vor einem möglichen rechtsextremen
Wahlsieg bei den Parlamentswahlen, die jetzt für den 4. März 2018
anberaumt sind, warnte. Aufgezeigt wurden wesentliche Ursachen dieser
Entwicklung, so, dass die "Abrechnung mit dem Faschismus" nach 1945
sich auf die Hinrichtung des Diktators Benito Mussolini sowie einiger
anderer Faschistenführer beschränkte. Von der US-amerikanischen
Besatzungsmacht gefördert, konnte bereits im Dezember 1946 die
Mussolini-Partei, trotz eines Verbots in der Verfassung, in Gestalt
der faschistischen "Italienischen Sozialbewegung" (MSI)
wiederauferstehen. Das sei eines der "ungelösten Probleme, die Italien
heute belasten". Aufgezeigt wurde, dass führende Industrielle und
Bankiers den fortbestehenden Faschismus finanzierten, damit er ihren
Hauptgegner, die Arbeiterbewegung und ihre Parteien niederhielt. An
der Spitze wurde der Chef der Forza Italia (FI) Silvio Berlusconi
genannt.

Aufgezählt werden Überfälle auf Zentren der Flüchtlingshilfe, auf
Immigrantenunterkünfte, Roma-Lager, auf linke Gemeindeverwaltungen,
bei denen deren Rücktritt gefordert wird, auf Zeitungsredaktionen,
darunter L'Espresso und La Repubblica, die über den
faschistischen Terror berichteten. Der Terror erinnere daran, wie
Mussolini mit ihm Anfang der 1920er Jahre seinen Machtantritt
vorbereitete. Heute solle er den Boden bereiten für eine Regierung
der faschistischen Allianz von Berlusconis FI, der Lega Matteo
Salvinis und der Fratelli (Brüder Italiens (FdI) der früheren
Ministerin Berlusconis, Giorgia Meloni, nach den Parlamentswahlen.
Dieser schwarze Terror trug u. a. dazu bei, dass Berlusconis FI im
Senat die Verabschiedung eines Gesetzes zur Zuerkennung der
Staatsbürgerschaft für 800.000 in Italien geborene Immigrantenkinder
verhindern konnte.

Zur Verbreitung von Fremdenhass und Ausländerfeindlichkeit und zur
Rekrutierung neuer Anhänger nutzten die Neofaschisten das Internet,
in dem eine Website "Avanguardia nera" (schwarze Vorhut) ständig
20.000 Zugriffe habe. Mit zahlreichen weiteren Einträgen, darunter
eine "clickbait", existiere eine regelrechte "schwarze Milchstrasse"
im Internet. L'Espresso zitiert einen Vittorio Boschelli,
Anführer einer Fronte popolare (Volksfront), "einen Aktivisten im
schwarzen web", der aufrief "Laura Boldrini (die linke
Parlamentspräsidentin) öffentlich aufzuhängen". Gehetzt werde gegen
"dreckige Neger", gegen Kommunisten, die als "Zecken" beschimpft
werden, und "Schwule".

In den "schwarzen Gruppen" sind, so L'Espresso, "Exponenten
der Ordnungskräfte", darunter der Streitkräfte und der Polizei
aktiv. Sie verbreiteten in eigenen Netzwerken "Rassenhaß und fake
news". Ein faschistisches Kommando nenne sich "Esercito Fascista"
und verkünde, es stehe mit 1.400 eingeschriebenen Mitgliedern
"bereit". Dazu passt, dass Berlusconi einen früheren General der
Carabinieri (des kasernierten Polizeikorps) als Kandidaten für die
Wahlen aufstellen will.

 * 
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VORTRAG/695: Bielefeld - "Bielefeld in der Kaiserzeit" am 7. Januar 2018


Bielefeld in der Kaiserzeit



Bielefeld (bi). Am Sonntag, 7. Januar, lädt das Historische Museum zu
einem Bildvortrag unter dem Titel "Bielefeld in der Kaiserzeit" ein.
Um 15 Uhr führt Peter Salchow in die Epoche von 1871 bis 1918 zurück,
die für Bielefeld mit einem großen Aufschwung verbunden war. Die Stadt
verzeichnete ein rasantes Wachstum, die Industrie dehnte sich aus und
neue Wohnviertel entstanden. Das Aussehen Bielefelds veränderte sich
nachhaltig und ist bis heute durch die Kaiserzeit geprägt. 

Der Eintritt zu der Veranstaltung kostet fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Januar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/1672: Lippstadt - "Wir erleben das Jahr" am 12. Januar 2018


Stadt Lippstadt

Mit Kamishibai durchs Jahr 

Vorlesestunde für Kinder in der Stadtbücherei startet mit japanischem
Papiertheater



Lippstadt. "Wir erleben das Jahr" - mit diesem Kamishibai
(Erzähltheater) startet die monatliche Vorlesestunde für Kinder von
fünf bis sieben Jahren in der Thomas-Valentin-Stadtbücherei am
Donnerstag, 12. Januar 2018. Mit dem japanischen Papiertheater lernen
die Kinder den Kreislauf der Natur kennen, sie entdecken typische
Pflanzen und Tiere oder finden sich in den jahreszeitlichen
Aktivitäten und im Brauchtum wieder.

Die Vorlesestunde findet von 16 bis 17.30 Uhr statt. Nach dem Vorlesen
 wird wieder gebastelt. Wegen der begrenzten Teilnehmerzahl ist eine
Anmeldung unter 02941/980-240 erforderlich. Für das Bastelmaterial
wird ein Kostenbeitrag in Höhe von einem Euro eingesammelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Januar 2018

Stadt Lippstadt

Frau Scharte, Pressestelle,

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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LESUNG/1671: Hanau - Von fliegenden Teppichen, Geburtstagstorten und kleinen Hasen ab 6.1.2018


Stadt Hanau

Von fliegenden Teppichen, Geburtstagstorten und kleinen Hasen 

Jede Menge Vorlesespaß für Kinder in der Hanauer Stadtbibliothek



Jede Menge Vorlese- und Erzähltermine bietet die Stadtbibliothek im
Kulturforum Hanau auch im neuen Jahr. Kinder ab vier Jahren dürfen
sich auf spannende und unterhaltsame Stunden im Familien- und
Märchennest sowie im Kinderatelier freuen.

Den Anfang macht die Vorlesestunde mit Birgit Jaczkowski am Mittwoch,
10. Januar, 16 Uhr. In dem von ihr ausgewählten Bilderbuch "Fabers
Schatz" von Cornelia Funke geht es um Freundschaft und Offenheit für
das Fremde in unserem Land. Die Geschichte erzählt, wie Faber das
Geheimnis des fliegenden Teppichs lüftet, den ihm der Großvater
vererbt hat. Ein Mädchen aus Damaskus hilft ihm schließlich, die
fremde Schrift zu entziffern und das Rätsel des Teppichs zu lösen.
Dabei merkt Faber, dass die Magie des Teppichs noch viel weiter reicht
als er geahnt hat. Im Anschluss an das Vorlesen wird gebastelt, gemalt
oder gespielt. Der Eintritt ist frei.

Die ersten "Samstagsgeschichten" des Monats stehen am Samstag, 6.
Januar, um 11 Uhr auf dem Programm, wenn Ingrid Spahn das
Bilderbuchkino "Theo Tonnentier und die beste Geburtstagstorte der
Welt" präsentiert.

Am Samstag, 13. Januar, liest Jürgen Berten aus dem Buch "Ein Loch
gegen den Regen" vor. Im Mittelpunkt steht der Hase, der ein Loch als
Schutz gegen den Regen gräbt. Viele Tiere kommen und wollen ihn mit
guten Ratschlägen davon abbringen. Aber am Ende stellt sich heraus,
dass nicht alles, was für einen selbst richtig ist, auch für einen
anderen sinnvoll sein muss.

Der vorletzte Samstag im Januar steht ganz im Zeichen des Hanauer
Märchenerzählkreises, der sich ehrenamtlich unter anderem in der
Stadtbibliothek engagiert, und sein Publikum regelmäßig mit
ausgewählten Märchen verzaubert.

Die Samstagsgeschichten beginnen immer um 11.15 Uhr. Im Anschluss an
das Lesen oder Erzählen wird mit den Kindern noch gebastelt oder
gemalt. Der Eintritt zu allen Veranstaltungen ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Januar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Pressestelle@hanau.de
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THEATER/1307: Hannover - "Heini hebt ab" - Kinderfest in der Oper am 04.02.2018


Staatsoper Hannover

DAS KINDERFEST IN DER OPER

HEINI HEBT AB

SO, 04.02.18, 11:00 UND 16:30 UHR



Auf ins Weltall! Seit Heini, der kleine Vampir, auf einem alten Radio
unbekannte Klänge empfängt, möchte er unbedingt den Weltraum erkunden.
Er kann es kaum erwarten, den Planeten zu finden, von dem diese
ungewöhnliche Musik stammt. Aber wie soll der kleine Vampir so hoch
fliegen? Wer kann ihn auf seiner Mission begleiten? Und wie soll er
sich mit den Bewohnern der anderen Planeten unterhalten? Beim
Kinderfest 2018 helfen Kinder und Erwachsene im Publikum gemeinsam mit
Musikern, Sängern und Mitarbeitern aller Abteilungen der Staatsoper
dabei, den kleinen Vampir höher als in seinen kühnsten Träumen fliegen
zu lassen. Kinder ab 5 Jahren erfahren auf Heinis Weltraumfahrt, in
welchen unterschiedlichen Klangsprachen man sich auf den neu
entdeckten Planeten unterhalten kann, und erleben dabei durch eigene
Aktion, wie Musiktheater entsteht.

KONZEPT / GESAMTORGANISATION Friederike Karig 

DIRIGENT Siegmund Weinmeister 

AUSSTATTUNG Pablo Mendizábal HEINI, 

DER KLEINE VAMPIR Britt Wolfgramm (Figurentheater Marmelock) 

SÄNGERIN Josy Santos

Niedersächsisches Staatsorchester Hannover

Kinderchor der Staatsoper Hannover LEITUNG Heide Müller

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Februar 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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TREFF/644: Sprengel Museum Hannover - Finissage der Ausstellung "revonnaH" am 07.01.2018


Sprengel Museum Hannover

Finissage der Ausstellung "revonnaH. Kunst der Avantgarde in Hannover" 

Sonntag, 7. Januar 2018, 11.15 - 17.00 Uhr



"Liest man aber Hannover von hinten, so ergibt sich die
Zusammenstellung dreier Worte: 're von nah'." Ein Wortspiel von Kurt
Schwitters, das einer Ausstellung den Titel gibt, die die lebendige
Kunstszene im Hannover vor und nach dem Ersten Weltkrieg - die
Kaiserzeit und die Weimarer Republik - bis zur Machtergreifung der
Nationalsozialisten wiederspiegelt. Institutionelle Bestrebungen wie
im Kestner-Museum mit Albert Gideon Brinckmann und im
Provinzial-Museum mit Alexander Dorner, aber auch das Engagement
privater Unternehmer wie Hermann Bahlsen und Fritz Beindorff (Pelikan)
und einer breiten Bürgerschaft förderten die Auseinandersetzung mit
der modernen Kunst vom Expressionismus über die Abstraktion bis zur
Neuen Sachlichkeit. Im Kunstsalon von Käte Steinitz traf sich die
Avantgarde um Kurt Schwitters, "die abstrakten hannover" wurden
gegründet und die hannoversche Neue Sachlichkeit entwickelte ihren
eigenen Stil.

Die Finissage am Sonntag, 7. Januar 2018 bietet ein Programm, das noch
einmal umfassend das künstlerische und historische Panorama der
Ausstellung ausloten möchte. Die Kuratorin der Ausstellung, Dr. Karin
Orchard, macht in ihrer Führung das Konzept und die Überlegungen, die
zu einer solchen Präsentation führen, transparent. Die Lesung mit dem
Schauspieler Philippe Goos vom Schauspiel Hannover versucht mit
literarischen Text-Montagen aus Romanen und biografischen Notizen das
Leben dieser Zeit in Hannover lebendig darzustellen.

Die Familien-Werkstatt für die kleinen und auch die großen Besucher
der Ausstellung lässt Raum für ein praktisch-kreatives Tun, um sich
dem historischen Hannover zu nähern.

Finissage-Programm

Sonntag, 7. Januar 2018, 11.15 - 17.00 Uhr

11.15 Uhr

Kuratorenführung

mit Karin Orchard

14.00 Uhr

Lesung

Die preußische Provinzhauptstadt revonnaH

Ein literarischer Rückblick

mit Texten von Theodor Lessing und Karl Jakob Hirsch

mit Philippe Goos, Schauspiel Hannover

15.00 Uhr

Führung

Das Hannover der 1910er- und 1920er-Jahren

Menschen und Bilder

mit Patricia Hartmann

16.00 Uhr

Führung

Die "moderne Kunststadt" -

Expression, Abstraktion und die neue Sachlichkeit

im Hannover des frühen 20. Jahrhundert

mit Carmen Putschky

14.00 - 17.00 Uhr

FamilienAktion

Es war einmal ... revonnaH vor fast 100 Jahren

Wie es damals wohl aussah?

Mit alten Ansichten, Bildern, Karten entstehen HannoverCollagen

mit Karoline Bauer und Sarah Holland

Eintritt (7 Euro, 4 Euro ermäßigt) zzgl. 1 Euro pro Veranstaltung

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz, 30169 Hannover

Internet: www.sprengel-museum.de
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EXPRESS/794: Keine Casting-Couch für gering entlohnte Frauen, aber jede Menge sexuelle Belästigung


express - Zeitung für sozialistische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit

Nr. 11/2017

Keine Casting-Couch für gering entlohnte Frauen, aber jede Menge
sexuelle Belästigung

von Jane Slaughter



"Sexuelle Belästigung widerfährt nicht bloß glamourösen Frauen in
glamourösen Branchen. Da es bei sexueller Belästigung um Macht geht
und nicht um Sex, ist es nicht überraschend, dass Frauen in schäbigen
Jobs im Niedriglohnbereich ziemlich viel davon abkriegen.

Die Equal Employment Opportunity Commission (EEOC, eine
US-amerikanische Bundesbehörde zur Untersuchung von
arbeitsplatzbezogenen Diskriminierungsvorwürfen, d.Ü.) sagt, dass das
Hotel- und Gaststättengewerbe die größte Quelle von Klagen wegen
sexueller Belästigung ist. In einer landesweiten Untersuchung mit
4.300 Restaurantbeschäftigten durch die Anlaufstelle Restaurant
Opportunities Center United (ROC) berichtete mehr als jeder/jede
zehnte, selbst sexuelle Belästigung erfahren oder dies bei KollegInnen
beobachtet zu haben. ROC geht davon aus, dass diese besorgniserregende
 Zahl höchstwahrscheinlich noch deutlich zu niedrig ist.

Gesprächsgruppen und Interviews, die ROC landesweit durchgeführt hat,
zeigen sexuelle Belästigung als »akzeptierten Teil der Kultur«. Eine
Arbeiterin sagte: »Es ist unvermeidlich. Wenn es keine verbale Attacke
ist, will sich jemand an Dir reiben.«

ROC hat Schlichtungsverfahren des EEOC und Urteile zu sexueller
Belästigung aus vier Jahren ausgewertet und kommt zu dem Ergebnis, das
vor allem gegen bekannte Ketten Klage erhoben wurde, darunter
McDonalds (mit 16 Prozent der Fälle deutlicher Spitzenreiter), KFC,
Sonic, IHOP, Applebee's, Cracker Barrel, Ruby Tuesday und Denny's.

Meist wurden die ArbeiterInnen täglich missbraucht und belästigt und
waren mit Vergeltungsmaßnahmen für ihre Beschwerden konfrontiert.

Jenny Brown von den Labor Notes, die jetzt für die feministische NGO
National Womens Liberation arbeitet, betont, dass die düsteren
Statistiken für Gastronomiebeschäftigte mit der Art und Weise ihrer
Bezahlung zusammenhängen: Trinkgelder.

ROC schilderte in einem Bericht 2014, »dass mehrheitlich weibliche
Belegschaften sich das Wohlgefallen und die Gunst der Kundschaft
erarbeiten müssen, um ihren Lebensunterhalt zu verdienen«. Männer
nutzen das mit aufdringlichen Fragen, Gesten, mit Grapschen und sogar
mit Stalking aus. »Dummerweise ist das zur gesellschaftlichen
Normalität geworden, wir alle haben das akzeptiert und wir alle hassen
das«, sagte eine Barkeeperin dem ROC.

Manager neigen dazu, sich auf die Seite der Kundschaft zu schlagen,
wenn Beschäftigte sich beschweren. Eine Bedienung berichtete vom
Kommentar ihres Chefs: »Na ja, diese Leute zahlen viel Geld für
unseren Service, und, guck mal, würde es denn wehtun, ein bisschen zu
lächeln, ein bisschen freundlicher zu ihnen zu sein?«


Auf dem Feld

Eine Feldarbeiterin beschreibt die Regeln auf dem Acker als
vergleichbar mit denen im Restaurant: »Du lässt es zu, oder sie
schmeißen Dich raus.« Eine Untersuchung der Situation von
Landarbeiterinnen kam 2010 zu dem Ergebnis, dass 80 Prozent sexuelle
Belästigung bei der Arbeit erlebt hatten. Landarbeiterinnen sind
besonders verwundbar, wenn sie von einzelnen Vorarbeitern eingestellt
und bezahlt werden, die damit direkte Kontrolle über ihren
Lebensunterhalt haben.

Reinigungskräfte sind ein weiteres typisches Beispiel aus dem
Niedriglohnbereich, wie Sonia Singh dieses Jahr dargestellt hat. Sie
sind überwiegend weiblich und arbeiten oft spät abends an isolierten
Arbeitsplätzen. Die PBS-Dokumentation »Vergewaltigung in der
Nachtschicht« von 2015 zeigte, wie weit verbreitet und unterbelichtet
sexualisierte Gewalt für Putzkräfte ist.

Im Mai 2016 setzte die Gewerkschaft United Service Workers West
(USWW) einen neuen Rahmenvertrag in Kalifornien durch, der Kurse zum
Thema sexuelle Belästigung für Vorabeiter und Beschäftigte vorsieht,
und der gewährleistet, dass ArbeiterInnen die Möglichkeit haben, sich
bei Führungskräften oberhalb ihrer unmittelbaren Vorgesetzten zu
beschweren.

Die USWW experimentierte bei den Kursen mit dem Einsatz eines
Telenovela-/Seifenopernformats, das unterbrochen werden konnte, um
sich über die gerade gesehenen Szenen auszutauschen.

Die Gewerkschaft arbeitete auch mit PolitikerInnen zusammen, um ein
Gesetz für den Bundesstaat zu entwickeln, den Property Services
Worker Protection Act. Sie gewann BürgermeisterInnen und
gewerkschaftlich organisierte Unternehmen als Unterstützung und
finanzierte Plakatwände mit der Aufschrift »Beendet die
Vergewaltigungen in der Nachtschicht« an strategisch bedeutenden
Orten. Als nicht sicher war, ob Gouverneur Jerry Brown das Gesetz
unterzeichnen würde, entschieden sich einige für eine Fastenaktion:
Zwölf Betroffene von sexualisierter Gewalt und Belästigung am
Arbeitsplatz begannen ihren Hungerstreik vor dem Capitol. Viele von
ihnen verlasen offene Briefe an ihre Angreifer. Die meisten hatten
vorher nie öffentlich über ihre Geschichte gesprochen. Nachdem die
Gruppe fünf Tage lang gefastet hatte, unterzeichnete Brown das Gesetz,
das 2019 in Kraft treten wird. Es verpflichtet Reinigungs- und
Sicherheitsdienste, Beschäftigte und Führungskräfte zu sexualisierter
Gewalt und Belästigung zu schulen.


Im Hotelzimmer

Die vermutlich am stärksten von unmittelbaren Übergriffen betroffene
Gruppe bilden Reinigungskräfte im Hotel. Offenbar denken männliche
Gäste, dass eine Frau, die sich in einem Schlafzimmer aufhält,
verfügbar sein muss. Jenny Brown schreibt: »Arbeiterinnen berichten,
dass männliche Kunden sich entblößen, dass sie versuchen, sexuelle
Dienste zu kaufen, dass sie grapschen und tatschen, und in manchen
Fällen versuchen sie zu vergewaltigen.«

»Kunden bieten Geld für Massagen - aber sie wollen keine Massage, sie
wollen etwas anderes«, sagt Elizabeth Moreno, eine 18-jährige
Hotelbeschäftigte aus Chicago. Wenn sie Lieferungen des Zimmerservice
bringt, kommen männliche Gäste gelegentlich nackt an die Tür, sagt
sie.

Das Problem ist so weit verbreitet, dass Hotelbeschäftigte auf Hawaii
und in San Francisco sich gegen Bestrebungen des Managements gewehrt
haben, ihnen das Tragen von Röcken vorzuschreiben. Die Arbeiterinnen
sagten, dass die Uniformen sie angreifbarer für Grabscher machen in
einem Beruf, der es nötig macht, dass man sich über Betten, Wannen und
Fußböden bückt.

Im New Yorker Sofitel, wo Dominique Strauss-Kahn, damals Vorsitzender
des Internationalen Währungsfonds, 2011 eine Reinigungskraft in einem
Raum für 3.000 Dollar pro Nacht angriff, hat die Geschäftsleitung
einer Gewerkschaftsvertreterin zufolge die Uniform mit Rock zugunsten
von Hosen und Blusen abgeschafft.

Die Sicherheit der Reinigungs- und Servicekräfte wird gefährdet durch
Personalkürzungen, die die Frauen bei der Arbeit isoliert.
Hawaiianische Hotelbeschäftigte in der »Wendeschicht«, zu der es
gehört, am Abend in die Zimmer zu gehen, um Vorhänge zuzuziehen und
Betten zu machen, haben bislang paarweise gearbeitet. Jetzt verlangt
die Geschäftsführung von ihnen, allein zu arbeiten, und sie sagen,
dass sie sich daher unsicher fühlen.

In Chicago haben Arbeiterinnen für das Recht gekämpft, die Zimmertür
mit ihrem Servicewagen am Zufallen zu hindern, solange sie das Zimmer
reinigen. Manche Geschäftsleitungen bezeichneten das als
»unprofessionell« oder behaupteten, es würde Diebstahl von
Gegenständen aus dem Zimmer erleichtern.

»Wenn wir das Wasser laufen lassen, hören wir nicht, wenn der Gast
reinkommt«, sagt Moreno. In ihrem gewerkschaftlich organisierten Hotel
wird die Zimmerreinigung von einer Vorarbeiterin beaufsichtigt, wenn
ein Gast anwesend ist.


Und das Management lacht

Nach dem Strauss-Kahn-Vorfall veranstaltete die Gewerkschaft UNITE
HERE Kundgebungen in acht Städten. »Diese Kunden glauben, sie können
uns für alles benutzen, weil wir nicht ihre Macht und nicht ihr Geld
haben«, sagt Yazmin Vazquez, die in Chicago im Zimmerservice arbeitet.

Eine 30-jährige Beschäftigte in Indianapolis, die als »Gästeläuferin«
in der Abendschicht arbeitet, brachte Handtücher und Shampoo zu
Gästen, die danach verlangt hatten. Sie berichtete, dass sie zweimal
pro Woche mit Männern konfrontiert ist, die nackt zur Tür kommen, sie
anmachen oder Schlimmeres. Die Mitglieder des Managements wussten das,
sagte sie, wischten es aber meist mit einem Lachen beiseite.

Die Hotelbeschäftigte Andria Babbington aus Toronto berichtete
ebenfalls von lachenden Managern als Reaktion auf ihre Beschwerde über
einen nackten Gast, der von ihr shampooniert werden wollte.

»Hotels sind Komplizen in einer Kultur des Schweigens«, sagt Annemarie
Strassel von UNITE HERE. »Die Prämisse ist, dass der Gast immer Recht
hat.« Kommt der Wille der Geschäftsleitung hinzu, den Gästen zu
gefallen und aufmerksamkeitserregende Vorfälle unter den Teppich zu
kehren, fühlen sich viele Arbeiterinnen unter Druck, Beleidigungen und
Übergriffe als Teil ihrer Arbeit zu ertragen.

Wenn Arbeiterinnen das Fehlverhalten von Gästen melden, wird selten
die Polizei verständigt. »Egal was wir sagen, das Management wird
stets den Gast respektieren«, sagte Hortensia Valeria bei der
Kundgebung in Chicago.

Gleichwohl wurde Strauss-Kahn von der Polizei verhaftet (auch wenn die
Anklage später fallen gelassen wurde) und kurz danach auch der
ägyptische Bankier Mahmoud Abdel-Salam Omar, der von einer
Haushaltshilfe eines ähnlichen Vergehens beschuldigt wurde. Beide New
Yorker Frauen waren Gewerkschaftsmitglieder.

Ebenso wie es jetzt durch die Flut an Berichten über den Medienmogul
Harvey Weinstein geschieht, machte das damalige öffentliche Interesse
es leichter für Arbeiterinnen, über ähnliche Vorfälle zu sprechen. Die
Geschäftsführungen beider Hotels versprachen, die Beschäftigten mit
Alarmknöpfen auszustatten.



Quelle: Labor Notes, Online-Ausgabe vom 13. Oktober 2017, online
unter: 

http://labornotes.org/2017/10/no-casting-couch-low-wage-women-lots-sexual-harassment

Übersetzung: Stefan Schoppengerd


Zum Thema siehe auch:

- Sexuelle Belästigung: Rechte und Ratgeber. Beitrag aus express,
Zeitung für sozialistische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit, Ausgabe
11/2017

- »Viele Probleme kann man selber lösen«. Interview mit Nadine Seyler
zu Strategien der Selbstbehauptung gegen Belästigung, erschienen in
express, Zeitung für sozialistische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit,
Ausgabe 11/2017
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GLEICHHEIT/6532: Teilzeitarbeit in Deutschland massiv gestiegen
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Teilzeitarbeit in Deutschland massiv gestiegen

Von Elisabeth Zimmermann

3. Januar 2018



Die Zahl der Arbeitsstunden, die in Teilzeit geleistet werden, ist in
Deutschland zwischen 2000 und 2016 um fast 70 Prozent gestiegen. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linken-Fraktion
hervor, über die die Rheinische Post am 16. Dezember berichtete.
Gleichzeitig hat sich die Zahl der Menschen, die auf Lebensmittelspenden
angewiesen sind, drastisch erhöht.

Der Anteil der Teilzeitarbeit am gesamten Arbeitsangebot stieg seit 2000
von 13,4 auf 21,7 Prozent. Die durchschnittliche Arbeitszeit von
Teilzeitbeschäftigten erhöhte sich in diesem Zeitraum um 18,3 Prozent,
während die Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten um 1,3 Prozent sank.

Vor allem Frauen arbeiten in Teilzeit. Im Jahr 2016 waren es fast 40
Prozent, während der Anteil bei Männern unter 10 Prozent lag. Zu Beginn des
Jahrhunderts hatten nur 26 Prozent der Frauen und 5 Prozent der Männer in
Teilzeit gearbeitet.

Viele Betroffene arbeiten nicht freiwillig in Teilzeit, sondern weil sie
keine angemessene Vollzeitbeschäftigung finden. Frauen, die wegen der
Betreuung von Kindern oder der Pflege von Angehörigen Teilzeit arbeiten,
gelingt es nur sehr selten, anschließend wieder in eine Vollzeitstelle
zurückzukehren. Vor allem die Hartz-Gesetze, die die rot-grüne
Bundesregierung 2003 einführte, haben zu einem explosionsartigem Wachstum
von Teilzeitstellen und des Niedriglohnbereichs geführt.

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung IAB der Nürnberger
Bundesagentur für Arbeit hatte bereits im Sommer letzten Jahres ermittelt,
dass die Zahl der Teilzeitbeschäftigten innerhalb von 20 Jahren von 8,3
Millionen auf 15,3 Millionen Menschen gestiegen ist.

Mit dem Anstieg von Teilzeit- und Niedriglohnarbeit geht eine deutliche
Zunahme von Armut einher. So ist die Anzahl der Haushalte mit mindestens
einem sozialversicherungspflichtigen Teilzeitbeschäftigten, die mit Hartz
IV-Leistungen aufstocken müssen, seit 2007 um 156 Prozent auf 377.000
gestiegen. In diesem Bereich wurden 2016 3,3 Milliarden Euro für Hilfe zum
Lebensunterhalt ausgegeben.

Auch die Altersarmut wächst als Folge der Teilzeitarbeit, da die
Rentenansprüche aufgrund der niedrigeren Löhne sinken. Hinzu kommen
zahlreiche weitere Maßnahmen, die das Rentenniveau sinken lassen, wie die
Anhebung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre, die stärkere Besteuerung
von Renten und der Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen. Sie wurden fast
alle unter der Federführung von SPD-Arbeitsministern wie Franz Müntefering
und Andrea Nahles beschlossen.

Während der Weihnachtstage berichteten mehrere Zeitungen über die wachsende
Zahl von Rentnern, die auf Lebensmittelhilfeunterstützung der Tafeln
angewiesen sind. Laut Angabe des Bundesverbands der Hilfsorganisation ist
bereits jeder vierte Kunde ein Rentner. Die Anzahl der Senioren, die zu
einer Tafel gehen, hat sich damit innerhalb von zehn Jahren auf 350.000
verdoppelt.

Die Tafeln, von denen es bundesweit mehr als 900 gibt, sammeln Lebensmittel
von Restaurants, Geschäften und Supermärkten und geben die zu einem
geringen Preis oder kostenlos an Bedürftige weiter. Dabei handelt es sich
überwiegend um Hartz-IV-Empfänger, kinderreiche Familien, Obdach- und
Wohnungslose, Flüchtlinge und arme Rentner. Insgesamt versorgen die Tafeln
jährlich etwa 1,5 Millionen Menschen mit Lebensmittelspenden.

Jochen Brühl, der Vorsitzende der Tafel Deutschland, sagte der
Süddeutschen Zeitung zur wachsenden Zahl von Rentnern, die die
Tafeln in Anspruch nehmen: "Wir merken, dass die Mieten vielfach stärker
als die Renten zulegen und sich mehr alte Menschen abgehängt fühlen." Viele
alte Menschen wollten "ihren Kindern nicht zur Last fallen". Viele fühlten
sich auch einsam und suchten soziale Kontakte.

In München, einer der reichsten und teuersten Städte Deutschlands,
versorgen die Tafeln 20.000 Menschen in der Woche mit Lebensmitteln. Auch
hier sind die von Altersarmut Betroffenen die am schnellsten wachsende
Gruppe. Ihr Anteil beträgt inzwischen 40 Prozent.

Die Leiterin der Tafel in München, Frau Kiethe, sagte der Süddeutschen
Zeitung: "Als wir vor 24 Jahren angefangen haben, haben wir 400
Menschen versorgt. Inzwischen sind es 50 Mal so viele. Natürlich hat das
auch damit zu tun, dass wir Vertrauen gewonnen haben und bekannter geworden
sind. Aber die Menschen verarmen auch immer mehr. Ich beobachte etwa, dass
sich viele kinderreiche Familien schwer tun. Die Mieten in München sind
unbezahlbar. Es geht nicht nur ums Essen, sondern auch um gesellschaftliche
Teilhabe. Ich höre oft: 'Ich würde so gerne mal mit meiner Freundin ins
Kino gehen oder einen Kaffee trinken. Aber es reicht einfach nicht.'"

Ulrike Mascher, die Vorsitzende des Sozialverbands VdK, sagte, Altersarmut
sei vor allem weiblich. Sterbe der Ehemann oder sei eine Frau als Rentnerin
alleinstehend, seien die Altersbezüge häufig sehr gering. Sie bezeichnete
es als "beschämend, dass die Tafeln notwendig sind". Sie sprach von einem
"Armutszeugnis für Deutschland".

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts erhielten 2016 etwa 526.000
Menschen in Deutschland die Grundsicherung im Alter, das Hartz IV für
Senioren. Seit Einführung dieser Leistung im Jahr 2003 hat sich die Zahl
der Empfänger im Rentenalter mehr als verdoppelt.

Zur Zeit ist der offizielle Anteil der Armen unter den Rentnern noch
relativ gering. 2015 waren 3,2 Prozent der Menschen ab 65 Jahren auf
Grundsicherung angewiesen. Hier ist aber auch die Dunkelziffer hoch, da
viele arme alte Menschen nicht wissen, dass sie Anspruch auf diese Leistung
haben, oder sich schämen, sie zu beantragen.

Es gibt bereits viele Studien, die davor warnen, dass sich das Armutsrisiko
im Alter stark erhöht. Dies gilt besonders für Langzeitarbeitslose,
Geringverdiener und Selbstständige ohne Altersvorsorge.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de
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KAZ/274: "Wir müssen Arbeitszeit neu denken" - Oder: Wir müssen Arbeitszeitverkürzung neu erkämpfen


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 361, Dezember 2017

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

"Wir müssen Arbeitszeit neu denken"

Oder: Wir müssen Arbeitszeitverkürzung neu erkämpfen!

von Ludwig Jost



"Wir müssen Arbeitszeit neu denken" hat IGM-Vorsitzender
Hofmann am 7. November 2017 im Interview mit Zeit-Online zu den
Tarifforderungen der IGM für 2018 festgestellt.

Was beim "neuen Denken" als Forderung herausgekommen ist, haben alle
Tarifkommissionen der 7 IGM-Bezirke am 24. und der Vorstand am 26.
Oktober 2017 beschlossen. Wie bekannt: 6 Prozent mehr Lohn und
Arbeitszeitverkürzung, "selbstbestimmte Arbeitszeiten, die zum
Leben passen". Der IGM-Vorsitzende hat sie bereits am 27. Juni
2017 der großen Arbeitszeitkonferenz aller Tarifkommissionsmitglieder
in Mannheim als "Zielbild" der IGM diktiert (Bericht KAZ 360):
Durchsetzung eines tarifvertraglichen Rechtsanspruches, die
Arbeitszeit für 2 Jahre von 35 auf 28 Stunden in der Woche zu
verkürzen und danach auf 35 Stunden zurückzukommen. Für jede und
jeden, die/sich den Lohnverlust leisten kann oder will. Das
"neugedachte Arbeitszeitmodell" wird jetzt mit allen möglichen
Argumenten von "selbstbestimmter Arbeitszeit und Flexibilität" als
richtige Forderung hochgejubelt und verteidigt. Sieht man vom offenen
Brief des tarifpolitischen Arbeitskreises der IGM-Geschäftsstelle
Jena-Saalfeld ab (siehe Kasten weiter unten), konnte es,
offensichtlich ohne Konflikte auszulösen, durchgesetzt werden. Ein
Ausdruck dafür, dass die damit verbundene Problematik keine große
Rolle gespielt hat. Nämlich die Tatsache, dass die IGM-Führung es
geschafft hat, Tarifkommissionen, Vertrauensleute und Belegschaften -
was das "neue Arbeitszeit-Denken" angeht - auf die Durchsetzung
individueller Ansprüche und gegen kollektive Arbeitszeitverkürzung
festzulegen. Andere Forderungen - z.B. Durchsetzung der
35-Stunden-Woche im gesamten Metall- und Elektrobereich und/oder für
weitere Arbeitszeitverkürzung auf eine 30-Stunden-Woche - sind damit
zunächst einmal abgewürgt. Unter Berücksichtigung der geplanten und in
der Regel vereinbarten Tarifvertragslaufzeiten zumindest für die
nächsten 2 Jahre.

Das passt dann auch mit dem Zeitrahmen von 4 Jahren bis zum nächsten
Gewerkschaftstag zusammen, den der IGM-Vorstand für die Diskussion von
"Arbeitszeitfragen" im Oktober 2015 vom 23. ordentlichen
Gewerkschaftstag in Frankfurt am Main hat beschließen lassen. Was
hierbei die Angleichung der Ost- an die Westtarife angeht, ist die
IGM-Führung offensichtlich etwas unter Druck gekommen. Noch bei der
Juni-Tarifkonferenz hat der IGM-Vorsitzende die von der Ost-Delegation
geforderte Einführung der 35-Stunden-Woche mit dem Hinweis auf zu
wenige IGM-Mitglieder abgelehnt. Jetzt haben die mit für den Osten
zuständigen IGM-Bezirksleitungen angekündigt, die
"Ost-West-Unterscheidungen in einem überschaubaren Zeitraum" 
überwinden zu wollen, und festgestellt: "Für die ostdeutschen
Tarifgebiete erwarten wir von den Arbeitgebern eine ernsthafte und
belastbare Verhandlungsverpflichtung für einen Prozess der Angleichung
der Entgelte, Arbeitszeiten und Arbeitsbedingungen." (Olivier
Höbel, Bezirksleiter für Berlin-Brandenburg und Sachsen, 24.10.2017)

Dazu haben die Kapitalverbände ihre Meinung bereits im September
gesagt. Sie lehnen es ab, in dieser Tarifrunde die Arbeitszeit in
Ostdeutschland zum Thema zu machen (VME 15.09.2017, www.vme-net.de).

Was wir dazu brauchen - die Belastbarkeit unserer Kampffähigkeit


Wir brauchen Entschlossenheit und Solidarität. Wir dürfen nicht mehr
akzeptieren, was auch 27 Jahre - nachdem sich der deutsche
Imperialismus die DDR einverleibt hat - Fakt ist: die unterschiedliche
Behandlung bei Löhnen und Arbeitszeit in den Ost-Tarifgebieten. So wie
es die Jenaer-Saalfelder Kolleginnen und Kollegen in ihrem "Offenen
Brief" beschreiben: runter mit der Arbeitszeit, Angleichung Ost
direkt, nicht mit einem "belastbaren Gesprächsergebnis" abspeisen
lassen; Solidarität in allen Tarifgebieten herstellen, nicht nur durch
Papier, durch Resolutionen, sondern durch entsprechende Aktionen auf
Betriebsversammlungen, durch Demonstrationen und Solidaritätsstreiks;
keine Zustimmung zu Überstunden und/oder Sonderschichten; in den
Betrieben begreifen, dass das Kapital damit unter Druck gesetzt wird
und dies nicht nur eins unserer Kampfmittel während einer
Tarifbewegung ist. Es ist ja schon schlimm genug, wie viele Kollegen
"ganz normal" über die tarifliche Arbeitszeit hinaus schuften,
zwangsweise oder "freiwillig", weil der Lohn nicht reicht. Umso übler
sind Überstunden und Sonderschichten während einer Tarifbewegung, bei
der die Kapitalisten unsere Forderungen mit allen Mitteln bekämpfen
und ihre Durchsetzung versuchen zu verhindern. Da richtet sich diese
Ausdehnung der Arbeitszeit gegen uns selber, gegen unsere eigenen
Forderungen. In dem Betrieb, in dem ich gearbeitet habe, haben wir
nach vorheriger Diskussion im IGM-Vertrauenskörper und der Belegschaft
sowie Beschlussfassung im Betriebsrat der Geschäftsleitung mitgeteilt:
Solange bei einer Tarifrunde unsere Forderungen abgelehnt oder
Gespräche darüber verweigert werden, gibt es abgesehen von "Notfällen"
keine Zustimmung zu Überstunden und schon gar nicht zu Samstags-
und/oder Sonntagsarbeit. Wer will uns daran hindern, in den Orten, wo
wir arbeiten, zu versuchen, daraus eine Kampagne, einen Kampfauftrag
für die Belegschaften in den Betrieben und Geschäftsstellen der IGM zu
machen? Das ist ebenso notwendig, um den Angriffen auf
Arbeitszeitgesetz und Achtstundentag, die auch den
Arbeitszeitbestimmungen in den Tarifverträgen gelten, eine gebührende
Antwort zu erteilen. Das gehört mit zum gewerkschaftlichen Kampf und
zu dem, was wir bereit sind, darin zu investieren. Was auch bedeutet,
dass wir nicht zulassen dürfen, dass unsere Funktionäre die
Tarifbewegung nach ein paar Warnstreikaktionen für beendet erklären
und uns mit einem nicht "belastbaren" Ergebnis wieder in die Betriebe
zurückschicken, bevor die Auseinandersetzung erst richtig begonnen
hat.

"Die IG Metall gefährdet den Standort"

hat Arndt. G. Kirchhoff, Präsident vom Kapitalverband Metall in NRW,
am 16. Oktober 2017 im Handelsblatt festgestellt: "Angesichts prall
gefüllter Auftragsbücher komme die Arbeitszeitdebatte zur Unzeit."
Also nutzen wir die "Unzeit prall gefüllter Auftragsbücher". Denn für
Lohnerhöhungen und auch für Arbeitszeitverkürzungen müssen wir immer
kämpfen. Das ist schwerer, wenn die Auftragsbücher nicht prall gefüllt
sind. Wie gehabt, kommt dann die "Debatte" ebenfalls zur "Unzeit". Und
wir reden über Nacht wieder über die Arbeitszeitverkürzung des
Kapitals. Die heißt, das wissen wir: Kurzarbeit oder Entlassungen,
wenn sie uns - wie jetzt den Siemens Kolleginnen und Kollegen trotz
gefüllter Auftragsbücher und Milliardengewinnen zum X-ten Male die
Bude überm Kopf abreißen und die Existenz vernichten.

"Ohne uns geht nichts, wollt ihr es ausprobieren?"

hieß es auf einem Transparent beim Auftakt der IGM-Tarifverhandlungen
für den IGM Bezirk Küste am 15. Nov. 2017 in Hamburg bei einer
Demonstration mit 1.500 Kolleginnen und Kollegen. Da fällt einem doch
ganz spontan eine Ergänzung ein: Ohne euch, die Kapitalisten, ginge es
viel besser. Und das werden wir eines Tages ausprobieren - aber dazu
müssen wir unsere Kampfkraft, unsere Einheit als Arbeiter, und als
allerersten Schritt unsere Gewerkschaft wieder in Ordnung bringen!

 * 

Offener Brief an die Bezirksleitung des Bezirks Mitte der IGM

"Wir gehen nicht unter in unseren Niederlagen, sondern in Kämpfen,
die wir nicht führen!"

"Liebe Kolleginnen und Kollegen,

dieser Brief an euch wurde im Namen aller Mitglieder des
tarifpolitischen Arbeitskreises der Geschäftsstelle Jena-Saalfeld
verfasst. Wir sind nicht nur Mitglieder des tarifpolitischen
Arbeitskreises, sondern auch Jugendvertreter, Betriebsräte und
mandatslose Ehrenamtliche. Wir sind die Hauptakteure in unseren
Betrieben, die versuchen Mitglieder für die IGM zu gewinnen und
weitere Mitglieder als Werber zu animieren. Um diese für unsere
Tarifforderungen und gewerkschaftliche Themen zu mobilisieren und in
ihrem Kollegium publik zu machen. Dabei stellen wir fest, dass,
seitdem wir mit unseren Kollegen über das Thema der
Arbeitszeitverkürzung bzw. Angleichung auf 35 Wochenstunden reden,
diese auch Willens sind, dafür in die IGM einzutreten. Sie treten
hauptsächlich mit dem Hintergrund ein, die Arbeitszeitverkürzung zu
erkämpfen. Die Kollegen in den Betrieben empfinden es als
schwerwiegende Ungerechtigkeit, 27 Jahre nach der Einheit
Deutschlands, beim Thema Arbeitszeit immer noch schlechter gestellt zu
sein als die Kollegen in den alten Bundesländern. Was im Übrigen auch
ein Grund ist, warum es viele junge Leute aus den neuen in die alten
Bundesländer zieht. Dieser Trend ist insbesondere in Thüringen
spürbar. Geringere Arbeitszeit und der daraus resultierende höhere
Stundenlohn für die gleiche Arbeit ist der Hauptbeweggrund für sie.

Nun zum eigentlichen Grund dieses Schreibens. Wir, die Mitglieder der
Geschäftsstelle Jena-Saalfeld, fordern vom Vorstand und von unserem
Bezirk Mitte ein klares Bekenntnis zu einer Forderung über die
Angleichung der Arbeitszeit bei vollem Lohn- und Personalausgleich!

Mit den Forderungen, die zur anstehenden Tarifrunde gestellt werden,
bekommen wir in unseren Betrieben keine Kollegen zum Arbeitskampf
mobilisiert. Dabei denken wir besonders an die Forderung zur
individuellen Absenkung der Arbeitszeit. Ihr werdet euch sicherlich
fragen wieso, ist ja schließlich eine tolle Sache. Diese Frage ist
schnell und einfach beantwortet: Die Kollegen verstehen nicht, wieso
so eine Forderung aufgestellt wird, in der es um flexible Absenkung
der individuellen Arbeitszeit geht, wenn bei den regelmäßigen
Arbeitszeiten immer noch innerhalb der alten Staatengrenzen
unterschieden wird.

Unsere Kollegen und auch wir als Gewerkschafter fühlen uns von der
Organisation im Stich gelassen und nicht ernst genommen. Wir lernten
die Gewerkschaft einst als solidarische Organisation kennen und
versuchen, diesen Gedanken ebenfalls unseren Kollegen nahe zu bringen.
Doch aus der Sicht unserer Kollegen verhält sich die Organisation
nicht solidarisch beim Thema Angleichung der regelmäßigen Arbeitszeit
auf 35h.

Diese Problematik bereitet uns Schwierigkeiten bei der
Mitgliedergewinnung, da dieser Solidaritätsgedanke keinen Anklang
findet. Gründe für das Misstrauen sind die Duldung der
Ungleichbehandlung beim Thema Arbeitszeit. Wir sind der Meinung, dass
ein Bekenntnis von der Bezirksleitung und vom Vorstand der IG Metall
zur 35h Woche, das erste Signal ist, dass wir Solidarität nicht als
Phrase gebrauchen, sondern diese praktisch leben.

Uns ist bewusst, dass noch eine große Masse an Kollegen organisiert
werden muss, um die Forderung nach der Angleichung der Arbeitszeit
durchsetzen zu können. Doch wir sind uns sicher, dass es mit dieser
Forderung im Osten möglich ist, diese Masse Kollegen zu organisieren!

Wenn ihr euch die Entwicklung der Organisationsgrade der letzten
Monate anschaut, und diese mit den der vergangenen Jahre vergleicht,
werdet ihr uns Recht geben müssen! Denn diese Kollegen sind nicht
wegen dem Recht auf individuelle Absenkung der Arbeitszeit in die
Gewerkschaft eingetreten, sondern um ein letztes Überbleibsel der
deutschen Teilung zu beseitigen. Das gemeinte Überbleibsel ist die
Unterscheidung der tariflich geregelten Wochenarbeitszeit.

Wir sind keine Arbeiter zweiter Klasse und wollen auch nicht länger
als solche behandelt werden!

Wir sind der festen Überzeugung, wenn der Bezirk und der Vorstand
unser Rufen und Fordern nach Gerechtigkeit nicht hören will oder gar
ignoriert, werden die Kollegen, die sich in den letzten Monaten
entschieden haben Gewerkschafter zu sein, maßlos enttäuscht und
frustriert von der Organisation sein. Die vielen Eintritte der
Kollegen sind verbunden mit der Erwartung nach der Auseinandersetzung
und dem Kampf um die 35h-Woche. Diese Kollegen wollen stolz auf ihre
Gewerkschaft sein und was sie mit dem gemeinsamen Kampf erreichen
können.

Die letzte Bundestagswahl hat gezeigt, was passiert wenn Menschen sich
abgehängt fühlen und kein Vertrauen mehr in die bestehenden
Institutionen haben. Dieser Trend darf sich nicht in der IGM
fortsetzen.

Die Rufe in den Betrieben nach der 35h Woche werden immer lauter und
wir als IGM müssen ein klares Zeichen setzten, dass wir Willens sind
der Forderung der Kollegen nachzukommen. Solidarität heißt
Gemeinschaft, so sind wir bereit gemeinsam für unsere Forderung zu
kämpfen. Alles andere würde zu einer Demoralisierung und
Demobilisierung der organisierten Kollegen führen! Wir wollen eine
kämpferische Gewerkschaft sein, dann lasst uns Gemeinsam für eine
gerechte Wochenarbeitszeit kämpfen. Nicht nur in anderen neuen
Bundesländern, sondern auch in Thüringen. Wir gehen nicht unter in
unseren Niederlagen, sondern in Kämpfen, die wir nicht führen!"

Unterschrieben im Namen aller Mitglieder des Tarifpolitischen
Arbeitskreises der IGM-Geschäftsstelle Jena-Saalfeld



Quelle: www.labournet.de/politik/alltag/az/az_und_gw/tarifrunde-metall-und-elektroindustrie-20172018/

 * 

Wohin führen nicht geführte Kämpfe?

Die Einbahnstraße nach rechts

Bei den Gewerkschaftsmitgliedern war der Anteil an AfD-Wählern höher
(15 Prozent) als bei der gesamten Wählerschaft (12,6 Prozent). Das hat
der DGB in seinem Newsletter "einblick" vom 25.09.2017 festgestellt
und veröffentlicht. Es ist keine Frage, das ist mit ein Ergebnis nicht
geführter Kämpfe, so wie es die Jena-Saalfelder Kolleginnen und
Kollegen in ihrem offenen Brief schreiben. Auf dieses Konto geht auch
die Tatsache, dass sich die vom Innenminister dieses Landes
ausgegebene rassistische Parole "Wir sind nicht Burka" in einem von
ver.di abgeschlossenen Tarifvertrag breit gemacht hat. So heißt es im
Tarifvertrag für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes des
Landes Hessen vom 3. März 2017 unter Punkt 12, Verbot der
Vollverschleierung: "Sie dürfen ihr Gesicht bei Ausübung des
Dienstes oder bei einer Tätigkeit mit unmittelbarem Dienstbezug nicht
verhüllen, es sei denn, dienstliche oder gesundheitliche Gründe
erfordern dies."

 * 

Zwei Welten?


Streik gegen Samstagsarbeit bei VW-Portugal - Samstags-Sonderschichten
bei VW in Wolfsburg

VW-Portugal. Nach einem Bericht im Labournet vom 1. September
2017 haben am 30. August im Autoeuropa-Werk von VW-Portugal in Palmela
über 3.000 Beschäftigte gegen das Diktat der Geschäftsleitung, an 2
Samstagen zu arbeiten, gestreikt. Wie es heißt, haben sich fast alle
Schichten an dem Streik den ganzen Tag über beteiligt. Dem
vorangegangen ist eine von der Betriebskommission
(betriebsratsähnlich) veranlasste Urabstimmung über ein betriebliches
Abkommen. Darin wurden vom VW Kapital 175 Euro zusätzlich zum normalen
Lohn für die verlangten Samstagsschichten angeboten. Die
Betriebskommission ist, wie es im Bericht heißt, nach einer
"krachenden Niederlage" bei der Urabstimmung zurückgetreten. Rd. 75
Prozent der Belegschaft haben gegen die Samstagsarbeit gestimmt.

Berichtet wird in dem Zusammenhang von einer Solidaritätserklärung.
Sie kam nicht aus Wolfsburg, sondern von der Basisgewerkschaft der
Docker in Portugal. Zum Inhalt der Übersetzung heißt es: Der Kampf der
Belegschaft gegen das Diktat des Unternehmens, so wird darin
unterstrichen, "sei ein Kampf gegen den zivilisatorischen Rückschritt,
den das Kapital heute den Belegschaften in aller Welt aufzwingen
wolle, wogegen die Belegschaft in einem demokratischen Prozess ihre
Kampfbereitschaft gezeigt habe."

VW Wolfsburg. "Nur wenn es dem Unternehmen gut geht, geht es
der Belegschaft gut" (SZ 3.3.2014 Interview)

Dazu passen auch noch andere und ähnliche Aussagen - wie "jeder ist
seines Glückes Schmied". Die Referenten politischer Seminare haben
sich in der Vergangenheit an den Gewerkschaftsschulen oft genug damit
herumgeschlagen. Die oben stammt vom
VW-Konzern-Betriebsratsvorsitzenden Bernd Osterloh. Mit einem
Jahresgrund-Entgelt von 200.000 Euro - es erhöht sich nach eigener
Aussage mit vom Konzernerfolg abhängigen Boni auch manchmal auf bis zu
750.000 Euro - müsste oder könnte es auch heißen: Wenn der Konzern
dafür sorgt, dass es dem BR-Vorsitzenden gut geht, dann sorgt der im
Betriebsrat für die im Profitinteresse des Automobilkapitalisten
richtigen Beschlüsse. In diesem Sinne hat sich Kollege Osterloh über
die Jahre hinweg, zuletzt im Oktober einen Namen gemacht. Die
IGM-VW-Tarifkommission hat ebenfalls 6 Prozent mehr Lohn gefordert
aber keine "selbstbestimmte individuelle Arbeitszeitverkürzung".
Stattdessen hat der VW-Betriebsrat in Wolfsburg mit der
Geschäftsleitung "selbstbestimmte Arbeitszeitverlängerung" an 18
Samstagen in 2018 vereinbart. Das Ziel dabei ist, dem VW-Kapital mit
18 Sonderschichten in 2018 zusätzlich 40 Tsd. Tiguane, sogenannte
SUV's rauszuhauen. Im Labournet (25. Okt. 2017) wird dazu aufgrund
einer Info aus der VKL von VW Wolfsburg ein Betriebsratsmitglied wie
folgt zitiert: "Bei dieser sehr variablen Fahrweise haben sich
Arbeitgeber und Arbeitnehmer aufeinander zubewegt. Auf der einen Seite
zeigt die Belegschaft Flexibilität. Auf der anderen Seite können wir
im nächsten Jahr 40.000 zusätzliche Tiguane bauen und sichern damit
auf breiter Ebene Beschäftigung im Werk Wolfsburg ab. Wenn man weiß,
wie weit am Anfang der Verhandlungen die Positionen auseinander lagen,
wird schnell klar: Die Vereinbarung ist ein schöner Erfolg für unsere
Belegschaft."

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2207: Interview - Gewerkschaftsaktivistin Dianne Feeley zur Situation in der US-Autoindustrie


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2017

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Wir brauchen nicht noch mehr Autos"

Die Gewerkschaftsaktivistin Dianne Feeley zur Situation in der
US-Autoindustrie

Interview mit Dianne Feeley von Paul Michel



Dianne Feeley lebt in Detroit und hat früher bei Ford und
bei American Axle, einem Autozulieferer, gearbeitet. Sie ist auch nach
ihrem Ausscheiden aus dem Arbeitsleben im Local 22 der United
Autoworkers (UAW) aktiv und schreibt für Labor Notes, der
wichtigsten Zeitschrift konsequenter Gewerkschaftsaktiven in den USA.
Sie gehört zum Herausgeberkreis der Zeitschrift Against the
Current und zur Leitung der marxistischen Organisation
Solidarity. Für die SoZ sprach Paul Michel mit Dianne Feeley.


SoZ: Die Krise von 2008/2009 hat die US-Autoindustrie
schwer getroffen. Seither haben sich die Konzerne wieder erholt. Wie
ist der gegenwärtige Zustand der US-Autoindustrie?

Dianne Feeley: Die "Großen Drei", General Motors (GM), Chrysler
und Ford, wurden in der Krise alle schwer gebeutelt. Ford musste als
einziger nicht um eine Rettung nachsuchen. Jetzt stehen sie alle drei
ganz gut da, obwohl die Stückzahlen ihren Höhepunkt schon wieder
überschritten haben und in den nächsten Jahren wohl sinken werden.

Nicht nur für den direkten Fertigungsbereich, sondern auch für die
Zulieferer der Autoindustrie brachte die Rezession in großem Umfang
Entlassungen. Aber es waren die Konzerne Chrysler und GM, nicht die
dort arbeitenden Menschen, die gerettet wurden. Die Obama-Regierung
übte sogar Druck auf die Beschäftigten aus, sie sollten "Opfer
bringen", um ihre Jobs zu retten. Die Beschäftigten haben keinen
Einfluss auf die Geschäftspolitik der Konzerne. Dennoch sollten sie,
nicht die Topmanager die Zeche zahlen.

Die Vereinbarung zwischen dem US-Finanzministerium, den Autokonzernen
und der Gewerkschaft UAW lautete: Löhne und Renten sollen in Zukunft
bei GM und Chrysler (seit der Fusion mit FIAT in FCA umbenannt) so
hoch sein wie bei den "Transplants", den Ablegern ausländischer
Autokonzerne in den USA, die "gewerkschaftsfrei" sind. Das sollte für
alle neu eingestellten Kollegen gelten. Es sollte also von nun an ein
Bezahlsystem in "zwei Schichten" geben. Den Beschäftigten wurde
erzählt, so könnten sie ihre Jobs retten, sie sollten auf die Erholung
ihrer Unternehmen hoffen.

Im Zuge der Erholung stellte FCA dann 14.000 Arbeiter ein, die nun 16
US-Dollar pro Stunde anstatt 28 Dollar erhalten. Heute sind etwa 45
Prozent der Beschäftigten von FCA in dieser unteren Schicht
eingruppiert, bei GM sind es 20 Prozent. Bei Ford hat die
Geschäftsleitung, obwohl das Unternehmen gar nicht vor dem Bankrott
stand, ebenfalls verlangt, dass die Gewerkschaft der Einführung des
Zwei-Schichten-Modells zustimmt, jetzt arbeiten etwa 30 Prozent zu den
niedrigen Standards. Ursprünglich sollte es die Möglichkeit geben,
wieder auf die höhere Schicht zu kommen (das sollte allerdings nie für
die Zulagen gelten!). Aber als die Vereinbarung zwischen dem
Management von FCA und der Gewerkschaft UAW der Belegschaft
vorgestellt wurde, war davon keine Rede mehr. Entsprechend lehnte eine
Mehrheit der Beschäftigten die Vereinbarung ab - zur Überraschung von
Gewerkschaft und Management, die glaubten, die Leute sollten froh
sein, dass sie überhaupt noch einen Job haben...

Der Arbeitsdruck in der Autoindustrie ist sehr hoch und es gibt sehr
harte Regeln bei Fehlzeiten, weil natürlich viel weniger Leute
beschäftigt sind, als für die Erledigung der Arbeiten erforderlich
wäre. Das ist es, worum es bei der "Lean Production" geht: Wenn nicht
genügend Arbeiter da sind, stehen alle unter dem Druck, noch härter zu
arbeiten.


SoZ: Die US-Konzerne haben einen Teil ihrer Produktion
beiderseits der mexikanischen Grenze verlagert. Wie sieht dort die
Arbeitsteilung aus?

Dianne Feeley: Die "Großen Drei" haben entschieden, die
Produktion von Kleinwagen nach Mexiko zu verlagern und die
profitablere Produktion von Vans und Lkw in den USA zu behalten. Es
gibt auf beiden Seiten der Grenze Fertigungsstätten. Ich habe z.B. in
einem Unternehmen gearbeitet, das Achsen, vorwiegend für GM, zu einem
geringeren Teil für Toyota, produzierte. Von den fünf Betrieben, die
GM einst an American Axles verkaufte, sind mittlerweile vier
geschlossen. Achsen werden jetzt in Mexiko und China hergestellt, um
den dortigen Fertigungsfabriken näher zu sein. Für den Rest gilt: Die
Produktion wurde von Detroit und Buffalo in kleinere Städte verlagert,
wo sie niedrigere Löhne zahlen müssen.


SoZ: Wie stehst du zu den Elektrofahrzeugen?

Dianne Feeley: Ich vermute, dass wir auch in einer neuen,
anderen Gesellschaft eine gewisse Anzahl von Autos brauchen werden. Da
sind Elektrofahrzeuge sicher besser als die aktuellen CO2-Schleudern.
Offensichtlich gibt es im Batteriebereich momentan einen scharfen
Wettbewerb - wobei die US-Konzerne auf Lithiumzellen setzen, während
Japaner und Europäer Brennstoffzellen (auf Wasserstoffbasis) den
Vorzug geben. Bis zum jetzigen Zeitpunkt hat weniger als ein Prozent
der Bevölkerung ein Elektroauto oder ein Auto mit Hybridantrieb
gekauft...

Ein Grund, weshalb die US-Autokonzerne an Elektro- bzw. Hybridautos
interessiert sind, liegt in den Auswirkungen, die sie auf den
Durchschnittsverbrauch der gesamten Autoflotte des jeweiligen
Herstellers haben. Weil das Geschäft mit Vans und Kleintransportern,
die einen sehr hohen CO2-Ausstoß haben, sehr lukrativ und profitabel
ist, sollen die E-Modelle dazu beitragen, dass die Gesamtproduktion
des Konzerns innerhalb der vorgeschriebenen Norm bleibt. Natürlich hat
Trump die EPA (Environmental Protection Agency) bereits angewiesen,
die vorgesehen Standards aufzuweichen.

Die Frage ist: Wollen wir Forschungsgelder dafür ausgeben, dass das
Elektroauto verbessert wird, insbesondere dessen Reichweite? Wollen
wir weiterhin den Privatbesitz von Elektroautos? Ich meine: Der
Durchschnittsfahrer hat sein Auto mindestens 90 Prozent der Zeit auf
dem Parkplatz stehen. Der private Besitz eines Autos scheint mir nicht
gerechtfertigt, wenn man das zu den Kosten in Beziehung setzt, die
dadurch für die Gesellschaft anfallen. In Detroit, wo ich lebe, fahren
die Beschäftigten täglich im Durchschnitt 10 Meilen zur Arbeit. In
einer künftigen Gesellschaft sollte die Arbeit stärker dezentralisiert
und die Wege zur Arbeit kürzer sein. Dann wären viele Leute in der
Lage, zur Arbeit zu laufen oder mit dem Fahrrad zu fahren oder bei
Bedarf öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen (die natürlich
beträchtlich ausgebaut werden müssten).


SoZ: Gibt es unter linken Aktiven eine Debatte, wie
unsere Alternative zur Autogesellschaft aussehen kann?

Dianne Feeley: Zur Zeit der großen Krise, als die
Bundesregierung für Chrysler und GM Rettungsprogramme auflegte, hielt
eine Gruppe von Basisaktivisten und ehemaligen Beschäftigten der
Autoindustrie, die sog. "Autoworker Caravan", in Washington eine
Pressekonferenz. Sie erklärten, die Regierung solle den Autobossen
auch Vorschriften machen hinsichtlich dessen, was sie produzieren.
Schließlich brauchen wir nicht noch mehr Autos, wir brauchen mehr
Busse und mehr Züge. Außerhalb der großen Städte wie New York, Boston,
Chicago und der Bay Area gibt es nämlich so gut wie kein öffentliches
Transportwesen.

Ich lebe in Detroit, wo die Mehrheit der Menschen ihren Arbeitsplatz
außerhalb der Stadtgrenzen hat. Aber mindestens ein Drittel der
Menschen hat kein Auto und ist auf ein total unzulängliches, aber
teures Bussystem angewiesen. Vor 90 Jahren hatten wir ein besseres
öffentliches Transportwesen als heute. Im übrigen hätte in der
Achsenfabrik, in der ich früher gearbeitet habe, die Produktion ohne
große Probleme auf Windräder umgestellt werden können. Doch die
Produktion wurde eingestellt und die Anlagen demontiert.


SoZ: Wie kriegen wir einen gerechten Übergang hin, sodass
am Ende nicht die Beschäftigten der Autoindustrie die Leidtragenden
sind?

Dianne Feeley: Früher arbeiteten in Detroit einmal 300.000
Menschen in den Autofabriken, heute sind es in der Endmontage gerade
noch 11.000 Beschäftige. Es gibt im Großraum Detroit noch einige
Endmontagebetriebe und Zulieferer. Es gibt in der Region mehr
Ingenieure als in irgendeinem anderen Teil unseres Landes. Hier sind
die Forschungseinrichtungen der "Großen Drei" und von Toyota
angesiedelt.

Unsere Vorstellung, diese Fabriken so umzustellen, dass dann dort
Dinge produziert werden, die für eine ökologisch nachhaltige
Gesellschaft wichtig sind, ist absolut richtig. In der Geschichte der
US-Autoindustrie gibt es mehrere Beispiele dafür, dass eine völlige
Umstellung der Produktion machbar ist. Im Ersten und im Zweiten
Weltkrieg wurden die Autofabriken auf Kriegsproduktion umgestellt. Im
Zweiten Weltkrieg dauerte es gerade mal sechs Monate, um die gesamte
Produktion von Zivil-Pkw auf militärische Produkte (Flugzeuge, Panzer)
umzustellen. Aber wir brauchen keine Kriege und keine
Waffenproduktion. Wir brauchen Produktion für ein öffentliches
Transportsystem (Busse, Eisenbahnen usw.).

Beim Übergang in eine Welt, wo die Energie aus erneuerbaren Ressourcen
gewonnen wird, gibt es viel zu tun. Wir müssen Energie sparen, indem
wir z.B. unsere Gebäude besser isolieren. Bei der Wärmedämmung von
Gebäuden fällt viel Arbeit an. Hinzu kommen unsere Probleme hier in
der Region Detroit mit der Wasserversorgung. Das ganze Leitungssystem
in Südmichigan ist ziemlich desolat, die Infrastruktur muss komplett
erneuert werden. Wir haben große Probleme mit der Verschmutzung der
Großen Seen durch Industrie und Landwirtschaft - immerhin liefern sie
20 Prozent des Trinkwassers der Welt.

Wir sind eine Stadt, die von großer Ungleichheit geprägt ist. Die
äußert sich am krassesten in der Kindersterblichkeit, in
Atemwegserkrankungen und Bildungsgrad. Der Ausbau der öffentlichen
Gesundheitsversorgung und der Bildung muss absolute Priorität
bekommen. Schließlich sind wir eine Musikstadt - Gospel, Blues, Jazz,
Motown, Rap und Techno -, eine Stadt des Tanzes, der Kunst und der
Theater. Wir hätten die Chance, Detroit zu einem kulturellen Zentrum
weiterzuentwickeln und damit die Trennung zwischen Industrieproduktion
und kultureller Entwicklung abzubauen.

Um diesen Wandel in Gang zu setzen, müssen wir aber Schluss machen mit
der Ungleichheit, die eines der bestimmenden Merkmale dieser Stadt
ist. Es gilt, die Schranken niederzureißen, mit denen sich Frauen im
Arbeitsleben konfrontiert sehen. Wir brauchen Einrichtungen, die hohe
Standards bei Erziehung und Bildung vom Kinderhort bis ins
Erwachsenenalter gewährleisten. Dann können wir es auch schaffen, dass
Detroit einmal ein Ort wird, wo nicht mehr reiche Projektmanager wie
Halbgötter angehimmelt und die Armen und Verzweifelten kriminalisiert
werden.

 * 

Quelle:
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DOKUMENTATION/1431: WDR - Der lange Abschied von der Kohle, 5.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Der lange Abschied von der Kohle

Ein Film von Werner Kubny und Petra Neukirchen

05.01.2018, 20.15 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen



Das Ruhrgebiet ist in vielerlei Hinsicht "auf Kohle gebaut". Wenn im
Dezember 2018 die letzten Tonnen Steinkohle gefördert und die letzten
beiden Zechen geschlossen werden, dann geht viel mehr zu Ende als nur
ein großes Kapitel der Industriegeschichte. Der Bergbau hat über viele
Jahrzehnte die Landschaft und die Menschen geprägt, ihre Mentalität
und Alltagskultur. Die unverkennbare Identität des Ruhrgebiets hat
auch heute noch, nach langen, harten Jahren des Strukturwandels, viel
mit Kohle zu tun.

Der Filmemacher Werner Kubny schlägt in seinem Dokumentarfilm den
Bogen von den 1950er Jahren, als die Kohleförderung ihren Höhepunkt
erreichte, bis zum endgültigen Aus. Er erinnert an die Zeit, als der
Bergbau der Motor des bundesdeutschen Wirtschaftswunders war und mit
der Montanunion zur Keimzelle eines geeinten Europas wurde, an den
Beginn der Zechenschließungen, die vielen Kämpfe der Bergleute um den
Erhalt ihrer Arbeitsplätze und die Gründung der RAG, deren wesentliche
Aufgabe es war und ist, die permanente Reduzierung der Standorte
sozial abzufedern.

Der Film begleitet Bergleute bei ihrer Arbeit unter und über Tage und
beobachtet ihren persönlichen Abschied von der Kohle, von der
besonderen Atmosphäre aus Kameradschaft und Solidarität, die sie alle
beschwören. Er geht aber auch an die Orte, wo die Zukunft nach dem
Bergbau schon längst begonnen hat, wo das Erbe der Kohle mit
Nachbergbau, Industriekultur und der Neubelebung ehemaliger
Zechenstandorte auch künftig das Ruhrgebiet unverwechselbar machen
soll.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. Januar 2018
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TALK/328: WDR - Die Domian-Nacht mit einer Doppelsendung, 5.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Domian redet" und "Domian - Nur für Erwachsene"

Die Domian-Nacht mit einer Doppelsendung

Freitag, 5. Januar 2018, 23.30 - 02.00 Uhr, WDR Fernsehen



Am 5. Januar 2018 ehrt der WDR seinen Nachttalker Jürgen Domian mit
einer Domian-Nacht im WDR Fernsehen. Mehr als 20 Jahre hat Jürgen
Domian bei 1LIVE und im WDR Fernsehen unzählige Menschen mit seinem
Nachttalk unterhalten, amüsiert, aber auch getröstet. Es gab kein
Thema, dem Jürgen Domian jemals aus dem Weg gegangen ist, egal wie
sperrig, abseitig oder auch polarisierend es war. Seinen Anruferinnen
und Anrufern begegnete er stets auf Augenhöhe, gegenseitiger Respekt
war der Markenkern seiner nächtlichen Sendungen.

Nach seinem Abschied ging Jürgen Domian mit seinem Bühnenprogramm
"Domian redet" auf Tour. Mit wechselnden Moderatoren ließ er die
letzten 22 Jahre Revue passieren. Die letzte Vorstellung, die er
zusammen mit Michael Dietz Ende Juni in Marl gab, hat 1LIVE als
Livestream gesendet. Der WDR strahlt nun einen gekürzten Mitschnitt
aus.

Im Anschluss an die Sendung zeigt das WDR Fernsehen eine 90-minütige
Zusammenstellung aus 22 Jahren zu den Themen Liebe, Lust und
Leidenschaft. "Domian - nur für Erwachsene" lässt noch mal die
Erinnerung an skurrile und interessante Gespräche rund um unsere
Sexualität wach werden. Objektliebe, Liebe zu dritt oder auch sexuell
motivierte Sammelleidenschaften werden thematisiert. Manches ist sehr
ernst, anderes zum Schmunzeln.

 Redaktion: Elke Thommessen

 * 

Quelle:

Programmtip vom 18. Dezember 2017

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/936: Deutschlandfunk - Start up. symphony!, 5.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Start up: symphony!

Von Stefan Zednik

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Freitag, 5. Januar 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ein altes Stummfilmkino in Berlin. Das überwiegend junge Publikum
schaut auf eine fast leere Bühne, ein einsamer Musiker steht am
Kontrabass. Aus der Ferne erklingt ein Bläserthema. Romantik?
Schubert? Oder - nein, jetzt ist es Jazz! Einige Streicher betreten
das Podium, scheinbar ziellos wandern sie umher. Sie suchen keine
Plätze, es stehen weder Stühle noch Notenpulte auf der Bühne. Sie
spielen auswendig. Es wirkt wie das zufällige Treffen von Freunden,
die sich musizierend grüßen. Ein Dirigent ist nicht zu sehen. Das
Projekt heißt: Stegreiforchester. Dazu haben sich 24 junge
Musikerinnen und Musiker zusammengefunden, die klassische Musik ebenso
schätzen wie die freie Improvisation. Sie alle sind bestens
ausgebildet, manche haben einen festen Platz in einem eingeführten
Sinfonieorchester ausgeschlagen, weil sie eben gerade das nicht
wollen: In einem Orchester spielen, wie es viele gibt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. Dezember 2017
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HÖRSPIEL/1689: WDR 3/WDR 5 - "Verfluchtes Licht" von Lukas Holliger, 5. und 6.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

ARD Online Award 2017:

Verfluchtes Licht

Von Lukas Holliger

Komposition: Andreas Bernhard

Technische Realisation: Tom Willen

Dramaturgie und Regie: Mark Ginzler

Produktion: SRF 2017

Freitag, 5. Januar 2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

Samstag, 6. Januar 2018, 17.05 - 18.00 Uhr | WDR 5



Ein Hörspiel Noir im Basler Dreiländereck: Ein Privatdetektiv gerät im
Herbst 1989 in eine düstere Mordgeschichte, die sich im Pharmakonzern
Zondas AG abspielt. Der Fall verdunkelt sich immer mehr, bis im Osten
der Eiserne Vorhang bricht.

Basel, in den letzten Wochen des Kalten Kriegs. Privatdetektiv Heiner
Glut bewegt sich wegen einer Lichtallergie ausschließlich nachts durch
seine Stadt. Er jagt vermissten Katzen hinterher, um an Geld für
Medikamente zu kommen. Als er dabei zufällig einen ehemaligen
Polizeikollegen trifft und erfährt, dass man im Mordfall Finzi im
Dunkeln tappt, beschließt Glut zu ermitteln:

Die Sekretärin Hanna Finzi wurde beim Aktenkopieren brutal erschlagen,
im Direktionsgebäude des Pharmariesen Zondas AG. Alles weist auf ein
Liebesdrama hin. Bis Glut dem Ex-Lebensgefährten der Toten begegnet
und ein zerfleddertes Stück Papier zugespielt bekommt. Ein Vertrag
zwischen der Zondas AG und der DDR. Es geht darin um großflächige,
illegale Medikamententests an DDR-Patienten. Aber längst mischen auch
die Stasi, der CIA und Gluts alte Liebe Jasmina Hess mit. Sie alle
haben die Rechnung ohne die Weltgeschichte gemacht.

Besetzung:

Martin Engler - Glut

Robert Dölle - Zeller

Annette Strasser - Isabella

Holger Kunkel - A. Hess

Tanja Schleiff - J. Hess

Elias Eilinghoff - Simon

Dirk Glodde - Schubert

Florian von Manteuffel - Jasper

Max Rothbart - Wirz / Berliner Stimme

Mario Fuchs - Dominik

Andrea Bettini - Mann / Gast

Jörg Schröder - Mangold

Katja Reinke - Finzi

Päivi Stalder - Prostituierte

Audio: Verfluchtes Licht | www.srf.ch

Aus urheberrechtlichen Gründen kann das Hörspiel leider nicht zum
Download angeboten werden. Sie können die Sendung aufzeichnen. Auf
unserer Seite "Der WDR RadioRecorder" finden Sie dazu einige Tipps.

Redaktion: Thomas Leutzbach

 * 
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MUSIK/2442: Deutschlandfunk Kultur - Kaleidoscope Songs, 4.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Energie und Präsenz

Kaleidoscope Songs

Cantaloop

Leitung: Christoph Gerl

Chormusik

Donnerstag, 4. Januar 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Popchor-Szene boomt. Ganz vorn mit dabei: Cantaloop aus Hamburg.
Die 47 Sängerinnen und Sänger um Leiter Christoph Gerl haben für ihre
erste CD durchaus bekannte Stücke ausgewählt, wie Songs von Michael
Jackson oder Adele, machen aber ebenso Neuentdeckungen möglich. Die
fünf- bis achtstimmigen Arrangements, unter anderem von Christoph Gerl
selbst, sind direkt für das Ensemble entstanden. Immer ist der
komplette Chor gefragt, und es wird ausschließlich gesungen: keine
Soli, kein Beatboxing auf "Kaleidoscope Songs".

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. Dezember 2017
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TALK/1538: WDR 5 - Brauchen wir jetzt eine Bürgerversicherung? 4.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 20. Dezember
2017

Brauchen wir jetzt eine Bürgerversicherung?

WDR 5 Funkhausgespräche

Gäste: Gregor Bornes, Patientenberater

Hilde Mattheis, SPD, MdB

Lisa Nienhaus, Journalistin, DIE ZEIT

Klaus Reinhardt, Vorsitzender Hartmannbund

Moderation: Matthias Wegener

Donnerstag, 04.01.2018, 20.05 - 21.00 Uhr, WDR 5



Der Traum der SPD von der Bürgerversicherung gehört zu den größten
Zankäpfeln bei den anstehenden Sondierungsgesprächen für eine
Neuauflage der Großen Koalition. Eine Mehrheit der Bürger befürwortet
sie, die Union ist strikt dagegen.

Mit Einführung der Bürgerversicherung soll die Zweiteilung in
gesetzliche und private Krankenversicherung aufhören, Angestellte,
Beamte und Selbstständige sollen die gleiche medizinische
Grundversorgung aus einer Hand erhalten. Die Befürworter erhoffen sich
mehr Gerechtigkeit und eine Abkehr von der "Zweiklassenmedizin", die
Gegner fürchten eine drastische Verschlechterung bei der medizinischen
Grundversorgung. Wie könnte solch ein radikaler Umbau unseres
Gesundheitssystems funktionieren? Löst die Bürgerversicherung
tatsächlich die Probleme einer älter werdenden Gesellschaft?

Redaktion: Ulrich Horstmann

"Die Zweiteilung der Gesundheitsversorgung muss aufhören."

Gregor Bornes, Patientenberater

"Die Bürgerversicherung ist die richtige Antwort, um eine umfassende
und hochwertige medizinische Versorgung für alle Menschen in einer
älter werdenden Gesellschaft finanzieren zu können."

Hilde Mattheis, SPD, MdB

"Eine Bürgerversicherung würde den Wettbewerb der Krankenkassen
abwürgen."

Lisa Nienhaus, Journalistin, DIE ZEIT

"Unser Gesundheitssystem ist nicht ungerecht."

Klaus Reinhardt, Vorsitzender Hartmannbund

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20. Dezember 2017
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DER FILM/360: Mönchengladbach - "Leanders letzte Reise" am 8. Januar 2018


VHS-Programmkino: Leanders letzte Reise

Montag, 8. Januar, 20.00 Uhr im Comet-Cine-Center



Am Montag, 8. Januar um 20.00 Uhr startet die neue
VHS-Programmkinoreihe im Comet-Cine-Center an der Viersener Straße 8.
An jedem zweiten Montag im Monat präsentieren VHS und
Comet-Cine-Center ausgewählte, künstlerisch hochwertige Filme.

Eröffnet wird die Filmreihe mit "Leanders letzte Reise" (Regie: Nick
Baker-Monteys). Erzählt wird die Geschichte des 92-jährigen,
ehemaligen Wehrmachtsoffiziers Eduard Leander (Jürgen Prochnow), der
mit Enkelin Adele in die Ukraine reisen möchte, um die Liebe seines
Lebens wieder zu finden, die er während der Besatzungszeit im Zweiten
Weltkrieges kennenlernte. Und zwar just zu dem Zeitpunkt, als in der
Ukraine wieder der Krieg ausbricht. Die Suche nach seiner einstigen
Liebe wird für Leander zu einer Reise zum Ort eines Verbrechens und in
die Vergangenheit, die enger mit der Gegenwart verknüpft ist, als er
jetzt erahnen kann.

Preise: 7 Euro / 9 Euro. Kartenvorbestellungen unter:

www.comet-cine-center.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Januar 2018

Stadt Mönchengladbach
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KURSUS/1659: Unna - "Einstieg in die Virtualisierung" am 17. Januar 2018


VHS-Aktuell: Einstieg in die Virtualisierung

VHS-Workshop vermittelt Grundlagenwissen zum Umgang mit dem
Virtualisierungsprogramm VirtualBox



Kreisstadt Unna. Mit virtuellen Maschinen wie VirtualBox können ohne
Probleme und Gefahren für die bestehende Installation
Anwendungsprogramme und Betriebssysteme installiert und getestet
werden. So können Windowsanwender/innen über VirtualBox Linux
ausprobieren oder ein Uraltbetriebssystem wie Win 95 zum Leben
erwecken, um eine alte Software wieder ans Laufen zu bekommen.

In der Veranstaltung wird das Prinzip der Virtualisierung vorgestellt
und anhand der Software VirtualBox praktisch gezeigt. Die
Teilnehmenden lernen die Software mit ihren Funktionen kennen und
richten eine erste virtuelle Umgebung auf den Rechnern ein.
Die Veranstaltung "Einführung in die Virtualisierung" mit der
Kursnummer G4302 findet am 17.01.2018 von 18:00 Uhr bis 21:00 Uhr im
Raum 006 im zib statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 19
Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 56 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT / Workshops" zu finden. Und natürlich berät
auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne
Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 /
103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Januar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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ONKOLOGIE/1878: Warum unklar ist, ob man sich auf Biomarker-Tests bei frühem Brustkrebs verlassen kann (IQWiG) 


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) -
23.11.2017

Biomarker-Tests bei frühem Brustkrebs: Warum unklar ist, ob man sich auf
sie verlassen kann

Broschüre soll Frauen beim Abschätzen ihres persönlichen Rückfallrisikos
unterstützen / Begleitendes Arzt-Gespräch ist unverzichtbar



Im Dezember 2016 hatte das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) Nutzen und Schaden von Biomarker-Tests für Frauen
mit frühem Brustkrebs bewertet und seine Ergebnisse veröffentlicht. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sahen für keinen der damals
verfügbaren Biomarker-Tests einen Anhaltspunkt, dass er besser als die
Standarduntersuchungen diejenigen Frauen identifizieren kann, die keine
Chemotherapie benötigen. Da für einige Tests noch Studien ausstehen, die
Tests aber von Gynäkologen und Onkologen schon breit eingesetzt und von
Herstellern beworben werden, hat der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) das
IQWiG beauftragt, eine Entscheidungshilfe zu erstellen. Er will damit
erreichen, dass Frauen gut über den Stand des Wissens aufgeklärt werden.

Der Entwurf für diese Entscheidungshilfe liegt nun vor und wird vom G-BA
beraten. Er umfasst eine Broschüre sowie einen wissenschaftlichen Bericht,
der beschreibt, wie das IQWiG die Aussagen der Broschüre erarbeitet hat.

Schwierige Entscheidung

Die Broschüre richtet sich an Frauen mit frühem Brustkrebs, bei denen sich
zur Frage, ob sie sich nach der Operation zusätzlich einer unterstützenden
Chemotherapie unterziehen sollten, keine klare Empfehlung geben lässt.
Denn für jährlich rund 20.000 Patientinnen in Deutschland ergeben die
herkömmlichen klinisch-pathologischen Kriterien, wie etwa die Größe des
Tumors oder der Lymphstatus, ein widersprüchliches Bild.

Biomarker sollen zeigen, wer von Chemotherapie profitiert

Die Hersteller der Biomarker-Tests versprechen, jene Patientinnen besser
erkennen zu können, die auf eine Chemotherapie verzichten können. Die
Tests sollen so die Entscheidung über die Therapie erleichtern. Doch durch
aussagekräftige Studien belegt ist das keineswegs. Die Art und Weise, wie
die Ergebnisse der Biomarker-Tests kommuniziert werden, spiegelt leicht
eine Sicherheit vor, die in Wahrheit nicht existiert.

Was wollen betroffene Frauen wissen?

Die in der Broschüre enthaltenen Informationen sollen die Betroffenen
dabei unterstützen, Möglichkeiten und Grenzen dieser Tests realistisch
einzuschätzen. In einem ersten Schritt hat das Institut ermittelt, welche
Erfahrungen und welche Fragen betroffene Frauen in Hinblick auf die Tests
und die Chemotherapie haben. In einem zweiten Schritt wurde ein
Textentwurf erstellt und dieser in zwei Fokusgruppen einem Nutzertest
unterzogen. Eine Gruppe bestand aus Patientinnen, denen noch kein
Biomarker-Test angeboten worden war, bei den Teilnehmerinnen der zweiten
Gruppe war das bereits der Fall gewesen.

Rezidivrisiko ist ausschlaggebend für weitere Behandlung

Eine zentrale Rolle spielt das Rezidivrisiko, also die Wahrscheinlichkeit,
dass der Krebs nach der Operation erneut auftritt. Dieses Risiko hängt von
individuellen Faktoren ab und wird mit klinisch-pathologischen Kriterien
standardmäßig bestimmt. Es ist ausschlaggebend für die Beratung einer Frau
über die weitere Behandlung. Denn je höher das Rückfallrisiko ist, desto
größer ist der mögliche Nutzen einer Chemotherapie.

Die Broschüre erklärt im ersten Teil deshalb ausführlich, wie das
Rezidivrisiko bisher routinemäßig ermittelt wird und welche Vor- und
Nachteile eine Chemotherapie hat. Der zweite Teil erläutert, dass die
relativ neuen Biomarker-Tests bislang nicht belegt haben, das
Rückfallrisiko zuverlässiger bestimmen zu können. Offen ist auch, ob die
Tests aus Sicht der Frauen zu besseren Entscheidungen führen.

Die Broschüre soll die Frauen so dabei unterstützen, die Vor- und
Nachteile einer Chemotherapie abzuwägen und eine informierte Entscheidung
zu treffen.

Broschüre kann medizinische Grundlagen vermitteln

Wie die Nutzertests zeigten, ist die Broschüre in der Lage, die
medizinischen Grundlagen verständlich zu vermitteln. "Dazu gehört auch,
auf die Unsicherheiten einzugehen", sagt Klaus Koch, der Leiter des im
IQWiG für das Projekt verantwortlichen Ressorts Gesundheitsinformation.
"Die Frauen wünschen sich verständlicherweise eine klare Aussage, ob ein
Test sinnvoll ist oder nicht", sagt Klaus Koch. "Stattdessen müssen sie
erfahren, dass es keine gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnisse gibt,
ob die neuen Tests ihr individuelles Rückfall-Risiko tatsächlich präziser
vorhersagen können. Diese für manche Frauen frustrierende Situation kann
eine schriftliche Entscheidungshilfe allenfalls ansatzweise lösen."

Frauen mit der Unsicherheit nicht allein lassen

Deshalb sollte die Broschüre eingebettet sein in ein umfassendes Gespräch
mit der Ärztin oder dem Arzt. "Unsere Nutzertests haben gezeigt, dass die
Broschüre das Arzt-Gespräch ergänzen und unterstützen kann", so Klaus
Koch. "Die Behandelnden dürfen die Frauen mit der unbefriedigenden
Studienlage aber nicht allein lassen. Die Frauen brauchen Antworten auf
ihre individuellen Fragen." Nur dann sei eine partizipative
Entscheidungsfindung möglich.

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Der G-BA hatte das IQWiG beauftragt, den Bericht in Form eines Addendums
zu erarbeiten. Denn er bezieht sich unmittelbar auf die im Dezember 2016
veröffentlichte Nutzenbewertung der Biomarker-Tests. Ein
Stellungnahmeverfahren beim IQWiG ist bei einem Addendum nicht vorgesehen.

Der G-BA beabsichtigt die Entscheidungshilfe zu veröffentlichen und sie
betroffenen Frauen zugänglich zu machen. Dazu muss der Entwurf im G-BA
beraten und ein entsprechender Beschluss gefasst werden. Dabei kann es zu
Änderungen kommen, d. h. die vom G-BA beschlossene Fassung kann von dem
jetzt vom IQWiG vorgelegten Entwurf abweichen.

In die Bearbeitung des Projekts waren sowohl externe Sachverständige in
beratender Funktion eingebunden als auch externe Dienstleister, die den
Nutzertest durchführten.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/gesundheitsinformation/p17-03-entscheidungshilfe-zu-biomarker-tests-bei-brustkrebs-addendum-zum-auftrag-d14-01.7874.html 

Addendum und Broschüre

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 23.11.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIAGNOSTIK/558: Früherkennung von Gebärmutterhalskrebs - Künftig Einladung durch Krankenkassen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) -
24.11.2017

Einladung und Entscheidungshilfe Zervixkarzinom-Screening: 

IQWiG legt finale Fassung vor

Frauen beim persönlichen Abwägen von Vor- und Nachteilen besser
unterstützen / Kleinere Änderungen gegenüber Entwurf



Schon seit 1971 gehört die Früherkennung von Gebärmutterhalskrebs zum
Leistungsangebot der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Wie beim
Darmkrebs soll das Programm weiterentwickelt werden: Zum einen bekommen
Frauen im Alter von 20 bis 60 Jahren künftig alle fünf Jahre ein
Einladungsschreiben ihrer Kasse, das auf das Angebot aufmerksam macht. Zum
anderen wird eine weitere Untersuchung, der Test auf Humane Papillomaviren
(HPV), in das Screening-Programm integriert. Mit dem Einladungsschreiben
erhalten die Frauen zukünftig auch eine Broschüre. Sie soll über Vor- und
Nachteile des Screenings informieren und so die Entscheidung erleichtern,
ob eine Frau teilnimmt oder nicht.

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat deshalb das Institut für
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) beauftragt,
ein solches Einladungsschreiben sowie eine Entscheidungshilfe zu
entwerfen. Die beiden Dokumente liegen in der finalen Fassung vor, über
die der G-BA nun berät. Nach einem Stellungnahmeverfahren und einem
quantitativen Nutzertest (Survey) mit über 2000 Frauen hatte das IQWiG die
Entwürfe leicht angepasst.

Künftig Einladung durch Krankenkassen

Vorgaben einer 2013 verabschiedeten Gesetzesänderung folgend, wird die
Früherkennung von Darm- und Gebärmutterhalskrebs derzeit vom G-BA
reformiert: Angelehnt an die Mammografie zur Früherkennung von Brustkrebs
soll ein "organisiertes Programm" aufgebaut werden, zu dem die jeweilige
Krankenkasse ihre Versicherten künftig schriftlich einlädt.

Eine zentrale gesetzliche Anforderung an das neue Screening-Modell ist,
dass es den Versicherten eine informierte Entscheidung ermöglichen soll.
Dazu sollen die Vorteile, aber auch die Nachteile der Früherkennung
allgemein verständlich, umfassend und ausgewogen dargestellt werden.

Zu den Eckpunkten des Auftrags gehört, dass Frauen zwischen 20 und 60
Jahren alle fünf Jahre angeschrieben und altersbezogen über das Screening
informiert werden. Frauen im Alter zwischen 20 und 34 Jahren können
weiterhin jährlich eine zytologische Untersuchung, den sogenannten Pap-Test,
0durchführen lassen. Frauen ab 35 Jahren wird künftig eine
Kombination aus HPV- und Pap-Test angeboten, die alle drei Jahre in
Anspruch genommen werden kann.

Die Entscheidung, für Frauen ab 35 den Pap-Test durch die
Kombinationsuntersuchung als Kassenleistung zu ersetzen, basiert auch auf
einer bereits 2013 abgeschlossenen positiven Nutzenbewertung des IQWiG.

Gebärmutterhalskrebs lässt sich früh erkennen

Als Hauptursache des Zervixkarzinoms gilt eine Infektion mit bestimmten
HP-Viren, die sich dauerhaft in Schleimhautzellen festsetzen und die
Entwicklung von Gewebeveränderungen, sogenannten Dysplasien, fördern
können. Meist bilden sich Dysplasien von selbst zurück, aus ihnen kann
sich aber auch Krebs entwickeln. Dysplasien können bei Untersuchungen
entdeckt und durch eine sogenannte Konisation entfernt werden. Auf diese
Weise kann verhindert werden, dass ein Krebs entsteht. Eine regelmäßige
Teilnahme an der Früherkennung senkt das Risiko deutlich, an
Gebärmutterhalskrebs zu erkranken.

Wie das IQWiG die Entscheidungshilfe entwickelt hat

In einem ersten Schritt hatten die Kölner Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler ermittelt, welche Informationsbedürfnisse Frauen haben,
und die Vor- und Nachteile des Zervixkarzinom-Screenings aufbereitet.

In einem zweiten Schritt hatten sie die Texte für das Einladungsschreiben
sowie für die Entscheidungshilfe verfasst. Aufgrund des unterschiedlichen
Früherkennungs-Angebots hat das IQWiG zwei altersspezifische
Entscheidungshilfen (20-34 Jahre, über 35 Jahre) im Umfang je einer
20-seitigen DIN-A5-Broschüre erarbeitet.

Alle Texte wurden dann einem qualitativen Nutzertest unterzogen, und zwar
sowohl mit potenziellen Empfängerinnen als auch mit medizinischen
Expertinnen und Experten. Auf Basis der Ergebnisse wurden Entwürfe der
Materialen als Vorbericht veröffentlicht und zur Diskussion gestellt. An
das Stellungnahmeverfahren mit einer mündlichen Anhörung im Institut
schloss sich eine weitere, diesmal quantitative Nutzertestung an.

Texte leicht überarbeitet

Einige Vorschläge aus den Stellungnahmen flossen in die Überarbeitung ein.
Inhaltliche Änderungen ergaben sich aber nur wenige: So wurde die
Darstellung des Frühgeburtsrisikos, das mit einer Konisation einhergeht,
um den Hinweis ergänzt, dass das Risiko vermindert ist, wenn beim Eingriff
weniger Gewebe entfernt wird. Zudem beziehen sich die Angaben zum Risiko
für ein Fortschreiten hochgradiger Dysplasien (CIN3) nun auf die gesamte
Lebenszeit und nicht mehr auf einen 10-Jahres-Zeitraum.

Nutzerinnen beurteilen die Materialien sehr positiv

Die Einladungsschreiben und die Entscheidungshilfen wurden im
quantitativen Nutzertest sehr gut angenommen. Die Materialien wurden als
verständlich und hilfreich beurteilt, und die meisten Frauen würde sie
weiterempfehlen.

Auch Nachteile der Früherkennung werden in den Materialen beschrieben.
Dazu gehören mögliche Überbehandlungen von Dysplasien und die damit
einhergehenden Risiken einer Konisation. Im Stellungnahmeverfahren hatten
Fachleute deshalb die Befürchtung geäußert, diese Darstellung könnte viele
Frauen "abschrecken", am Screening teilzunehmen. "Diese Befürchtung hat
sich beim abschließenden quantitativen Nutzertest nicht bestätigt",
erklärt Klaus Koch, Leiter des Ressorts Gesundheitsinformation im IQWiG.
"Die Akzeptanz der Früherkennungsuntersuchung ist nach dem Lesen der
Infomaterialien nämlich nicht gesunken", so Koch. "Im Gegenteil haben die
Frauen die Texte als sehr ausgewogen wahrgenommen."

Zum Ablauf der Berichtserstellung

In die Bearbeitung des Projekts waren sowohl externe Sachverständige in
beratender Funktion eingebunden als auch externe Dienstleister, die den
Nutzertest durchführten. Das Institut hatte zudem eine externe
Wissenschaftlergruppe mit einer Modellierung der Vor- und Nachteile des
Screenings beauftragt. Grund dafür war, dass sich auf Basis der
identifizierten Studien die langfristigen Vor- und Nachteile nicht
ausreichend beschreiben ließen.

Die vorläufigen Ergebnisse, den sogenannten Vorbericht, hatte das IQWiG im
Februar 2017 veröffentlicht und zur Diskussion gestellt. Nach dem Ende des
Stellungnahmeverfahrens wurde der Vorbericht überarbeitet und als
Abschlussbericht im September 2017 an den Auftraggeber versandt. Die
eingereichten schriftlichen Stellungnahmen werden in einem eigenen
Dokument zeitgleich mit dem Abschlussbericht publiziert. Der Bericht wurde
gemeinsam mit externen Sachverständigen erstellt.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/gesundheitsinformation/p15-02-einladungsschreiben-und-entscheidungshilfe-zum-zervixkarzinom-screening.6621.html 

zum Abschlussbericht

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 24.11.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw,-online.de
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FORSCHUNG/3776: Selen schützt Nervenzellen im Gehirn (idw)


Helmholtz Zentrum München / Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und
Umwelt - 29.12.2017

Selen schützt Nervenzellen im Gehirn



Genau 200 Jahre nach der Entdeckung des Spurenelements Selen zeigen
Forschende am Helmholtz Zentrum München zum ersten Mal, warum dieses
chemische Element essenziell für das Überleben von Säugetieren ist. Als
Bestandteil des Enzyms GPX4 schützt Selen bestimmte Nervenzellen im Laufe
der Entwicklung vor dem Zelltod, berichten die Wissenschaftler im
Fachmagazin "Cell".

Vor genau 200 Jahren entdeckte der schwedische Wissenschaftler Jöns Jacob
Berzelius das Spurenelement Selen, das er nach der Mondgöttin Selene
benannte. Neben seiner industriellen Anwendung (chemische Industrie,
Herstellung von Halbleitern und Tonern), ist es auch ein essenzielles
Spurenelement und somit überlebenswichtig für den Menschen, viele Tiere
und manche Bakterien. Warum das so ist, konnte nun ein Team um Dr. Marcus
Conrad, Gruppenleiter am Institut für Entwicklungsgenetik (IDG) des
Helmholtz Zentrums München, zum ersten Mal zeigen.

Wissenschaftlicher "Beifang" löst Jahrzehnte altes Rätsel

Die Wissenschaftler beschäftigen sich seit Jahren mit einer als Ferroptose
bekannten Form des Zelltods. In diesem Zusammenhang spielt das Enzym GPX4
eine wichtige Rolle, das normalerweise Selen in Form der Aminosäure
Selenocystein enthält.*

"Um die Rolle von GPX4 besser zu beschreiben, hatten wir Mausmodelle
etabliert und untersucht, bei denen das Enzym verändert war", erklärt
Studienleiter Conrad. "Dabei fiel uns vor allem eines auf, bei dem GPX4
nicht mit Selen, sondern mit Schwefel gebildet wird." Den Wissenschaftlern
zufolge war dieses Modell aufgrund neurologischer Komplikationen nicht
länger als drei Wochen lebensfähig.

Auf der Suche nach den Ursachen stießen die Forscher auf bestimmte
Nervenzellen im Gehirn, die ohne selenhaltiges GPX4 fehlten. "In weiteren
Untersuchungen konnten wir zeigen, dass diese Nervenzellen während der
Entwicklung durch Ferroptose zugrunde gegangen waren, wenn kein
selenhaltiges GPX4 vorlag", so Erstautorin Irina Ingold vom IDG.

Weiterhin konnten die Wissenschaftler zeigen, dass die Ferroptose vor
allem durch starken oxidativen Stress ausgelöst wird, wie er durch hohe
Stoffwechselaktivität und bei der Signalübertragung in Nervenzellen
typisch ist. "Unsere Studie belegt zum ersten Mal, dass Selen ein
essenzieller Faktor für die postnatale Entwicklung eines ganz bestimmten
Typs von Nervenzellen ist", ordnet IDG-Wissenschaftler Dr. José Pedro
Friedmann Angeli die Ergebnisse ein. "Selenhaltiges GPX4 schützt die
Nervenzellen vor oxidativem Stress und dem dadurch bedingten Absterben."

Damit erklärt die Studie, warum Selenoenzyme in manchen Organismen wie den
Säugern essenziell sind, wohingegen sie bei anderen Organismen wie Pilzen
und höhere Pflanzen entbehrlich sind. Künftig will Studienleiter Marcus
Conrad mit seinem Team untersuchen, wie und wo genau in der Zelle die
Ferroptose ausgelöst wird. Langfristig gehe es ihm darum, die Rolle der
Ferroptose bei verschiedenen Erkrankungen zu verstehen, um derzeit noch
nicht oder nur schwer therapierbare Erkrankungen wie Krebs oder
Neurodegeneration lindern zu können.


Weitere Informationen

* GPX4 steht für das Enzym Glutathionperoxidase 4, eines von 25
Selenoproteinen im Menschen. Im Enzym ist das Selen ein integraler
Bestandteil der 21. Aminosäure Selenocystein. Das Enzym scheint bei der
Ferroptose eine entscheidende Rolle. Bei letzterer handelt es sich um den
Zerfall von Zellen (griechisch ptosis: der Fall) in Abhängigkeit von Eisen
(lateinisch Ferrum). Bisher ist die Ferroptose noch unvollständig
verstanden, aber die Wichtigkeit des zellulären Suizids hat sich
beispielsweise durch die weitaus besser erforschte Apoptose bereits
eindrucksvoll bestätigt.

• Hintergrund:

Weitere Partner innerhalb des Helmholtz Zentrums München, mit denen die
Publikation umgesetzt wurde, sind Dr. Hans Zischka (Institut für
Toxikologie), Dr. Martin Jastroch (Institut für Diabetes und Adipositas),
Prof. Dr. Axel Walch und Dr. Michaela Aichler (Abteilung Analytische
Pathologie). Die Doktorandinnen Irina Ingold und Katalin Buday sind
Teilnehmerinnen der Helmholtz Graduate School Environmental Health, kurz
HELENA.

Original-Publikation:

Ingold, I. et al. (2017): Selenium utilization by GPX4 is required to prevent
hydroperoxide-induced ferroptosis. Cell, DOI: 10.1016/j.cell.2017.11.04


Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und medizinisch-
biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten angehören.

www.helmholtz-muenchen.de

Durch eine steigende Lebenserwartung nehmen sowohl altersbedingte, als
auch soziologische und umweltbedingte Einflüsse auf die Gene zu. Diese
Veränderungen des genetischen Materials untersucht das Institut für
Entwicklungsgenetik (IDG). Im Forschungsbereich Mouse Genetics werden
genetische Tiermodelle zur Erforschung verschiedener Erkrankungen
entwickelt. Diese Modelle werden im Disease Modelling analysiert, um
Genfunktionen und Zellprozesse zu identifizieren und den Einfluss von
Umwelt und Alterungsprozessen zu bewerten. Ein Schwerpunkt liegt dabei in
der Untersuchung neurologischer und psychiatrischer Krankheiten. 

www.helmholtz-muenchen.de/idg


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt

Sonja Opitz, Abteilung, 29.12.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HYGIENE/124: Fachgerechte Handhabung und Pflege von Wasserspendern zur Verringerung der Keimvermehrung (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 13.12.2017

Hygienischer Betrieb von Wasserspendern: Fachgerechte Handhabung und
Pflege

Hygienischer Betrieb von Wasserspendern: Fachgerechte Handhabung und
Pflege kann die Keimvermehrung verringern - BfR-Merkblatt gibt
Empfehlungen zum hygienischen Betrieb von freistehenden Wasserspendern



Wasserspender sind weit verbreitet und werden von Menschen oft genutzt, um
ihren Durst zu stillen. Da Wasser jedoch grundsätzlich nicht frei von
Keimen ist, kann der Keimgehalt in freistehenden Wasserspendern, d. h. in
Geräten, die nicht an die Trinkwasserleitung eines Gebäudes angeschlossen
sind und wiederverwendbare Wasserbehälter verwenden, insbesondere bei
erhöhten Umgebungstemperaturen ansteigen. Darüber hinaus kann das Wasser
durch verschmutzte Zapfanlagen verunreinigt werden. Der Konsum besonders
keimhaltigen Wassers kann für Menschen mit geschwächten Abwehrkräften zu
einem Gesundheitsrisiko werden. "Der sachgerechte Umgang mit freistehenden
Wasserspendern ist daher unverzichtbar", so BfR-Präsident Professor Dr.
Dr. Andreas Hensel. Personen, die in ihren Räumen wie Arztpraxen,
Geschäften oder öffentlichen Gebäuden Wasserspender aufstellen, haben
deshalb eine besondere Verantwortung. "Sie müssen dafür Sorge tragen, dass
die Wasserspender so betrieben werden, dass das Wasser nicht nachteilig
beeinflusst wird." Das BfR hat unter Mitarbeit der BfR-Kommission für
Hygiene ein Merkblatt mit Empfehlungen für die richtige Aufstellung und
Pflege von freistehenden Wasserspendern erstellt.


Zum Merkblatt:

http://www.bfr.bund.de/cm/350/hygienischer-betrieb-von-freistehenden-wasserspendern.pdf

In vielen Arztpraxen, Geschäften und öffentlichen Gebäuden stehen
freistehende Wasserspender, bei denen sich abgefülltes Wasser in
wiederverwendbaren Behältern befindet. Durch hohe Umgebungstemperaturen
können sich im Wasser vorhandene Bakterien vermehren. Außerdem ist es
möglich, dass durch verunreinigte Zapfanlagen Krankheitserreger in das
abgefüllte Wasser gelangen. Deshalb sind Geräte zu bevorzugen, die keinen
frei zugänglichen Zapfhahn besitzen. Um hohe Keimgehalte im gezapften
Wasser zu vermeiden, empfiehlt das BfR in seinem Merkblatt, die
entsprechenden Geräte in trockenen und staubarmen Räumen fern von
Heizquellen und direkter Sonneneinstrahlung aufzustellen. Weiterhin sind
Wasserspender nach Angaben der jeweiligen Hersteller durch eingewiesenes
Personal zu reinigen und zu desinfizieren. Die Häufigkeit der notwendigen
Reinigungs- und Desinfektionsmaßnahmen ist abhängig vom Gerät, Standort
und der Nutzungsintensität.

Besonders in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen, in denen die
Wasser-Konsumenten erkrankungs- oder altersbedingt Immun- bzw.
Abwehrschwächen aufweisen, sollten zudem Wasserspender bevorzugt werden,
die direkt an die Trinkwasserleitung des Gebäudes angeschlossen werden.
Falls dies nicht möglich ist, sollte die Reinigungs- und
Desinfektionsfrequenz erhöht werden.

Grundsätzlich sollten die in der Betriebsanleitung festgelegten
Anweisungen des Herstellers zur Aufstellung, Bedienung, Reinigung,
Desinfektion und Wartung der jeweiligen Geräte beachtet werden. Außerdem
rät das BfR den Betreibern von freistehenden Wasserspendern, alle
Maßnahmen zur Risikominimierung ausreichend zu dokumentieren bzw. durch
die Wartungsfirma dokumentieren zu lassen. Im Bedarfsfall sollten diese
Unterlagen den zuständigen Behörden vorgelegt werden können.

Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

In diesem Jahr feiert das BfR sein 15-jähriges Bestehen. Aus diesem Anlass
hat das BfR eine Jubiläumsbroschüre herausgegeben, die unter

http://www.bfr.bund.de/de/publikation/broschueren-660.html 

kostenlos
heruntergeladen oder bestellt werden kann.

Ende Spaltenformat

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung 51/2017

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), Dr. Suzan Fiack, 13.12.2017
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INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





STUDIE/051: Digitalisierung im Krankenhaus - Zwischen Arbeitserleichterung und zusätzlicher Hetze (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 11.12.2017

Digitalisierung im Krankenhaus: Zwischen Arbeitserleichterung und
zusätzlicher Hetze

Wissenschaftler befragen Beschäftigte



Die Digitalisierung hat das Gesundheitswesen erfasst. Aus Sicht der
Beschäftigten ist das eine zweischneidige Entwicklung: Digitale Geräte
können im Krankenhaus die Arbeit erleichtern, doch gleichzeitig nehmen
Zeitdruck und Unterbrechungen zu.

Wie sich die Digitalentwicklung auf die Personalausstattung auswirkt,
scheint auch davon abzuhängen, ob die Kliniken in privater, öffentlicher
oder gemeinnütziger Trägerschaft geführt werden. Bei Auswahl und Bewertung
der neuen Techniken wird nur eine Minderheit der Arbeitnehmer einbezogen.
Weniger als 30 Prozent der befragten Arbeitnehmer fühlen sich rechtzeitig
und umfassend informiert, wenn es um digitale Neuerungen geht. Zu diesen
Ergebnissen kommt eine neue, von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte
Studie.*

Digitale Technologien haben auf breiter Front in den deutschen
Krankenhäusern Einzug gehalten, stellen Forscher um Michaela Evans, Prof.
Dr. Josef Hilbert, und Christoph Bräutigam vom Institut Arbeit und Technik
(IAT) fest. Die Gesundheits- und Sozialwissenschaftler haben untersucht,
welche Auswirkungen diese Entwicklung aus Sicht der Beschäftigten hat.
Ihrer Studie zufolge sorgen sich Pfleger und Ärzte zwar nicht um die
Sicherheit ihrer Jobs. Was das Aufgabenspektrum und die Arbeitsbelastung
angeht, nehmen sie aber durchaus Veränderungen wahr: Die Digitalisierung
hat die Arbeit einerseits erleichtert, andererseits aber auch zu mehr
Druck geführt. Ein besonderes Problem: Vielfach werden die neuen Techniken
eingeführt, ohne die Beschäftigten zu beteiligen. Aufgrund ihrer Anlage
ist die Studie zwar nicht im strengen Sinne repräsentativ, ermöglicht aber
dennoch einen außergewöhnlich detaillierten und empirisch fundierten
Einblick in den Digitalisierungsalltag deutscher Krankenhäuser.

Die Wissenschaftler haben zwischen Juni und Oktober 2016 eine
Online-Befragung durchgeführt, an der 648 Klinikbeschäftigte teilgenommen haben.
Von den Befragten arbeiten 79 Prozent in der Pflege, 6 Prozent sind Ärzte.
Die übrigen Teilnehmer sind in Assistenzberufen, im therapeutischen
Bereich oder in Verwaltung und Technik tätig. Zusätzlich zur Online-Befragung
wurden Interviews mit den Managern zweier Krankenhäuser geführt.

- Große Mehrheit steht neuen Techniken aufgeschlossen gegenüber -

Der Auswertung zufolge stehen die Arbeitnehmer im Gesundheitswesen
technischen Neuerungen aufgeschlossen gegenüber: Fast 90 Prozent der
Befragten sind daran interessiert, die Mehrheit traut sich den Umgang mit
den technischen Neuerungen zu. Nur 5 Prozent fühlen sich überfordert. Dass
insbesondere Pflegekräfte neue Technologien grundsätzlich ablehnen, sei
zwar ein verbreitetes Stereotyp, decke sich aber nicht mit den Ergebnissen
der Befragung, so die IAT-Forscher.

Angesichts des Ausmaßes der Digitalisierung wäre eine solche Einstellung
auch schwer durchzuhalten: Jeweils über 70 Prozent der Studienteilnehmer
nutzen regelmäßig digitale Technik in den Bereichen Kommunikation,
Logistik, Management und Personal, Patientenversorgung, Information und
Qualifizierung. Zu den Einzelaufgaben, die in diesem Zusammenhang am
häufigsten genannt werden, gehören die Recherche von Fachinformationen,
Materialanforderungen, Diagnosen und die Verwaltung von Patientendaten. 84
Prozent der Befragten nutzen Computer, 60 Prozent Digitalkameras und 53
Prozent Monitoring-Systeme, mit denen sich beispielsweise die Vitalwerte
von Patienten überwachen lassen. Ein Viertel verwendet im Dienst
Smartphones, ein Zehntel Tablets (siehe auch Abbildung 4 in der Studie;
Link unten).

Die Einschätzungen zu den Auswirkungen auf die Beschäftigung im
Gesundheitswesen fallen uneinheitlich aus: Ein Fünftel der Befragten
berichtet, dass in ihrem Haus im Zuge der Digitalisierung Arbeitsplätze
weggefallen seien, knapp ein Viertel geht davon aus, dass zusätzliche
Stellen entstanden sind. Dabei gibt es spürbare Unterschiede abhängig von
der Trägerschaft der Kliniken: Von den befragten Mitarbeitern in privaten
Krankenhäusern diagnostizieren 28 Prozent Jobverluste, 17 Prozent sprechen
von neuen Arbeitsplätzen. Bei den freigemeinnützigen Trägern berichten 13
Prozent der Befragten, dass Stellen weggefallen seien, 17 Prozent von
neuen Arbeitsplätzen in Verbindung mit der Digitalisierung. Bei
Krankenhäusern in öffentlicher Trägerschaft sind nach Einschätzung von 19
Prozent der Befragten Stellen weggefallen, 29 Prozent berichten von neu
geschaffenen Jobs.


- Informationen über Patienten weiter meist mündlich ausgetauscht -

Generell befürchten mit 2 Prozent nur die wenigsten Befragten, selbst
überflüssig zu werden. Die Auswirkungen, so die Autoren, scheinen "eher
qualitativer als quantitativer Natur" zu sein: Drei Viertel der Befragten
bestätigen, dass das Aufgabenspektrum der bestehenden Arbeitsplätze größer
geworden ist.

Dabei sind die konkreten Veränderungen im Bereich Kommunikation und
Zusammenarbeit der Studie zufolge "auffallend begrenzt". Informationen
über Patienten werden beispielsweise nach wie vor zu 55 Prozent mündlich
ausgetauscht, Dokumentationen erfolgen zu 58 Prozent in Papierform.
Deutlich verbessert hat sich infolge der Digitalisierung vor allem die
Zusammenarbeit mit anderen Krankenhausabteilungen.

Was die Arbeitsbelastung angeht, sind die Befunde ambivalent. Einerseits
finden 61 Prozent der Beschäftigten, dass digitale Technologien die eigene
Arbeit erleichtern. Jeweils 40 bis 50 Prozent berichten von Zeitersparnis,
mehr Effektivität und qualitativen Verbesserungen bei der
Patientenversorgung. Andererseits scheint es zu einer deutlichen
Arbeitsverdichtung gekommen zu sein: Ein Drittel der Befragten beklagt
mehr Hetze und Leistungsdruck, die Mehrheit muss öfter mehrere Aufgaben
parallel erledigen. Je ein Viertel fühlt sich bei der Arbeit häufiger
gestört und am Arbeitsplatz stärker kontrolliert.

- Weniger als ein Drittel fühlt sich ausreichend informiert -

Gleichzeitig betrachten die Klinikmitarbeiter die Digitalisierung als
Chance, das Berufsimage zu verbessern: Drei Viertel von ihnen sind ganz
oder teilweise davon überzeugt, dass digitale Technik zur Aufwertung ihrer
Arbeit beiträgt.

Wesentlich kritischer sind die Ansichten in punkto Partizipation: Weniger
als 30 Prozent der befragten Arbeitnehmer fühlen sich rechtzeitig und
umfassend informiert, wenn es um digitale Neuerungen geht. Immerhin 40
Prozent betrachten sich als ausreichend qualifiziert. Nur 15 Prozent
wurden bei der Entwicklung technischer Lösungen umfassend beteiligt, 12
Prozent bei der Auswahl der Produkte, weniger als ein Viertel bei der
Bewertung. Das Interesse des Managements an echter Beteiligung scheine
eher gering ausgeprägt zu sein, urteilen die Forscher.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.boeckler.de/5248.htm?produkt=HBS-006759&chunk=1&jahr 

Christoph Bräutigam, Peter Enste, Michaela Evans, Josef Hilbert, Sebastian
Merkel, Fikret Öz: 

Arbeitsreport Digitalisierung im Krankenhaus - Mehr Technik -
bessere Arbeit? 

Study der Hans-Böckler-Stiftung Nr. 364, Dezember 2017


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution621
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STUDIE/097: Psychosen in großen Höhen (idw)


Eurac Research - 13.12.2017

"Der Berg kann uns in den Wahnsinn treiben"

Forscher von Eurac Research und der Medizinischen Universität Innsbruck
untersuchen Psychosen in großen Höhen und entdecken ein neues
Krankheitsbild



Ein Bergsteiger fühlt sich verfolgt, redet wirres Zeug oder ändert
grundlos seine Route: Dass Alpinisten in extremen Höhen psychotische
Episoden erleiden können, ist relativ bekannt und wurde vielfach in der
Bergliteratur dokumentiert. Bislang brachten Mediziner sie hauptsächlich
mit der akuten Höhenkrankheit in Verbindung. Nun haben Notfallmediziner
von Eurac Research und Psychiater der Medizinischen Universität Innsbruck
psychotische Episoden in extremen Höhen einer systematischen
wissenschaftlichen Analyse unterzogen und dabei ein neues Krankheitsbild
entdeckt: die isolierte höhenbedingte Psychose. Die Studienergebnisse
wurden kürzlich im renommierten Fachjournal "Psychological Medicine"
veröffentlicht.

Als Jeremy S. Windsor im Jahr 2008 den Mount Everest bestieg, machte er in
den einsamen Bergen eine seltsame Erfahrung, die er mit vielen
Extrembergsteigern teilt. Auf 8200 Höhenmetern traf er einen Mann namens
Jimmy, der ihn den ganzen Tag begleitete, einige ermunternden Worte zu ihm
sprach und dann spurlos verschwand.

Erzählungen wie diese sind in der Alpinliteratur häufig. Katharina Hüfner,
Dozentin an der Universitätsklinik für Psychiatrie II in Innsbruck und
Hermann Brugger, Leiter des Instituts für Alpine Notfallmedizin, haben mit
ihrem Team rund 80 psychotische Episoden aus der deutschen Bergliteratur
erstmals gesammelt und ihre Symptome systematisch analysiert.

Bislang führten Mediziner das oben beschriebene "Dritte-Mann-Phänomen"
sowie andere akustische, optische und olfaktorische Halluzinationen auf
organische Ursachen zurück. Sie treten neben Symptomen wie starken
Kopfschmerzen, Schwindel und Gleichgewichtsstörungen häufig als
Begleiterscheinung eines Hirnhöhenödems auf. "Durch die Studie haben wir
herausgefunden, dass es eine Gruppe von Symptomen gibt, die rein
psychotisch sind, das heißt, dass sie zwar mit der Höhe zusammenhängen,
jedoch weder auf ein Höhenhirnödem noch auf andere organische Faktoren wie
Flüssigkeitsverlust, Infektionen oder organische Erkrankungen
zurückzuführen sind", erläutert Hermann Brugger das neu entdeckte
Krankheitsbild.

Meist treten isolierte höhenbedingte Psychosen über 7.000 Höhenmetern auf.
Über ihre Ursachen können die Forscher derzeit nur Mutmaßungen anstellen:
Faktoren wie Sauerstoffmangel, der Umstand, völlig auf sich allein
gestellt zu sein und eine beginnende Schwellung in gewissen Hirnregionen
könnten die Psychose auslösen. Soweit bekannt, verschwinden die Symptome
vollständig, sobald die Alpinisten die Gefahrenzone verlassen und vom Berg
absteigen - außerdem erleiden sie keine Folgeschäden. "Diese Erkenntnis
erlaubt es uns, vorübergehende Psychosen an ansonsten völlig gesunden
Menschen genauer zu untersuchen, das kann uns wichtige Hinweise zum
Verständnis psychiatrischer Krankheiten wie zum Beispiel der Schizophrenie
geben", führt Katharina Hüfner aus.

Relevant sind die Studienergebnisse auch, weil das Syndrom das Risiko von
Unfällen erhöht: "Es ist äußerst wichtig, dass Extrembergsteiger über
diese vorübergehenden Phänomene informiert werden", erklärt Brugger.
"Vermutlich gibt es eine Dunkelziffer von Unfällen und Todesfällen infolge
von Psychosen. Um die Gefahr solcher Unfälle zu reduzieren, sei es von
großer Bedeutung kognitive Behandlungsstrategien zu verbreiten, die die
Bergsteiger selbst, oder mit ihrem Partner, direkt am Berg anwenden
können," ergänzt Hüfner.

Im kommenden Frühjahr werden die Forscher in Zusammenarbeit mit
nepalesischen Ärzten weitere Untersuchungen im Himalaya-Gebiet
durchführen. Unter anderem wollen sie herausfinden, wie häufig die
Krankheit auftritt. "Die höchsten Berge der Welt sind wahnsinnig schön",
so Brugger; "wir wussten nur nicht, dass sie uns auch in den Wahnsinn
treiben können."


Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1017/S0033291717003397

Fachartikel in "Psychological Medicine"

https://www.youtube.com/watch?v=8EdfGJOtjaw

Research Bite: Isolated high-altitude psychosis


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution999
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MEDIEN/993: Journal of Health Monitoring - Inanspruchnahme psychiatrischer und psychotherapeutischer Leistungen (idw)


Robert Koch-Institut - 13.12.2017

Journal of Health Monitoring: Inanspruchnahme psychiatrischer und
psychotherapeutischer Leistungen

Inanspruchnahme psychiatrischer und psychotherapeutischer Leistungen ist
eines der Themen im Journal of Health Monitoring 4/2017



Die Inanspruchnahme psychiatrischer und psychotherapeutischer Leistungen
und die Gesundheit von Alleinerziehenden sind die beiden Hauptthemen der
neuen Ausgabe 4/2017 des Journal of Health Monitoring. Wie häufig und
warum werden ambulante psychotherapeutische und psychiatrische Leistungen
in Anspruch genommen? Das haben RKI-Wissenschaftler mit Daten aus der
Studie "Gesundheit in Deutschland aktuell 2014/2015" mit mehr als 20.000
Teilnehmenden untersucht.

Demnach berichten 11,3 % der Frauen und 8,1 % der Männer, innerhalb eines
Jahres psychotherapeutische oder psychiatrische Hilfe in Anspruch genommen
zu haben. Bei Befragten mit depressiver Symptomatik hatte etwa ein Drittel
Kontakt zu psychotherapeutischen oder psychiatrischen Leistungserbringern.
"Der Umstand, dass zwei Drittel unserer Mitmenschen mit depressiver
Symptomatik keine solche Hilfe in Anspruch nehmen, ist sehr bedenklich und
erfordert vermehrte Anstrengungen, hier Abhilfe zu schaffen", sagt Lothar
H. Wieler, Präsident des Robert Koch-Instituts.

Ob Menschen mit depressiven Symptomen vorhandene Hilfen nutzen, hängt
dabei auch vom Wohnort ab. In Regionen mit einer hohen Dichte von
Leistungserbringern liegt der Anteil der Personen mit depressiver
Symptomatik, die psychotherapeutische oder psychiatrische Hilfe nutzen,
etwa 15 Prozentpunkte höher als in Regionen mit geringer
Versorgungsdichte. Die Autoren diskutieren in ihrem Beitrag auch
Möglichkeiten zur Weiterentwicklung der Versorgung.

Der zweite Focus-Beitrag geht der Frage nach, wie gesund alleinerziehende
Mütter und Väter im Vergleich zu in Partnerschaft lebenden Eltern sind und
inwieweit die Gesundheit von Alleinerziehenden mit dem sozioökonomischen
Status, dem Erwerbsstatus sowie der sozialen Unterstützung variiert. Um
diese Fragen zu beantworten wurden Daten zu den Indikatoren subjektive
Gesundheit, Depressionen, Rückenschmerzen, Adipositas, Rauchen, sportliche
Inaktivität und die Nicht-Inanspruchnahme der Zahnvorsorgeuntersuchung aus
der Studie "Gesundheit in Deutschland aktuell" aus 2009, 2010 und 2012
analysiert.

Bei alleinerziehenden Müttern finden sich für alle einbezogenen
Indikatoren der gesundheitlichen Lage (außer Adipositas) signifikant
höhere Prävalenzen als bei in Partnerschaft lebenden Müttern. Für
alleinerziehende Väter trifft dies auf Depressionen, Rauchen und die
Nicht-Inanspruchnahme der Zahnvorsorge zu. Während bei Frauen der im
Mittel niedrigere sozioökonomische Status einen Teil der gesundheitlichen
Belastung der Alleinerziehenden erklären kann, trifft dies bei Männern
nicht zu.

Neben einem dritten Focus-Beitrag zu Kindern mit besonderem
Versorgungsbedarf enthält die aktuelle Ausgabe mehrere Fact Sheets zu
folgenden Themen: Inanspruchnahme ärztlicher und physiotherapeutischer
Leistungen, Krebsfrüherkennungsuntersuchungen und Grippeschutzimpfungen
sowie zur Medikamenten-Einnahme. Weiterhin werden Fakten zu
gesundheitsgefährdenden Arbeitsbedingungen und dem Thema soziale
Unterstützung erläutert, die aus sozialen Bindungen und Netzwerken
resultiert. Soziale Unterstützung hat einen ganz wesentlichen Einfluss auf
die Gesundheit.


Weitere Informationen:

www.rki.de/journalhealthmonitoring

Herausgeber

Robert Koch-Institut

Nordufer 20
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Das Robert Koch-Institut ist ein Bundesinstitut im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Gesundheit
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HINTERGRUND/225: Yael Deckelbaum & The Mothers - "Home" die Menschlichkeit entdecken, die uns verbindet (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Yael Deckelbaum & The Mothers: "Home" - Zusammen die 
Menschlichkeit entdecken, die uns verbindet

Von Evelyn Rottengatter, 2. Januar 2018



Naher Osten - 02.01.2018. Was Politiker in Jahrzehnten nicht geschafft
haben, schaffen Frauen zusammen mit der Kraft der Musik. Es ist eine
Kraft, die verbindet, jenseits von Sprache, Nationalität und
politischen Ansichten. Eine Kraft, die stärker sein kann als tausend
Worte, Reden, Abkommen und Versprechungen. Denn sie kommt direkt aus
dem Herzen.

"Home" - "Heimat", die neue Single der israelisch-kanadischen
Sängerin, Liedermacherin und Friedensaktivistin Yael Deckelbaum [1]
und ihrem Ensemble The Mothers ist eine Einladung an alle, diese Kraft
in sich zu spüren und ihr zu folgen. Denn man findet sie dort, wo
unser aller Zuhause ist: in uns selber, in unserer eigenen tiefen
Menschlichkeit. Es ist das, was uns als menschliche Wesen verbindet.
Es ist die Ehrfurcht vor dem Leben und der tiefe Wunsch nach Frieden
und einer besseren Welt für unsere Kinder.

Nach dem Erfolg von "Prayer of the Mothers" [2], dem Lied, das 2016
zur Hymne des March of Hope - des Marsches der Hoffnung wurde, der
schon damals tausende von israelischen und palästinensischen Frauen
zusammen brachte, hatte die Graswurzelbewegung Women Wage Peace auch
dieses Jahr wieder zum gemeinsamen Marsch aufgerufen:

Die Journey to Peace [3] - "Reise zum Frieden" vereinte diesmal 30.000
Frauen und Männer, die gemeinsam zwei Wochen lang quer durchs ganze
Land marschierten. Es gab zahlreiche Events an verschiedenen Orten,
Treffen mit lokalen Gemeinden und Gruppen wie den Beduinenfrauen und
eine große Veranstaltung mit Musik, Begegnungen, Diskussionen,
Hoffnung und Frieden im Zelt der Töchter von Sarah und Hagar, den
israelischen und palästinensischen Frauen. Die positive Energie, die
dadurch entstand, konnte auch von den Medien nicht länger ignoriert
werden und es wurde international darüber berichtet.

Yael und ihr Ensemble The Mothers, ein Zusammenschluss aus zwölf
Künstlerinnen "von links, rechts, säkular und religiös, Siedler,
israelisch und arabisch" hatten die Journey to Peace erneut
musikalisch begleitet und ihre Eindrücke und Inspirationen im
Videoclip zu "Home" [4] verarbeitet, der die Höhepunkte der Reise
dokumentiert.

"Obwohl wir nicht bei allen Themen der gleichen Meinung sind, so gibt
es doch eine fundamentale Offenheit, gemeinsam die Menschlichkeit zu
entdecken, die sich hinter all den Definitionen und Identitäten, die
uns unterscheiden, verbirgt. Dieses Ensemble bedeutet für uns die
Schaffung einer möglichen friedlichen Existenz, die erreicht werden
kann, wenn sie mit offenem Herzen und der gemeinsamen Suche nach
Wahrheiten angegangen wird, wobei wir die Musik als vereinendes
Instrument benutzen."

"Home" ist Teil eines Minialbums, das Aufnahmen im Studio, live und
von der Journey to Peace beinhaltet. Es wurde am 20. Dezember bei
einem großen Event im Abraham Hostel in Tel Aviv offiziell
vorgestellt, zusammen mit Aveva Dese und Ester Rada, zwei
äthiopisch-israelischen Sängerinnen und Liedermacherinnen, die
ebenfalls an dem Marsch teilgenommen hatten.

"Ich freue mich sehr, die Bewegung "Women Wage Peace" [5] musikalisch
unterstützen zu können und jede Initiative, die auf das, was uns
verbindet, auf Heilung und die Schaffung einer neuen Sprache
ausgerichtet ist, einer Sprache, die uns auf den Weg zu einem besseren
Zusammenleben in diesem Land führen wird" sagt Yael Deckelbaum.

Dieser Ruf nach Frieden und Zusammenarbeit, nach Vernunft und
Versöhnung, nach Gewaltfreiheit und gegenseitigem Respekt inmitten
eines Systems der Gewalt und Kriege bleibt auch im Rest der Welt nicht
ungehört und weckt eine Sehnsucht, die in den Herzen von Millionen von
Menschen schlummert. Es gilt nun, diese Sehnsucht zu nähren, mit
Bildern des Friedens wie denen in "Home" und mit der universellen
Sprache dessen, was uns vereint: unsere Menschlichkeit.


Über die Autorin

Evelyn Rottengatter, geboren 1971 und aufgewachsen bei München. Diplom
in Fremdsprachenkorrespondenz (Englisch, Französisch, Italienisch).
Hat lange in den Medien gearbeitet (Kino, Fernsehen, Print). Seit
einigen Jahren lehrt sie Kindern Sprachen und schreibt und übersetzt
für Pressenza.


Anmerkungen:

[1] https://yaeldeckelbaum.bandcamp.com/track/home

[2] https://www.pressenza.com/de/2016/12/prayer-mothers-frauen-singen-fuer-den-frieden/

[3] http://womenwagepeace.org.il/en/journey-peace-2017-travel-dairy/

[4] https://youtu.be/zDZ3VI8TUGY

[5] http://womenwagepeace.org.il/en/



Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AKTION/2607: Leer - Virtuose Gitarrenmusik mit Roberto Legnani am 21.1.2018


Virtuose Gitarrenmusik mit Roberto Legnani

Neujahrskonzert in der Ehemaligen Jüdischen Schule



Am Sonntag, 21. Januar, gibt der Gitarrist Roberto Legnani in der
Ehemaligen Jüdischen Schule in Leer, Ubbo-Emmius-Straße 12, ab 11.30
Uhr ein Konzert der Extraklasse: eine Hommage an die Gitarre und ihren
zauberhaften Wohlklang.

Roberto Legnani ist auf großer Deutschland-Tournee. Unter den
musikalischen Highlights sind "La Catedral" von Agustín Barrios, eine
der grandiosen "Le Rossiniane" aus Opus 119 von Mauro Giuliani sowie
Kompositionen aus Deutschland, Irland, Italien und Spanien. Mit
Milongas und Valses Porteños zaubert er die Heiterkeit und Melancholie
Lateinamerikas auf das Podium.

Legnani ist der Meister des sauberen Tons, einer seltenen Technik
unter Gitarristen. Mit gewaltigen Klang- und Farbnuancen lässt Roberto
Legnani eine eindringliche Atmosphäre entstehen. Durch die
herausragende Klarheit und die Vielseitigkeit der musikalischen
Wiedergabe sowie durch seine hohe Virtuosität begeistert der "Magier
der Gitarre" immer wieder sein Publikum.

Eintritt 20 Euro, ermäßigt 16 Euro. Eintrittskarten gibt es an der
Konzertkasse ab 11 Uhr. Weitere Informationen und Ticketreservierung
unter www.tourneebuero-cunningham.com und Tel. 07852 - 93 30 34.

Ehemalige Jüdische Schule Leer

Ubbo-Emmius-Straße 12

26789 Leer

0491 99 92 08 32

ejs@lkleer.de

www.lkleer.de/Ehem-Jüdische-Schule

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Januar 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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JAZZ/2104: Bocholt - 1. BOHJazz-Konzert mit Christine Corvisier am 11.1.2018


Erstes BOHJazz-Konzert im neuen Jahr mit Christine Corvisier



Bocholt (PID). Die Wohnzimmer-Jazz-Reihe "BOHJazz" startet in das neue
Jahr. Am Donnerstag, 11. Januar 2018, hat das bewährte
Christian-Hassenstein-Trio die Saxofonistin Christine Corvisier in der
UmbauBar der ehemaligen Herding Spinnerei zu Gast. Beginn ist umd
20:30 Uhr, der Eintritt frei.

Im neuen Jahr sind Modern Jazz, Groove und eigene Jazz-Arrangements in
der UmbauBar zu hören. Dort begeistert das Christian-Hassenstein-Trio
mit der französischen Saxofonistin Christine Corvisier.

Begnadete französische Tenorsaxofonistin zu Gast

Christine Corvisier spielt seit dem 14. Lebensjahr Saxofon. Die
35-Jährige Französin studierte in Nizza, später in Amsterdam und
verbrachte zwei Monate in New York, bevor sie den Sprung an den Rhein
nach Köln machte. Dort gründete sie ein Quintett und veröffentlichte
2015 das vielbeachtete Album "Reconnaissance" (UNIT Records).

Die Kompositionen und Arrangements der jungen Saxofonistin
verschmelzen überbordende Energie und fragile Lyrik zu einem
progressiven Modern Jazz par excellence, der das Publikum berührt. Mit
ihrem Hauptinstrument, dem Tenorsaxofon, kommt sie nach Bocholt.
Die Veranstaltung findet mit Unterstützung der Stadtsparkasse Bocholt
statt.

Termin: 11. Januar 2018, 20:30 Uhr, UmbauBar in ehemaliger Herding
Spinnerei

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Januar 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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KLASSIK/10023: Hannover - Abschlusskonzert Studierender der Yonsei-Universität, 03.02.2018


Staatsoper Hannover

ABSCHLUSSKONZERT STUDIERENDER DER YONSEI-UNIVERSITÄT



Alljährlich findet im Februar das Abschlusskonzert der
Gesangsstudierenden der Yonsei-Universität Seoul (Südkorea) statt, mit
der die Staatsoper Hannover seit vielen Jahren sehr erfolgreich
kooperiert. Die Studierenden waren vier Wochen lang zu Gast an der
Staatsoper Hannover, um die Arbeitsweise eines Opernhauses
kennenzulernen und wohnten während dieser Zeit bei hannoverschen
Gastfamilien. Aus diesem Konzert wird ein Student ausgewählt, der in
der kommenden Spielzeit als Stipendiat Ensemblemitglied der Jungen
Oper sein wird. Aktueller Stipendiat ist der Tenor Hyun-Joong Kim, der
u.a. in Ein sanfter Riese zu sehen sein wird.

SA, 03.02.18, 15:00 UHR, BALLHOF ZWEI, EINTRITT FREI

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Februar 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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KLASSIK/10022: Hannover - Kammerkonzert, Streichquintett, 18.02.2018


Staatsoper Hannover

4. KAMMERKONZERT: STREICHQUINTETT

WOLFGANG AMADEUS MOZART Streichquintett g-Moll KV 516 (1787)

JOHANNES BRAHMS Streichquintett G-Dur op. 111 (1890)



Das Streichquintett war lange eine umstrittene Gattung der Kammermusik
- unnötige Vergrößerung des »idealen« Streichquartetts oder eine
Steigerung desselben? Wolfgang Amadeus Mozart und Johannes Brahms
jedenfalls haben in dem um eine zweite Bratsche ergänzten Quartett
eine Bereicherung ihrer kammermusikalischen Möglichkeiten gesehen, wie
sowohl im mittleren der fünf Mozart-Quintette (in der nachtdunklen
Grundtonart g-Moll) als auch in Johannes Brahms' zweiten Quintett,
einem konzentrierten und zugleich sehr bewegten Alterswerk, zu erleben
ist.

MIT Lucja Madziar und Ionut Pandelescu (Violine), Stefan Neuhäuser und
Frank Dumdey (Viola), Katharina Troe (Violoncello)

SO, 18.02.17, 11:00 UHR, NIEDERSÄCHSISCHES LANDESMUSEUM HANNOVER

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Februar 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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KLASSIK/10021: Mönchengladbach - Werke von Beethoven, Brahms, Schumann und Martinu, 19.1.


Junge Virtuosen im Rittersaal

3. Konzert am Freitag, 19. Januar, 20 Uhr, Schloss Rheydt



Im dritten Konzert des vierteiligen Zyklus "Junge Virtuosen" stellen
sich am Freitag, dem 19. Januar um 20 Uhr mit dem Cellisten Konstantin
Bruns und der Pianistin Verena Metzger zwei Interpreten im Schloss
Rheydt vor, die zur Elite der deutschen Nachwuchsmusiker zählen. Auf
dem Duo-Programm im Rittersaal stehen Werke von Ludwig van Beethoven,
Johannes Brahms, Robert Schumann und Bohuslav Martinu.

Konstantin Bruns studiert an der Hochschule für Musik Hanns Eisler in
Berlin. Für seine herausragenden Leistungen wurde er bei mehreren
Wettbewerben mit ersten Preisen sowie Sonderpreisen ausgezeichnet. Er
ist Stipendiat der Yehudi Menuhin-Stiftung "Live Music Now" und der
Landesstiftung Villa Musica Rheinland-Pfalz und wird von der
Studienstiftung des deutschen Volkes gefördert. Auch die Pianistin
Verena Metzger, die zunächst an der Musikhochschule Freiburg
studierte, bevor sie an die Hochschule für Musik und Theater Rostock
in die Klasse von Prof. Matthias Kirschnereit wechselte, ist
Stipendiatin von "Live Music Now" und zudem von TONALi und des
Deutschlandstipendiums. Ihr breitgefächertes Repertoire und ihre große
kammermusikalische Erfahrung machen Verena Metzger zu einer gefragten
Kammermusikpartnerin. Auch als Liedbegleiterin hat sie sich bereits
einen Namen gemacht.

Karten für das Zykluskonzert sind zum Preis von 13 Euro (ermäßigt 9
Euro) zzgl. VVK-Gebühr an der Theaterkasse und allen bekannten
VVK-Stellen sowie unter www.ADticket.de erhältlich. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Januar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KLASSIK/10020: Mönchengladbach - Zyklus "Junge Virtuosen" am 19. Januar 2018


Zyklus "Junge Virtuosen" am 19. Januar 



Im Zyklus "Junge Virtuosen" stellen sich am Freitag, dem 19. Januar
(20 Uhr), mit dem Cellisten Konstantin Bruns und der Pianistin Verena
Metzger zwei Interpreten im Schloss Rheydt vor, die zur Elite der
deutschen Nachwuchsmusiker zählen. Konstantin Bruns wurde für seine
herausragenden Leistungen bei etlichen Wettbewerben mit Preisen
ausgezeichnet. Er ist Stipendiat der Yehudi Menuhin-Stiftung "Live
Music Now" und der Landesstiftung Villa Musica Rheinland-Pfalz und
wird von der Studienstiftung des deutschen Volkes gefördert. Auch
Verena Metzger hat etliche Wettbewerbe gewonnen und ist Stipendiatin
von Live Music Now und Tonali. Ihr breitgefächertes Repertoire und
ihre große Erfahrung machen sie zu einer gefragten
Kammermusikpartnerin. Auf dem Duo-Programm im Rittersaal stehen Werke
von Beethoven, Brahms, Schumann und Debussy.

Karten für das Meisterkonzert kosten 9 bis 19 Euro (Ermäßigung 50
Prozent) und für die Konzerte im Schloss 13 Euro (ermäßigt 9 Euro)
jeweils zzgl. VVK-Gebühr, erhältlich an der Theaterkasse und allen
bekannten VVK-Stellen sowie unter www.ADticket.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 29. November 2017

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSLAND/8574: Aus aller Welt - 03.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Island schließt Lohnlücke zwischen Geschlechtern per Gesetz

Als weltweit erstes Land hat der Inselstaat Island die gleichen Löhne
für Männer und Frauen gesetzlich vorgeschrieben. Sowohl öffentliche
als auch private Arbeitgeber in Island müssen ihren Mitarbeitern ab
Januar 2018 das gleiche Gehalt bei gleicher Position bezahlen. Das
Gesetz greift bei Unternehmen und Regierungsbehörden mit mehr als 25
Mitarbeitern. Ihnen wird bis 2022 Zeit für die Umsetzung gewährt. Daß
sie ihren Mitarbeitern dasselbe Gehalt zahlen, müssen die Arbeitgeber
künftig nachweisen. Verstöße will die Regierung künftig mit
Geldstrafen ahnden.

3. Januar 2018
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JUSTIZ/8574: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mädchen von Projektil getroffen - Tatverdächtiger gibt Schüsse zu

In Zusammenhang mit den Schüssen auf ein zwölfjähriges Mädchen in der
Silversternacht in Salzgitter nahmen die Ermittlungsbehörden einen
68jährigen Verdächtigen in Untersuchungshaft. Zwei weitere in
Gewahrsam genommene Verdächtige wurden wieder auf freien Fuß gesetzt.
Laut Polizeiangaben räumte der aus der Türkei stammende Mann
inzwischen ein, eine Waffe abgefeuert zu haben, für die er keine
waffenrechtliche Erlaubnis besaß. Nach bisherigen Kenntnissen sollen
in der Silvesternacht 21 Schüsse zunächst aus dem Fenster eines Cafés
und wenig später von einem Bürgersteig abgefeuert worden sein. Eines
der Projektile traf das Mädchen unterhalb der Schulter, das einen
lebensgefährlichen Durchschuß durch den Oberkörper erlitt.

3. Januar 2018
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MILITÄR/8570: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Frankreichs Verteidigungsministerin reiste nach Mali

Frankreichs Verteidigungsministerin Florence Parly besuchte das
gemeinsame Zentralkommando der Streitkräfte der G5-Sahel-Gruppe in
Sévaré im Zentrum von Mali. Die finanziellen Mittel und die
Aufstellung der vor rund einem halben Jahr ins Leben gerufenen
Sahel-Eingreiftruppen waren zentrale Themen der Agenda der
Ressortchefin. Bei einem Treffen mit Offizieren forderte Parly eine
Beschleunigung der Ausrüstung der Streitkräfte. Die fünf ehemaligen
französischen Kolonien Burkina Faso, Mali, Mauretanien, Niger und
Tschad wollen bis Mitte 2018 bis zu 5.000 Mann für die neue Truppe
bereitstellen, die die Lage in der Region stabilisieren soll. Die
Kosten für den Aufbau der gemeinsamen Streitkräfte werden auf 423
Millionen Euro geschätzt. Die EU hat bereits 50 Millionen Euro
zugesagt, Saudi-Arabien 100 Millionen und die Vereinigten Arabischen
Emirate 30 Millionen.

3. Januar 2018
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POLITIK/8572: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grüne kritisieren Energiepolitik in Brandenburg

Brandenburgs Ministerpräsident Dietmar Woidke (SPD) wird wegen seinen
Äußerungen zur Energiepolitik von den Grünen scharf kritisiert. Die
Brandenburger Bundestagsabgeordnete Annalena Baerbock forderte Woidke
auf, sich den erneuerbaren Energien nicht länger zu widersetzen und
an einem sozialverträglichen Ausstieg aus der Braunkohleverstromung
mitzuarbeiten. Der Potsdamer Regierungschef hatte in einem
dpa-Interview vor einem überhasteten Ausstieg aus der Braunkohle
gewarnt. Nach Meinung des SPD-Politikers reichen die derzeitigen
Speicherkapazitäten für erneuerbare Energien nicht für eine
verläßliche Energieversorgung aus.

3. Januar 2018
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SONSTIGES/8571: Tragisches und Kurioses - 03.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



70 Meter hohe Windkraftanlage im Sturm umgeknickt

Vermutlich durch einen Ausfall der Steuerungselemente ist bei
Volksdorf in Niedersachsen der Turm eines etwa 70 Meter hohen
Windrades eingeknickt und die gesamte Anlage zu Boden gestürzt.
Verletzt wurde niemand. Nach bisherigen Kenntnissen war zuerst eines
der Rotorblätter zerbrochen, die sich nicht mehr der Windstärke
anpassen ließen. Anschließend gab die Turmkonstruktion nach. Die Höhe
des Sachschadens war zunächst unklar.

3. Januar 2018
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WISSENSCHAFT/7656: Aus Forschung und Technik - 03.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



700 Meter großer Asteroid nimmt wieder Kurs auf die Erde

Im November wird der Asteroid 2015 TB145 erneut die Erde ansteuern.
Grund zur Sorge besteht nach wissenschaftlicher Meinung aber nicht.
Der fast 700 Meter große kosmische Brocken soll in 105facher
Mondentfernung an unserem Heimatplaneten vorbeifliegen. Ende Oktober
2015 wurde der Asteroid erstmals gesichtet - drei Wochen bevor er in
nur 1,3-facher Mondentfernung die Erde passierte. Wie Thomas Müller
vom Max-Planck-Institut für extraterrestrische Physik dem
Wissensmagazin scinexx mitteilte, wird der Himmelskörper im Jahr 2088
wieder die Erdbahn kreuzen und sich unserem Planeten dann bis auf
spannende 20 Mondabstände nähern.

3. Januar 2018
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AUSLAND/7669: Aus aller Welt - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Palästinenser lassen sich nicht von Trump erpressen

US-Präsident Trump hat Jerusalem als Hauptstadt Israels anerkannt und
wirft jetzt über einen seiner Twitter-Kommentare den Palästinensern
vor, an einem Friedensprozeß nicht interessiert zu sein sowie die USA
nicht anzuerkennen und zu respektieren. Sollten die Palästinenser
nicht bald mit Israel über einen Friedensvertrag verhandeln, will
Trump der Palästinensischen Autonomiebehörde Finanzhilfen in
Millionenhöhe streichen.

Auf die Ankündigung des US-Präsidenten antwortete die
palästinensische Politikerin Hanan Aschrawi am Mittwoch, man lasse
sich nicht erpressen. Trump habe mit der Anerkennung Jerusalems als
Israels Hauptstadt gegen internationales Recht verstoßen, die
Grundlage für Frieden zerstört und das Streben der Palästinenser nach
Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit sabotiert. Jetzt wage er es, den
Palästinensern die Schuld für die Konsequenzen seines
unverantwortlichen Handelns zu geben.

Laut Trumps Botschafterin bei den Vereinten Nationen, Haley, wird
ihre Regierung Gelder im Umfang von fast 370 Millionen Dollar für die
Uno-Behörde zur Unterstützung von Flüchtlingen in den besetzten
Gebieten einbehalten, wenn sich die Palästinenser nicht an den
Verhandlungstisch begeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7630: Medizin und Gesundheitswesen - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Krankenhaus: Senioren benötigen schnelle Mobilisation

Das kann nicht wirklich überraschen. Der Verband Pneumologischer
Kliniken (VPK) weist darauf hin, daß Physiotherapie und Mobilisation
für ältere Menschen im Krankenhaus eine große Bedeutung haben. Wie
das Deutsche Ärzteblatt berichtete, sollen bereits 48 Stunden
Bettruhe für einen älteren, bis dahin selbständigen Menschen bedeuten
können, daß er nach der Ruhephase nicht mehr genügend Kraft hat,
seinen Alltag selbständig zu bewältigen, und pflegeabhängig wird.
Daher sei es unabdingbar, so der Verband, dem frühzeitig
entgegenzuwirken. Bereits 40 Minuten Physiotherapie am Tag hätten
einen beträchtlichen Effekt.
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JUSTIZ/7657: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Musikverlag verklagt Streaming-Dienst Spotify

Der kalifornische Musikverlag Wixen Music Publishing wirft dem
schwedischen Musik-Streaming-Dienst Spotify umfangreiche
Urheberrechtsverletzungen vor und klagt am Bundesgericht in Los
Angeles auf Schadenersatz, der sich auf 1,6 Milliarden Dollar
summieren könnte. Der Klageschrift zufolge hat das
Milliardenunternehmen Spotify Songschreiber und ihre Verlage nicht
fair und rechtmäßig am eigenen Erfolg teilhaben lassen. In vielen
Fällen soll Spotify Musik ohne Lizenz und ohne Vergütung benutzt
haben. Der Musikverlag listet 10.784 Musiktitel auf, für die das
zutreffen soll. In jedem einzelnen Fall fordert Wixen eine
Entschädigung von 150.000 Dollar. Rechnerisch ergibt sich daraus die
genannte Forderung. Streaming-Anbieter in den USA sind nicht
verpflichtet, mit Autoren und Verlagen in Verhandlung über
Lizenzgebühren zu treten, aber jene müssen über die geplante
Verwendung der Songs informiert werden. Spotify hat diese Aufgabe der
Harry Fox Agency übertragen. Die Agentur verfügt laut Wixen mit
Wissen von Spotify nicht über die Ressourcen, dem Auftrag gerecht zu
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7583: Sprache, Kunst und Medium - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



In den Europäischen Kulturhauptstädten fällt der Startschuß

Während die südlich von Sizilien gelegene Insel Malta mit ihrer
Hauptstadt Valletta den meisten Europäern ein Begriff sein dürfte,
werden viele die Stirn in Falten legen, wenn sie nach dem
westfriesischen Leeuwarden gefragt werden. Beide Städte sind die
diesjährigen Kulturhauptstädte Europas, und sie sind sehr verschieden.

Das schmucke und offenbar wohlhabende Leeuwarden liegt etwas außerhalb
der bekannten Reiserouten. Es ist zwar eine Hafenstadt, aber nur über
ein Kanalnetz mit dem übrigen Holland und der Nordsee verbunden.

Zumindest zwei von dort Stammende haben sich weit über die Grenzen
einen Namen gemacht. Zunächst ist das die geheimnisumwitterte Tänzerin
Margaretha Geertrudia Zelle, die besser unter dem Künstlernamen Mata
Hari bekannt ist und als mutmaßliche Spionin in Frankreich
hingerichtet wurde.

Auch der Illusionsgrafiker M.C. Escher (1898-1972), der gern mit
räumlichen Perspektiven spielte und verwirrte, stammt aus Leeuwaden.
Beiden Berühmtheiten wird im Fries Museum eine Sonderausstellung
gewidmet.

Ansonsten warten die Gastgeber über die Monate mit einem vielfältigen
ambitionierten Programm auf.

In Valletta beginnen die Darbietungen offiziell Mitte des Monats.
Wegen des milden Klimas finden auf dem früheren Stützpunkt der
Kreuzritter des Johanniterordens viele Darbietungen im Freien statt.
Da alles nahe beieinander liegt, finden viele Veranstaltungen aber
auch außerhalb der Stadt und auf den anderen Inseln der Gruppe statt.
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MILITÄR/7647: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Norwegen liefert keine Waffen an Vereinigte Arabische Emirate

Die Vereinigten Arabischen Emirate werden für den Krieg im Jemen
keine Waffen mehr aus Norwegen geliefert bekommen. Das gab das
Verteidigungsministerium in Oslo mit Verweis auf die schlimme
humanitäre Lage im Jemen bekannt. Die Emirate beteiligen sich an der
Intervention Saudi-Arabiens im jemenitischen Bürgerkrieg. In dem
südarabischen Land sind laut Uno seit März 2015 fast 9000 Menschen
getötet worden. Wegen der teilweisen Seeblockade Saudi-Arabiens
reichen die Lebensmittel im Jemen zur Ernährung der Bevölkerung nicht
aus. Rund 8,4 Millionen Menschen sind von Hunger bedroht. Die
Vereinigten Arabischen Emirate hatten 2016 Waffen und Munition im
Wert von umgerechnet über zehn Millionen Euro aus Norwegen erhalten,
wie die norwegischen Nachrichtenagentur NTB meldete. Ob das
Kriegsgerät im Jemen eingesetzt wurde, ist unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7661: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



CSU schießt sich auf Linksextremismus ein

Die CSU in Bayer geht gegen Linksextremismus in die Offensive. Das
ist einem Papier zur Klausurtagung der Landesgruppe in Kloster Seeon
zu entnehmen. Die Rheinische Post berichtete davon am Mittwoch. Eine
der ersten von den Christsozialen erhobenen Forderungen geht an
Hamburg. In der Hansestadt soll das Autonomenzentrum Rote Flora
geschlossen werden. Die CSU-Delegierten berufen sich bei ihrem
Ansinnen auf die Krawalle während des G20-Gipfels. Als Konsequenz von
"Gewaltorgien linker Chaoten" müßten "Keimzellen der Kriminalität wie
die Rote Flora" konsequent geschlossen werden, heißt es in dem
Papier. Die CSU rennt mit ihrer Forderung bei der Hamburger CDU
offene Türen ein. Diese fordert ein Referendum über die Zukunft der
Roten Flora. In dem Beschlußpapier der CSU ist auch von der
Einrichtung einer europäische Extremistenkartei für Linksradikale,
der Kriminalisierung von Verstößen gegen das Vermummungsverbot und
der Bestrafung sogenannter Mitläufer bei Demonstrationen, welche
mutmaßlich gewaltbereite Teilnehmer schützen, die Rede. Darüber
hinaus sollten mehr Mittel des Bundesprogramms "Demokratie leben" für
Projekte gegen Linksextremismus eingesetzt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7633: Tragisches und Kurioses - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Nepal will das Bergsteigen im Himalaya sicherer machen

Das Bergsteigen, besonders am Mount Everest, bringt Nepal sehr viel
Geld ein, dennoch hat das Tourismusministerium neue
Sicherheitsstandards für die Kletterer eingeführt - zu deren eigenem
Schutz.

Wie der Londoner BBC berichtet, dürfen keine der Himalaya-Reisen über
6600 Meter Höhe mehr im Alleingang angegangen werden. In der dünnen
Luft dort oben sei die Unfallgefahr sehr groß, und wenn dann keine
Helfer vor Ort sind, ist der Tod so gut wie sicher. Man wolle unnötige
Katastrophen verhindern. Außerdem dürfen Ausländer nicht mehr ohne
einheimische Bergführer losziehen.

Besonders der Mount Everest zieht Menschen aus aller Welt an, die sich
die merkwürdigsten Rekordversuche vorgenommen haben. Auch dem schiebt
das Ministerium teilweise einen Riegel vor. So dürfen keine stark
Sehbehinderte und Blinde sowie beidseitig Beinamputierte mehr auf den
Everest. Dagegen wurde Protest laut, der von Ausgrenzung spricht.

Seit 1920 sind allein am höchsten Berg der Erde über 200 Menschen
umgekommen oder gelten als verschollen. Im vergangen Jahr gab es sechs
Tote, darunter einen 85jährigen, der den Altersrekord hochschrauben
wollte, sich aber zu viel vorgenommen hatte.
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SOZIALES/7658: Arbeit, Soziales und Familie - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Island auf dem Weg zur Lohngleichstellung von Männern und Frauen

Seit Jahresbeginn ist in Island ein Gleichstellungsgesetz in Kraft,
wonach Männer und Frauen für gleiche Arbeit gleich bezahlt werden
müssen. Die Regelung gilt für Unternehmen mit mehr als 25
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Die linksgrüne,
konservativliberale Koalition um Ministerpräsidentin Katrín
Jakobsdóttir will die Lohnlücke zwischen Männern und Frauen in den
nächsten beiden Jahren schließen. Island ist zwar das
fortschrittlichste Land hinsichtlich der sogenannten
Gender-Gerechtigkeit, aber die Frauen dort wurden im Schnitt 17
Prozent geringer entlohnt als ihre Kollegen. In Deutschland liegt die
geschlechtsbedingte Lohnlücke rund vier Prozentpunkte höher.
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UMWELT/7641: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Erneuerbare Energien auf dem Vormarsch

Die Gewinnung erneuerbarer Energie befindet sich weiter auf dem
Vormarsch. Wie die Frankfurter Allgemeine Zeitung in ihrer
Online-Ausgabe meldete, haben Solar-, Wasser- und Windkraftanlagen
nach Angaben des Energieanbieters Eon im vergangenen Jahr so viel
Strom erzeugt wie nie zuvor. Von Januar bis Dezember sollen diese
Anlagen in Deutschland zusammen rund 154 Milliarden Kilowattstunden
(kWh) Strom erzeugt haben. Das ist ein Plus von rund 20 Prozent
gegenüber dem Vorjahr. Während sich für die Windräder die zahlreichen
Herbststürme auszahlten, profitierten Solaranlagen von den vielen
Sonnentagen in den Frühlings- und Sommermonaten.
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WIRTSCHAFT/7646: Märkte und Finanzen - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Ökostrom im Überfluß

Der Energiekonzern Eon gibt die im vergangenen Jahr in Deutschland
produzierte Energie aus Solar-, Wasser- und Windkraftanlagen mit rund
154 Milliarden Kilowattstunden an. Gegenüber 2016 bedeutet dieser
Rekord eine Steigerung um ein Fünftel. Weitere 38 Milliarden
Kilowattstunden wurden in Biomasse-Anlagen erzeugt. Rund 54
Milliarden Kilowattstunden wurden exportiert. Insgesamt in 146
Stunden konnte der im Überfluß erzeugte Strom in Deutschland nicht
abgenommen werden. Dann wurden ausländische Abnehmer dafür bezahlt,
daß sie den elektrischen Strom in ihre Netze einspeisten.
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WISSENSCHAFT/7664: Aus Forschung und Technik - 03.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Google verhindert negative Rezessionen über sich

Manche halten sie für hilfreich, andere für ein Krebsgeschwür des
Internets. Über Bewertungen scheiden sich die Geister. Denn sie
teilen den Interessierten nicht nur mit, welche Erfahrungen mit einem
Gegenstand, einer Arbeitsstelle oder einem Lokal gemacht wurden.
Allzuoft dienen sie auch ganz persönlichen Interessen. So sehen sich
viele Betriebe damit konfrontiert, daß sich ehemalige Mitarbeiter - 
vor allem, wenn sie im Groll die Arbeitsstelle verließen - negativ 
über den einstigen Arbeitgeber auslassen. Der Internetgigant Google 
hat jetzt darauf reagiert. Wie Chip Online meldete, hat das 
Unternehmen in die aktuellen Geschäftsbedingungen aufgenommen, daß 
negative Rezensionen, die von Ex-Mitarbeitern stammen, verboten sind. 
Das mag aus Sicht der Geschäftsführung verständlich sein, doch es 
nimmt gleichzeitig auch jede Möglichkeit, daß die Öffentlichkeit zum
Beispiel etwas von unhaltbaren Arbeitsbedingungen erfahren kann.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/291: Schwarze Löcher beeinflussen die Sternentstehung (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 01.01.2018

Schwarze Löcher beeinflussen die Sternentstehung



Astronomen haben den ersten direkten Beobachtungsnachweis für einen
Zusammenhang zwischen den zentralen Schwarzen Löchern und den
Sternentstehungsraten von Galaxien erbracht. Dazu nutzten sie eine
Durchmusterung, die für zahlreiche Galaxien die Massen der
supermassereichen Schwarzen Löcher im Zentrum bestimmt hatte. Aus den
Galaxienspektren konnten sie rekonstruieren, wann dort wie viele Sterne
entstanden waren. Die Masse des Schwarzen Lochs und die
Sternentstehungsrate waren miteinander verknüpft - ein seit längerem
vermuteter Zusammenhang, demzufolge Schwarze Löcher die Sternentstehung um
sich herum behindern können. Die Ergebnisse erschienen jetzt in der
Fachzeitschrift Nature.

Im Zentrum (fast) jeder Galaxie befindet sich ein supermassereiches
Schwarzes Loch mit einer Masse zwischen einigen hunderttausend und einigen
Milliarden Sonnenmassen. Astronomen wissen seit Jahrzehnten, dass es eine
ungewöhnliche Verbindung zwischen diesem Schwarzen Loch und den Sternen
einer Galaxie gibt. Simulationen, mit denen die Entwicklung der Galaxien
vom Urknall bis heute nachvollzogen wird, nehmen routinemäßig einen
Zusammenhang zwischen der Masse des Schwarzen Lochs und der Produktivität
an, mit der eine Galaxie neue Sterne bildet.

Nun hat eine Gruppe von Astronomen unter der Leitung von Ignacio
Martín-Navarro (University of California Observatories und
Max-Planck-Institut für Astronomie [MPIA], Heidelberg) den ersten
Beobachtungsnachweis für eine direkte Korrelation zwischen der Masse des
zentralen Schwarzen Lochs und der Sternentstehungsgeschichte von Galaxien
erbracht.

Als vor rund 15 Jahren entdeckt wurde, dass die Masse des zentralen
Schwarzen Lochs einer Galaxie und die Gesamtmasse der Sterne der Galaxie
zusammenhängen, war recht bald klar, dass die Astronomen einer
Schlüsseleigenschaft von Galaxien auf der Spur waren. Allerdings stellte
sich auch die Frage: Wie konnten die Sterne, die über die ganze Galaxie
verteilt sind, und das vergleichsweise kleine schwarze Loch im Zentrum der
Galaxie sich gegenseitig beeinflussen?

Eine mögliche Verbindung ist vergleichsweise einfach: Massivere Galaxien
können größere Mengen an Gas sammeln, wodurch sowohl mehr Sterne als auch
ein massiveres zentrales Schwarzes Loch entstehen.

Aber es wird seit einiger Zeit vermutet, dass es zusätzlich einen
kleineren, gegensätzlichen Einfluss gibt, der darin besteht, dass die
wachsenden Schwarzen Löcher die Entstehung von Sternen hemmen. Die
grundlegende Physik ist recht einfach: Wenn schwarze Löcher wachsen,
während Materie in sie hineinfällt, werden enorme Mengen an Energie
freigesetzt. Wird diese Energie auf das Gas innerhalb und um die Galaxie
herum übertragen - etwa durch Strahlung oder durch die Teilchenstrahlen,
die häufig mit einfallenden Materieteilchen einhergehen - dann es
schwieriger, dass aus dem betreffenden Gas neue Sterne entstehen. Gas muss
kalt sein, damit Regionen darin kollabieren und neue Sterne entstehen
können, und die zugeführte Energie erwärmt das Gas. Bei größeren schwarzen
Löchern ist der Effekt stärker ausgeprägt.

Solche Feedback-Effekte sind fester Bestandteil von Simulationen der
Strukturbildung im Universum. Ohne sie lassen sich mit den Simulationen
keine realistischen Sternentstehungsraten vorhersagen - ohne Feedback
würden die simulierten Galaxien viel zu viele Sterne produzieren!

Was bislang allerdings noch fehlte waren Beobachtungsdaten, welche die
Sternentstehungsraten von Galaxien direkt mit den Eigenschaften der
Schwarzen Löcher verknüpften. Martín-Navarro und seine Kollegen machten
sich auf die Suche und nutzten dazu Daten aus dem Massive Galaxy Survey
mit dem Hobby-Eberle-Teleskop, einer systematischen Studie des ehemaligen
MPIA-Wissenschaftlers Remco van den Bosch. Für 74 der untersuchten
Galaxien konnte die Masse des zentralen Schwarzen Lochs direkt gemessen
werden.

Jüngere und ältere Sterne hinterlassen unterschiedliche Spuren im Spektrum
des Lichts einer Galaxie. Auf diese Weise konnten die Astronomen für die
von ihnen untersuchten Galaxien die Sternentstehungsgeschichte der letzten
12,5 Milliarden Jahre rekonstruieren.

Die Ergebnisse zeigen deutlich den dämpfenden Einfluss des Schwarzen Lochs
auf die Sternentstehungsrate. Generell gilt nach wie vor die allgemeine
Relation: Galaxien mit größerer Gesamtmasse der Sterne haben auch
massereichere zentrale Schwarze Löcher. Entscheidend sind die Abweichungen
von dieser Relation: Galaxien, bei denen die Sternmasse kleiner ausfällt
als für ein Schwarzes Loch der gegebenen Masse erwartet, weisen
tatsächlich geringere Sternentstehungsraten auf; für Galaxien mit einer
größer als der erwarteten Sternmasse sind die Sternentstehungsraten höher.

Tatsächlich scheint dieser Zusammenhang zwischen Schwarzem Loch und
Sternentstehungsrate enger zu sein als die eigentliche Relation zwischen
der Masse des Schwarzen Lochs und der Gesamtmasse der Sterne der Galaxie -
und zudem ist er offenbar unabhängig von zusätzlichen Parametern wie der
Form der Galaxie oder der Sterndichte.

Der Zusammenhang lässt sich bis weit in die Vergangenheit zurückverfolgen.
Nicht nur, dass die Galaxien mit massereicheren zentralen Schwarzen
Löchern als erwartet jetzt weniger Sterne produzieren. Seit 12,5
Milliarden Jahren produzieren sie kontinuierlich weniger Sterne. Dies ist
ein deutlicher Beleg für einen direkten, langfristigen Zusammenhang
zwischen der Sternentstehungsrate und dem zentralen Schwarzen Loch.

Nun sind die Theoretiker an der Reihe, um die physikalischen Prozesse zu
erklären, auf denen der Zusammenhang beruht. Jedenfalls können sie ihre
Erklärungsmodelle jetzt anhand der Beobachtungsdaten testen, die Martín-
Navarro und Kollegen gewonnen haben.


Hintergrundinformationen

Die hier beschriebenen Ergebnisse wurden als Martín-Navarro et al.,
"Black-hole regulated star formation in massive galaxies", in der
Zeitschrift Nature veröffentlicht.

Die beteiligten MPIA-Forscher sind Ignacio Martín-Navarro (außerdem
University of California Observatories) und Glenn van de Ven (außerdem
ESO), in Zusammenarbeit mit Jean P. Brodie (University of California
Observatories), Aaron J. Romanowski (University of California
Observatories und San José State University) und Tomás Ruiz-Lara
(Instituto de Astrofísica de Canarias und Universidad de La Laguna).


Weitere Informationen unter:

http://www.mpia.de/aktuelles/wissenschaft/2018-01-schwarzes-loch-sternentstehung

- Online-Version der Pressemitteilung

https://www.nature.com/articles/nature24999

- Fachartikel in Nature

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, Dr. Markus Pössel, 01.01.2018
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MELDUNG/201: Sensor in Größe eines Stickstoff-Atoms prüft Festplatten (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 02.01.2018

Sensor in Größe eines Stickstoff-Atoms prüft Festplatten



Elektronische Bauteile werden immer kleiner. Die Quantentechnologie
eröffnet neue Wege in die Miniaturisierung. Ein Quantensensor von
Fraunhofer-Forschern soll schon bald winzige Magnetfelder, wie sie etwa
auf zukünftigen Festplatten vorkommen, vermessen können.

Integrierte Schaltkreise werden immer komplexer. Tatsächlich enthält ein
Pentiumprozessor inzwischen rund 30 Millionen Transistoren. Und die
magnetischen Strukturen auf Festplatten messen gerade noch 10 bis 20
Nanometer, kleiner als ein Grippevirus mit 80 bis 120 Nanometer
Durchmesser. Die Abmessungen geraten somit bald in Größenordnungen, bei
denen die Quantenphysik greift. Forscherinnen und Forscher am Freiburger
Fraunhofer-Institut für Angewandte Festkörperphysik IAF stellen sich
bereits heute den Herausforderungen der Quantentechnologie von morgen.
Zusammen mit ihren Kolleginnen und Kollegen des Max-Planck-Instituts für
Festkörperforschung entwickeln sie einen Quantensensor, der winzige
Magnetfelder, wie sie beispielsweise auf künftigen Festplatten verwendet
werden sollen, exakt vermessen kann. Der eigentliche Sensor ist kaum
größer als ein Stickstoff-Atom. Als Trägersubstanz dient ein künstlicher
Diamant.

Denn Diamant hat neben seiner großen mechanischen und chemischen
Stabilität viele Vorteile. So kann man Fremdatome einschleusen, etwa Bor
oder Phosphor, und die Kristalle auf diese Weise zu Halbleitern machen.
Diamant eignet sich auch hervorragend für optische Schaltkreise. Vor allem
aber besticht dieses Material durch seine enorme Wärmeleitfähigkeit. Die
hohen Bindungskräfte der Kohlenstoffatome sorgen dafür, dass die Wärme
rasch abgeführt wird.

Das Fraunhofer IAF hat hier in den letzten Jahrzehnten optimierte Anlagen
zur Produktion von Diamant entwickelt. Der Prozess für die Maßanfertigung
findet in einem Mikrowellen-Plasmareaktor statt. In Freiburg stehen
mehrere dieser silberglänzenden Reaktoren. Im Fokus der Mikrowelle zündet
ein Plasma, sodass bei Temperaturen von 800 bis 900 Grad Celsius aus
einströmendem Methan- und Wasserstoffgas auf Diamant-Substraten
Diamantschichten wachsen können. Die Kristalle mit Kantenlängen zwischen
drei und acht Millimetern werden später mit einem Laser vom Substrat
getrennt und poliert.

Diamant wird als Magnetdetektor präpariert

Für die Herstellung des innovativen Quantensensors ist ein besonders
reiner Kristall nötig, was weitere Verbesserungen angestoßen hat: Für das
Wachstum von ultra-sauberen Diamantschichten wird das Methan, das den
Kohlenstoff für den Diamant liefert, mit Hilfe eines Zirkonium-Filters
vorgereinigt. Zudem muss das Gas isotopenrein sein, denn nur 12C - ein
stabiles Isotop des Kohlenstoffatoms - hat keinen Kernspin - eine
notwendige Voraussetzung für den späteren Magnetsensor. Auch der
Wasserstoff durchläuft eine Reinigungsstufe. Der so entstandene hochreine
monokristalline Diamant muss nun für die Aufgabe als Magnetdetektor
präpariert werden. Dafür gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder man
implantiert ein einzelnes Stickstoffatom, ober man gibt in der letzten
Wachstumsphase der Diamantenherstellung Stickstoff hinzu. Danach werden
daraus Spitzen geformt, die im institutseigenen Reinraum durch ein
Ätzverfahren im Sauerstoff-Plasma herausgearbeitet werden. Das Resultat
ist jeweils eine hauchfeine Diamantspitze, die der eines
Rasterkraftmikroskops ähnelt. Der Clou ist das eingeschleuste
Stickstoffatom samt einer benachbarten Leerstelle im Kristallgitter, einer
Vakanz.

Dieses Stickstoff-Vakanz-Zentrum ist der eigentliche Sensor. Er sendet
Licht aus, wenn man ihn mit Laserstrahlen und Mikrowellen bestrahlt. Auf
einen Magnet in seiner Nähe reagiert er mit einer Variation seiner
Lichtemission. Experten sprechen von optisch detektierter
Elektronenspin-Resonanzspektroskopie (ODMR). Man kann damit ein Magnetfeld
nicht nur Nanometer genau aufspüren, sondern auch in seiner Stärke
bestimmen. Das macht erstaunliche Anwendungen möglich. Die winzigen
Diamantnadeln eigenen sich zum Beispiel dazu, die Qualität von Festplatten
zu kontrollieren. Auf den dicht gepackten Datenspeichern kommt es immer
wieder zu kleinen Fehlern. Der Quantensensor kann die defekten Datensegmente
aufspüren. Sie bleiben dann beim Schreib- und Lesevorgang ausgeschlossen.
Das reduziert den Ausschuss, der bei zunehmender Miniaturisierung rasant
steigt, und senkt die Produktionskosten.

Quantensensoren könnten Gehirnströme messen

Die Einsatzmöglichkeiten für den Winzling sind vielfältig, denn schwache
magnetische Felder findet man überall, sogar im Gehirn. »Immer wenn sich
Elektronen bewegen, entsteht ein Magnetfeld «, sagt IAF-Experte Christoph
Nebel. Wenn wir also denken oder fühlen, verursachen die Gehirnströme
Magnetfelder. Man möchte diese Aktivitäten lokalisieren, um diejenigen
Areale im Gehirn aufzuspüren, die bei bestimmten Tätigkeiten oder Gefühlen
aktiv sind. Dafür kann man die Ströme mit Elektroden direkt messen, erhält
aber sehr ungenaue Daten. Bessere Ergebnisse liefern Magnetfeldmessungen.
Die dafür heute benutzten Sensoren haben allerdings einen Nachteil: Sie
müssen mit flüssigem Stickstoff gekühlt werden. Die neue Technologie mit
dem extrem wärmeleitenden Diamant arbeitet dagegen bei Raumtemperatur,
ganz ohne Kühlung. Für diesen Einsatz würde man keine feinen Nadeln
verwenden, sondern Plättchen, auf denen zahlreiche Stickstoff-Vakanz-Zentren
eingebaut sind. Jedes Zentrum erzeugt einen Bildpunkt, sodass
insgesamt ein detailscharfes Foto entsteht.

Derzeit geht es dem Team aber vorwiegend um die Erforschung und
Verbesserung des»Hightech-Materials« Diamant. Dessen Anwendung in der
Quantensensorik ist ein vielversprechender Anfang.


Weitere Informationen unter:

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/Januar/sensor_in_groesse_eines_stickstoffatoms_prueft_festplatten.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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Digitalisierung in der Automobilproduktion



Der Optimierungsdruck in den Hallen der Automobilhersteller ist groß: Die
Varianz nimmt stetig zu, die Kosten müssen im Rahmen bleiben.
Fraunhofer-Forscher bringen via RFID-Technologie nun mehr Transparenz in die
Logistikund Produktionsprozesse bei Automobilherstellern. Das heißt: Der
Aufwand wird geringer, die Wirtschaftlichkeit steigt.

Wer schon mal einen Neuwagen bestellt hat, weiß: Die Liste der Extras ist
lang, die Variantenvielfalt wird immer größer. Für die Autohersteller geht
diese Individualität mit großen Herausforderungen einher. Denn viele
Bauteile sind rein äußerlich für die Werker kaum zu unterscheiden - so
sieht ein Sicherheitsgurt für deutsche Autos dem für non-EU-Autos zum
Verwechseln ähnlich. Sicherheitsrelevante Bauteile werden daher mit einem
Barcode versehen, der manuell gescannt werden muss. Im Zuge der
Digitalisierung entlastet RFID die Mitarbeiter von dieser Routineaufgabe
und gibt ihnen gleichzeitig durch automatische Prüfung die Sicherheit, die
richtigen Teile verbaut zu haben.

Prozesssicherheit und Transparenz steigern

Forscher vom Fraunhofer-Institut für Fabrikbetrieb und -automatisierung
IFF in Magdeburg rüsten die Produktions- und Logistikprozesse nun für die
Digitalisierung respektive für Industrie 4.0. »RFID-Tags an den Bauteilen,
kurz für Radio Frequency Identification, können die Prozesssicherheit und
die Effizienz deutlich erhöhen«, sagt Marc Kujath, Wissenschaftler am IFF.
»Dies haben wir sowohl durch Machbarkeitsstudien als auch durch Funktests
belegt, die wir gemeinsam mit Mercedes-Benz Vans im Werk Ludwigsfelde bei
Berlin durchgeführt haben.« Solche RFID-Systeme bestehen zum einen aus dem
RFID-Tag am Bauteil sowie einem Scanner, der die Informationen
berührungslos ausliest. In einem ersten Schritt haben die Forscher
untersucht, welche der zahlreichen Bauteile eines Fahrzeugs am besten
geeignet sind - und bis zu 40 Teile identifiziert. Für die weiteren
Entwicklungen haben sich die Experten zunächst einmal auf Spiegel und
Sitze fokussiert.

Automatische Überprüfung während der Montage

Die RFID-Tags werden dabei an jedem einzelnen sicherheitskritischen
Bauteil angebracht - also etwa den einzelnen Spiegeln. Auf den Tags ist
eine Seriennummer gespeichert, ähnlich wie beim Barcode auch. Die großen
Unterschiede: Während beim Barcode lediglich die Information hinterlegt
ist, um welchen Spiegeltyp es sich handelt, liefert die Nummer des
RFID-Tags zahlreiche Informationen, etwa in welches Fahrzeug der Spiegel
eingebaut werden soll. Während die Barcodes einer nach dem anderen manuell
mit einem Handscanner ausgelesen werden müssen, lassen sich die RFID-Tags
über einen Scanner alle gleichzeitig automatisiert und berührungslos
erfassen - und zwar auch noch dann, wenn die Teile bereits verbaut sind.
Das heißt: Über die RFID-Tags lassen sich die Informationen jederzeit in
Sekundenschnelle abrufen. Für die Produktion ist dies ein entscheidender
Vorteil. So kann etwa bei der Montage von Vorder- oder Hinterachse
zwischendurch bereits überprüft werden, ob alle benötigten Bauteile
verbaut sind. Bisher wurde dies erst in der Endkontrolle erfasst - von
Mitarbeitern per Sichtkontrolle und Papierliste. »Über die RFID-Tags
können wir die Transparenz erhöhen«, erläutert Kujath.

Von der Technologie über das Betriebskonzept bis hin zur
Systemintegration

Die Forscher vom IFF haben sich dabei sowohl um die Technologie gekümmert
als auch um das Betriebskonzept. »Dazu waren mehrere Schritte nötig, die
wir gemeinsam mit unserem Partner Mercedes-Benz Vans angegangen sind. So
haben wir beispielsweise die blinden Flecken in der Produktionsplanung
reduziert. Das heißt: Die Projektleiter wissen nun, wo die Tücken des
Prozesses liegen - und können zur richtigen Zeit die richtigen Fragen
stellen. Zudem haben wir die verschiedenen Rollen durchdacht, schließlich
braucht der Projektleiter andere Informationen als der Techniker«, ergänzt
Kujath. In einem weiteren Schritt sollen nun Serientests bei Daimler
folgen.


Weitere Informationen unter:

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/Januar/digitalisierung-in-der-automobilproduktion.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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WERKSTOFFE/1034: Farben und Lacke auf Basis von Kartoffelstärke (idw)
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Farben und Lacke auf Basis von Kartoffelstärke



Soll eine Fläche vor Korrosion geschützt werden, geschieht dies in 80
Prozent aller Fälle durch eine Beschichtung mit Farben oder Lacken. Dabei
ist der Anteil biobasierter, umweltfreundlicher Lösungen verschwindend
gering. Forschende des Fraunhofer-Instituts für Angewandte
Polymerforschung IAP haben sich in Kooperation mit dem Fraunhofer-Institut
für Produktionstechnik und Automatisierung IPA dieser Lücke angenommen und
entwickeln eine kostengünstige Beschichtung auf Basis nachwachsender
Rohstoffe. Im Mittelpunkt der Forschung: Kartoffelstärke.

Klimawandel, endliche Ressourcen, zunehmende Umweltbelastung - in immer
mehr Industrien verschiebt sich der Fokus hin zu einer nachhaltigen
Produktion. So auch bei der Herstellung von Beschichtungsmitteln wie
Farben und Lacken. Denn allein in Deutschland werden jährlich 100 000
Tonnen an Beschichtungsstoffen für den Korrosionsschutz produziert.
Bisher waren Lacke und Farben mit biobasiertem Bindemittel oder
Filmbildner jedoch meist zu teuer oder konnten den Anforderungen nicht
standhalten. Doch durch den Einsatz modifizierter Stärke haben die
Wissenschaftler des Fraunhofer IAP einen Weg gefunden, der auch in diesem
Bereich nachhaltige und kostengünstige Lösungen erlaubt. »Bisher sind
klassische industrielle Anwendungsfelder der Stärke die
Papier-/Wellpappen- und Klebstoffindustrie«, weiß Christina Gabriel,
Wissenschaftlerin am Fraunhofer IAP in Potsdam-Golm. »Im Bereich Farben
und Lacke hingegen wurde Stärke bis jetzt meist nur als Additiv
eingesetzt. Wir haben nun mit der Stärke als Hauptkomponente einer
wasserbasierten Dispersion vielversprechende Haftungsergebnisse.« Im Fokus
der Forschung steht die Beschichtung von Metallen im Innenraum,
beispielsweise von Aluminium, das etwa für Feuertüren, Computergehäuse
oder Fensterrahmen genutzt wird.

Von der Kartoffelstärke zum Filmbildner

Die Verwendung von Stärke als Hauptkomponente für Farben und Lacke stellte
das Fraunhofer-Team vor verschiedene Herausforderungen. »Filmbildner
müssen verschiedene Aufgaben erfüllen. Sie müssen einen zusammenhängenden
Film ausbilden, der eine gute Haftfestigkeit auf dem Untergrundmaterial
besitzt, kompatibel mit zusätzlichen Schichten und Additiven ist sowie
Pigmente und Füllstoffe einbetten kann«, erklärt Christina Gabriel. »In
ihrer natürlichen Form weist Stärke jedoch einige Eigenschaften auf, die
der Verwendung als Filmbildner entgegenstehen. Beispielsweise ist sie
weder kaltwasserlöslich, noch bildet sie zusammenhängende, nicht brüchige
Filme aus. Wir mussten daher die Stärke modifizieren, um sie den
Anforderungen anzupassen. Denn bei allen Herausforderungen: Als
nachwachsender und günstiger Rohstoff ist Stärke für viele Bereiche
hochinteressant.«

Die Lösung der Potsdamer Wissenschaftler: Die Stärke wird zunächst
abgebaut, um so ihre Wasserlöslichkeit und den damit später verbundenen
Feststoffgehalt der Stärke in Wasser sowie ihr Filmbildevermögen zu
verbessern. Um jedoch ein stärkebasiertes Beschichtungsmaterial
herzustellen, das mit einem herkömmlichen Lack vergleichbar ist, ist dies
noch nicht ausreichend. Denn obwohl der Filmbildner zunächst in Wasser
löslich oder dispergierbar sein soll, darf sich die Beschichtung später
nicht mehr in Wasser auflösen.

Die Stärke muss also weiter modifiziert werden. Dies geschieht durch ein
chemisches Verfahren, die sogenannte Veresterung. Die dabei entstehenden
Stärkeester sind wasserdispergierbar, bilden geschlossene Filme und weisen
eine sehr gute Haftfestigkeit auf Glas- und Aluminiumflächen auf. In
Zusammenarbeit mit dem Fraunhofer IPA wird die veresterte Stärke dann
»vernetzt«, wodurch die Sensitivität der Beschichtung gegenüber Wasser
weiter reduziert wird.

Am Fraunhofer IPA werden auch die Stabilitätstests durchgeführt, in denen
die Langzeitstabilität überprüft wird. In den Tests werden die
beschichteten Materialien rasch schwankenden Temperaturzyklen ausgesetzt,
um in zeitlich komprimierter Form den Wechsel von Tag und Nacht und den
Lauf der Jahreszeiten zu simulieren. Außerdem werden die Testobjekte mit
Elektrolyten angereichertem Wasser ausgesetzt, um zu sehen, wie sich die
Beschichtung gegenüber Wasser verhält und wie resistent sie unter extremen
Bedingungen ist.

Alternative zu erdölbasierten Filmbildnern

Im nächsten Schritt soll die Korrosionsbeständigkeit und Haftfestigkeit
der modifizierten Stärke auf unterschiedlichen Metalluntergründen
untersucht werden. Darüber hinaus werden neue »Rezepturen« getestet, die
die Eigenschaften der Beschichtungen noch weiter optimieren sollen. »Neben
dem bisher getesteten Aluminium sollen mit Stahl und verzinktem Stahl zwei
weitere wichtige Gebrauchsmetalle getestet werden,« führt Gabriel aus.
»Unsere Untersuchungen zeigen, dass Stärkeester mit ihren guten
Filmbildungs- und sehr guten Haftungseigenschaften auf verschiedenen
Materialien das Potenzial besitzen, zukünftig eine Alternative zu
erdölbasierten Filmbildnern in der Beschichtungsindustrie darzustellen.«


Weitere Informationen unter:

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/Januar/farben-und-lacke-auf-basis-von-kartoffelstrke.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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Flexibel kleben: Hart und weich zugleich



Um Bauteile miteinander zu verbinden, wird heute gerne geklebt statt
geschweißt, genietet oder geschraubt. Das macht Autos, Flugzeuge oder
Landmaschinen leichter. Die Anforderungen an den Klebstoff sind jedoch
hoch: Er muss flexibel genug sein, um Spannungsspitzen in der Fügezone
auszugleichen und trotzdem für eine steife Verbindung in der Fläche
sorgen. Fraunhofer-Forscher haben jetzt den Klebstoff »MetAK« entwickelt,
der hart und weich in einem sein kann.

»MetAK ist vergleichbar mit einem gewöhnlichen zwei Komponenten-Klebstoff
aus dem Baumarkt, nur dass bei uns mehr Komponenten zusammengemischt
werden«, erklärt Dr. Roland Klein vom Fraunhofer-Institut für
Betriebsfestigkeit und Systemzuverlässigkeit LBF in Darmstadt, der MetAK
mitentwickelt hat. Die Herstellung ist einfach, denn die Komponenten
müssen nicht aufwendig im Labor synthetisiert werden, sondern sind frei
verkäuflich. »Die genaue Rezeptur bleibt aber unser Geheimnis«, sagt
Klein.

Härtegrade sind individuell einstellbar

Die Steifigkeit des zunächst zähflüssigen Materials auf Kunstharz-Basis
lässt sich durch zwei Härtungsmechanismen bestimmen: die Bestrahlung mit
UV-Licht und Wärme. »Die Bereiche, die flexibel bleiben sollen, werden
nicht bestrahlt, aber mit Wärme behandelt und so ausgehärtet. Sie
verbinden sich optimal mit den bestrahlten, festen Bereichen zu einem
Netzwerk. Ihre Konsistenz ist dann gummiartig« - ideal für dynamische
Belastungen, wie sie beispielsweise bei der Verbindung von Automotor und
Karosserie auftreten. Hier sind besonders die Fügezonen hohen
Spannungsspitzen und Vibrationen ausgesetzt - ein Problem, mit dem auch
verklebte Flugzeugbauteile, Windräder oder der Zugbau zu kämpfen haben.

»MetAK hat den Vorteil, dass die Steifigkeit sehr gut einstellbar ist. Man
benötigt nicht mehr viele verschiedene Klebstoffe mit unterschiedlichen
Härtegraden, sondern kann das Material flexibel an den Frequenzbereich der
Vibrationen anpassen und diese ausgleichen.« Je länger und intensiver die
Bestrahlung mit UV-Licht, desto härter das Material. Nach der
abschließenden Wärmebehandlung mit einem Heizstrahler oder im Ofen bei 100
bis 180 Grad (je nach Anwendung), ist MetAK nicht mehr verformbar, die
chemische Reaktion abgeschlossen.

Ideal für orthopädische Anwendungen

MetAK ist nicht nur als Klebstoff verwendbar, sondern kann auch in Form
gegossen werden. Durch Bestrahlung und Wärme lassen sich dann ebenfalls
harte und weiche Zonen mit fließenden Übergängen herstellen - attraktiv
zum Beispiel für Anwendungen in der Orthopädie. Kleins Kollege Tim Bastian
Klaus arbeitet an einem Korsett aus MetAK, das die verformte Wirbelsäule
von Skoliose-Patientinnen an den richtigen Stellen stützt, aber
gleichzeitig an anderen flexibel nachgibt. So ließen sich schmerzhafte
Druckstellen vermeiden und der Tragekomfort erhöhen. MetAK ermöglicht
zudem Korsetts in individuellen, modernen Designs und luftdurchlässiger
Struktur - für die meist jugendlichen Patientinnen ein wichtiges
Kriterium, das über die Tragehäufigkeit und damit den Therapieerfolg
entscheidet. Zusammen mit der Design-Studentin Anja Lietzau gewann Klaus
für seine Idee den Fraunhofer-Ideenwettbewerb 2017. »Das Material ließe
sich auch für andere orthopädische Anwendungen wie orthopädische Schuhe
oder Prothesen verwenden«, so Klaus.


Weitere Informationen unter:

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/Januar/flexibel-kleben-hart-und-weich-zugleich.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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KURSUS/612: Hanau - "Das Leben mit Demenzkranken erleichtern", 7 Termine am 22.2.2018


Das Leben mit Demenzkranken erleichtern

Pflege- und Betreuungskurs im Mehrgenerationenhaus startet im Februar
2018



Bereits zum fünften Mal findet ein spezieller Pflege- und
Betreuungskurs für Angehörige von an Demenz Erkrankten im
Mehrgenerationenhaus statt. Adressaten sind sowohl Angehörige, als
auch alle am Thema Interessierten. Die Schulung ist darüber hinaus
auch als Basiskurs für Menschen geeignet, die an ehrenamtlicher
Mitarbeit interessierte sind.

Die Referentin ist eine Mitarbeiterin der Alzheimer Gesellschaft. Wie
bereits bei den vorigen Kursen, sollen wieder all die Fragen bezüglich
des veränderten, oftmals sehr belastenden Verhaltens der Erkrankten,
geklärt werden. Denn je mehr Wissen vorhanden ist, sowohl über den
Krankheitsverlauf als auch über den dementsprechenden adäquaten Umgang
mit den Betroffenen, desto stressfreier kann eine Betreuung gelingen.
Auch die medizinischen und rechtlichen Belange werden in dieser,
insgesamt sehr alltagsnahen Veranstaltung, von fachkundigen Referenten
thematisiert.

Die Schulung umfasst sieben Termine und beginnt am 22. Februar 2018.
Sie findet jeweils donnerstags in der Zeit von 10 bis 12 Uhr statt.
Alle TeilnehmerInnen erhalten nach regelmäßiger Teilnahme ein
Zertifikat. Die Kosten des Kurses in Höhe von 75 Euro werden von der
Pflegekasse rückerstattet. Wie auch bei den vorhergehenden Schulungen
sind auch Erkrankte Angehörige wieder herzlich willkommen, denn
während der Veranstaltung wird wieder eine professionelle Betreuung
für sie angeboten.

Verbindliche Anmeldungen im Mehrgenerationenhaus Fallbach,
Reichenberger Straße 59 in Hanau, unter Telefon 06181 /6686785.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 27. Dezember 2017
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ARBEIT/1756: Richtungswechsel in der Arbeitsmarktpolitik dringend notwendig


DIE LINKE - Presseerklärung vom 3. Januar 2018

Richtungswechsel in der Arbeitsmarktpolitik dringend notwendig



"Auch 2017 wurde der überfällige Richtungswechsel in der Arbeitsmarktpolitik nicht vollzogen. Es ist und bleibt ein Skandal, dass Millionen Beschäftigte Niedriglöhne beziehen, unfreiwillig in Teilzeit arbeiten, mit Hartz IV aufstocken oder mehreren Jobs nachgehen müssen, um über die Runden zu kommen. Arbeit muss existenzsichernd werden. Der Mindestlohn muss auf zwölf Euro erhöht werden, Leiharbeit und sachgrundlose Befristungen dürfen nicht länger möglich sein. Eine neue Bundesregierung muss dringend die Rahmenbedingungen für gute Arbeit schaffen. Armut trotz Arbeit muss endlich der Vergangenheit angehören. Bei den Sondierungsgesprächen muss Arbeitsmarktpolitik daher höchste Priorität haben", erklärt Sabine Zimmermann, stellvertretende Vorsitzende und Arbeitsmarktexpertin der Fraktion DIE LINKE, zum aktuellen Bericht der Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann weiter:

"Noch immer werden viel zu viele langzeiterwerbslose Menschen, ältere Erwerbslose und Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt einfach abgeschrieben. Einerseits braucht es hier bessere arbeitsmarktpolitische Unterstützungsleistungen, andererseits müssen die Arbeitgeber endlich umdenken und auch diesen Menschen eine Chance geben, die im Regelfall hochmotiviert sind, anstatt über einen vermeintlichen Fachkräftemangel zu klagen. Zudem ist ein öffentlich geförderter Beschäftigungssektor - zu existenzsichernden Löhnen und guten Arbeitsbedingungen - längst überfällig."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Januar 2018 
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AUSSEN/1629: Merkel muss sich von Trumps Atom-Drohungen distanzieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Januar 2018

Merkel muss sich von Trumps Atom-Drohungen distanzieren



"Die Bundesregierung muss sich von den neuerlichen Drohungen von 
US-Präsident Donald Trump gegenüber Nordkorea deutlich distanzieren. Bereits
die Androhung eines atomaren Angriffes verstößt gegen die UN-Charta und
muss zurückgewiesen werden. Ich verstehe nicht, weshalb Kanzlerin Angela
Merkel, auch wenn sie nur geschäftsführend im Amt ist, zu solch einem
brandgefährlichen Spiel schweigt", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Trumps Atomknopf-Tweet ist nicht hinnehmbar. Wegen der atomaren Teilhabe
Deutschlands im Rahmen der NATO kann die Bundesregierung nicht einfach
behaupten, das gehe uns nichts an. Stattdessen sollte sie den
diplomatischen Vorstoß Nord- und Südkoreas, direkte Gespräche zu führen,
aktiv unterstützen. Dieser Konflikt kann nur politisch gelöst werden.
Nordkorea muss sein atomares Programm stoppen und im Gegenzug einen
Friedensvertrag und eine Nichtangriffsgarantie erhalten.

Der Korea-Konflikt zeigt, wie dringend notwendig ein weltweites Verbot von
Atomwaffen und damit verbunden ein atomares Abrüstungsprogramm sind. Ich
fordere die Bundesregierung auf, endlich den 2017 von der UN
verabschiedeten Vertrag über ein Verbot von Atomwaffen zu unterzeichnen.
Das wäre zu Beginn des neuen Jahres ein wichtiges Zeichen für eine neue
friedliche deutsche Außenpolitik."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Januar 2018
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GESUNDHEIT/993: Zwei-Klassen-Medizin ist kein 'Klein-Klein'


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Januar 2018

Zwei-Klassen-Medizin ist kein 'Klein-Klein'



"Es ist an der Zeit, endlich das Profitdenken im Gesundheitsbereich zu
beenden. Es ist eine Frage der Gerechtigkeit, die Zwei-Klassen-Medizin in
der Bundesrepublik abzuschaffen. Wer schon einmal etliche Stunden in einem
Wartezimmer verbracht hat, weiß, dass CDU-Präsidiumsmitglied Jens Spahn
völlig falsch liegt, wenn er die Forderung nach einer Bürgerversicherung
als 'Klein-Klein' abtut. Das ist bezeichnend für die Missachtung der
einfachen, kleinen Leute durch die CDU, die vom realen Leben der gesetzlich
Versicherten offenbar gar nichts mitbekommt", erklärt Jan Korte, 1.
Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE. Korte weiter:

"Wenn die SPD keinen Etikettenschwindel, sondern ein wirkliches Ende der
Zwei-Klassen-Medizin will, darf ihre Version einer Bürgerversicherung
allerdings nicht so zahnlos sein wie ihr Gesetz gegen Leiharbeit aus der
letzten Wahlperiode. Alle Einkünfte müssen einberechnet und die
Beitragsbemessungsgrenze gestrichen oder zumindest deutlich angehoben
werden. Mit den Versicherten müssen auch die Altersrückstellungen der
privaten Versicherungen in die Bürgerversicherung überführt werden. Und
klar sollte sein, dass es die gesetzlich Versicherten nicht ausbaden
werden, wenn sich Ärzte auf Privatpatienten spezialisiert haben.

DIE LINKE fordert seit langem eine solidarische Gesundheits- und
Pflegeversicherung, in die alle einzahlen. Für 90 Prozent der Bevölkerung
würde dies eine Entlastung bedeuten, für Jens Spahn oder mich würde es
dagegen teurer - das sollten Bundestagsabgeordnete aber ja wohl verkraften
können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Januar 2018
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BUNDESTAG/6856: Heute im Bundestag Nr. 004 - 03.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 004

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Januar 2018, Redaktionsschluss: 14.35 Uhr

1. Rechnungshof gegen EPSAS-Initiative

2. Rechnungshof legt Bemerkungen vor



1. Rechnungshof gegen EPSAS-Initiative

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesrechnungshof (BRH) stellt sich gegen die
Initiative der Europäischen Kommission zur Einführung harmonisierter
Rechnungsführungsgrundsätze für den öffentlichen Sektor (EPSAS) in den
Mitgliedsstaaten der EU. EPSAS soll dabei auf der doppelten
Buchführung mit Periodenabgrenzung (Doppik) basieren und für alle
staatlichen Ebenen verbindlich gelten. In einem Bericht, der als
Unterrichtung (19/60) vorliegt, fordert der BRH von der
Bundesregierung daher, eine verbindliche Einführung von EPSAS in der
Bundesrepublik zu verhindern.

Der BRH hält das EPSAS-Projekt schon im Grundsatz für wenig sinnvoll.
Das Ziel, durch EPSAS EU-weit eine bessere Haushaltsüberwachung
gewährleisten zu können, um so etwa zur Vermeidung künftiger
Staatsschuldenkrisen beizutragen, geht laut Rechnungshof am Kern des
Problems vorbei. Es bestehe in der EU kein "Erkenntnis-, sondern ein
Umsetzungsproblem": "Im Zweifel mangelt es also nicht an qualitativ
hochwertigen Finanzdaten, sondern an einer soliden Haushaltspolitik
und einer konsequenten Durchsetzung der europäischen Fiskalregeln.
Beides lässt sich nicht durch ein wie auch immer geartetes
Rechnungslegungssystem erzwingen", schreibt der Rechnungshof.

Zudem sieht der BRH die Schätzungen der Kommission zu den Kosten der
Einführung als nicht belastbar an. Laut dem Bericht beziffert die
Kommission die Kosten der EPSAS-Einführung in der Bundesrepublik mit
bis zu 3,1 Milliarden Euro. "Die tatsächlichen finanziellen
Belastungen dürften aus Sicht des Bundesrechnungshofes höher
ausfallen", schließt hingegen der Rechnungshof.

Der Bundesrechnungshof geht zudem davon aus, dass der deutsche
Haushaltsgesetzgeber sein Budgetrecht selbst bei der Einführung von
EPSAS weiterhin im kameralen System ausüben würde. Ein parallel
betriebenes doppisches System brächte also faktisch keinen Nutzen,
argumentiert der Rechnungshof.

 * 

2. Rechnungshof legt Bemerkungen vor

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesrechnungshof (BRH) hat die Bemerkungen
2017 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes (19/170)
vorgelegt. Der Bericht beinhaltet zudem die Feststellung der
Jahresrechnung 2016. Die Bemerkungen sind eine der Grundlagen für die
Entlastung der Bundesregierung durch Bundesrat und Bundestag.

Für den Haushalt 2016 stellt der Rechnungshof fest, dass es keine
"bedeutsamen Abweichungen zwischen den in den Rechnungen und den in
den Büchern aufgeführten Beträgen" gegeben habe. Der Haushalt 2016 lag
laut Bemerkungen 2017 im Vollzug mit Gesamtausgaben und -einnahmen von
317,4 Milliarden Euro um 0,5 Milliarden Euro über dem Soll des
Nachtragshaushaltes. Der Etat, der ohne Nettokreditaufnahme auskam,
hielt nach Darstellung des BRH die seit 2016 vollständig greifende
Schuldenbremse ein.

Kritisch betrachtet der Rechnungshof den Umgang der einzelnen Ressorts
mit Ausgabenresten und Selbstbewirtschaftungsmitteln sowie mit
Verpflichtungsermächtigungen. Auch die Vermögenrechnung des Bundes
entspricht nicht den Erwartungen der Rechnungsprüfer.

Der Bundesrechnungshof moniert zudem erneut die aus seiner Sicht nicht
sinnvolle Einrichtung von Sondervermögen des Bundes wie dem Energie-
und Klimafonds (EKF), dem 2016 713 Millionen Euro aus dem Haushalt
zuflossen. Mit jährlichen Bundeszuschüssen werde das "ursprüngliche
Ziel verfehlt, die Ausgaben des EKF ausschließlich über die
Klimaabgaben zu finanzieren". Die Haushaltsfinanzierung des EKF werde
künftig noch signifikant ansteigen, prognostiziert der Rechnungshof.
"Für einen wirtschaftlichen, transparenten und koordinierten
Mitteleinsatz wäre es förderlicher, sämtliche Mittel im Bundeshaushalt
zu etatisieren." Ähnlich äußert sich der BRH mit Blick auf den
Kommunalinvestitionsförderungsfonds.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 004 - 03. Januar 2018 - 14.35 Uhr
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BUNDESTAG/6855: Heute im Bundestag Nr. 003 - 03.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 003

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Januar 2018, Redaktionsschluss: 09.20 Uhr

1. Mehrausgaben für Unterhaltsvorschuss

2. Europäische Resettlement-Politik

3. Überwachung durch BKA und Zoll

4. Rechte Straftaten unter falscher Flagge

5. Digitale Fahndung

6. Grüne fragen nach Verpackungsabfall



1. Mehrausgaben für Unterhaltsvorschuss

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat eine
überplanmäßige Ausgabe des Bundesministeriums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend in Höhe von 78,824 Millionen Euro für Zahlungen im
Bereich des Unterhaltsvorschusses genehmigt. Wie es in einer
Unterrichtung durch die Bundesregierung (18/318) weiter heißt, konnte
das BMF von bereits angefallenen Mehrausgaben in Höhe von 20,2
Millionen Euro "nur noch Kenntnis nehmen, hätte aber bei rechtzeitiger
Antragstellung seine Einwilligung nach Artikel 112 GG erteilt".
Bereits am 6. November 2017 sei eine erste Einwilligung nach Artikel
112 GG über eine überplanmäßige Ausgabe bis zu 50 Millionen Euro
erteilt worden, schreibt die Bundesregierung.

Die Regelung zum Unterhaltsvorschuss waren im Zuge der Neuregelung der
Bund-Länder-Finanzbeziehungen im vergangenen Jahr reformiert worden.
Unter anderem beteiligt sich der Bund nun stärker an der Finanzierung
des Vorschusses.

 * 

2. Europäische Resettlement-Politik

Hauptausschuss/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die europäische Resettlement-Politik ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/303) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Im Rahmen
der europäischen Migrationsagenda seien von der EU-Kommission zwei
Prozesse angestoßen worden, die der weiteren Strukturierung,
Harmonisierung und Verstetigung eines gemeinsamen Ansiedlungsprogramms
dienen sollen.

Das Ziel sei, sichere und legale Einreisen für Schutzbedürftige in die
EU zu schaffen, irreguläre Einreisen zu mindern sowie einen
gemeinsamen Beitrag für Resettlement im globalen Maßstab zu leisten.
Die Abgeordneten erkundigen sich nun danach, wie die Bundesregierung
das geplante Verfahren bewertet.

 * 

3. Überwachung durch BKA und Zoll

Hauptausschuss/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die "informationstechnische Überwachung durch
Bundeskriminalamt und Zoll" ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/314)
der Fraktion Die Linke. Nachdem der Bundestag den Einsatz der
sogenannten Quellen-TKÜ und Onlinedurchsuchung ermöglicht habe, seien
inzwischen offenbar in den Bundesländern entsprechende Vorhaben auf
den Weg gebracht worden. Das Bundeskriminalamt (BKA) kontaktiere auch
kritikwürdige Hersteller von Überwachungssoftware.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun mehr wissen über
die kontaktierten Hersteller von Software oder Anbieter von
Dienstleistungen für die informationstechnische Überwachung.

 * 

4. Rechte Straftaten unter falscher Flagge

Hauptausschuss/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit rechtsmotivierten und rechtsterroristischen
Straftaten, die "unter falscher Flagge" begangen werden, befasst sich
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/315). In der
Vergangenheit habe es mindestens einen geplanten Anschlag dieser Art
gegeben, wobei der politische Hintergrund erst im Nachhinein
festgestellt worden sei.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, ob seit
2000 Straf- und Gewalttaten aus dem Deliktbereich "Politisch
Motivierte Kriminalität - rechts" bekannt geworden sind, bei denen die
Tat getarnt oder gezielt unter falscher Flagge begangen worden ist.

 * 

5. Digitale Fahndung

Hauptausschuss/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/316) nach digitalen Fahndungseinsätzen aus dem zweiten
Halbjahr 2017. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen,
welche Behörden dabei von welcher Technik Gebrauch gemacht haben. Es
geht beispielsweise um den Einsatz von "Stillen SMS", WLAN-Catchern,
IMSI-Catchern oder Trojanern.

 * 

6. Grüne fragen nach Verpackungsabfall

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Das Aufkommen an Verpackungsabfall seit 2013 erfragt
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/264).
Zudem interessieren sich die Grünen für Maßnahmen der Bundesregierung,
um Verpackungsabfälle zu reduzieren.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 003 - 03. Januar 2018 - 09.20 Uhr
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FORSCHUNG/1107: Obst - Essbare Beschichtung kann Haltbarkeit verlängern (BZfE)


Bundeszentrum für Ernährung in der Bundesanstalt für Landwirtschaft und
Ernährung

BZfE-Newsletter Nr. 1 vom 3. Januar 2018

Glänzende Aussichten für Äpfel, Tomaten & Co.

Essbare Beschichtung kann Haltbarkeit verlängern



(BZfE) - Für Verbraucher, die im Obstkorb gerne Deko-Wachsäpfel
mit frischem Obst mischen, gilt es zukünftig, vor dem Zubeißen gut
aufzupassen. Ein neuartiges Verfahren zur Haltbarmachung von Obst
hüllt die Früchte in eine künstlich aussehende Glanzschicht aus
Gelatine, die essbar ist und aus natürlichen Inhaltsstoffen besteht.
Wer den Glanz nicht mitessen will, kann ihn einfach abwaschen.

Doch wozu die Prozedur? Während der Erzeugerkette vom Bauern bis zum
Verbraucher wird jedes Jahr eine große Menge an Obst und Gemüse
verworfen, weil es unansehnlich oder beschädigt ist. Transport,
Lagerung und Verkauf bedeuten für jede Frucht eine mechanische
Beanspruchung der Schale. Diese vor den Belastungen der verschiedenen
Verarbeitungsschritte zu bewahren, ist ein Ziel der Behandlung mit
Gelatine und anderen Biopolymeren als geschmacksneutrale, schützende
Hülle. Das ist natürlich nicht nur zum Vorteil der Verbraucher,
sondern minimiert vor allem die Verluste im Handel. Das macht aber
gleich doppelt Sinn: Aus wirtschaftlicher Sicht, aber auch unter
ethischen Gesichtspunkten ist es wünschenswert, möglichst wenige
Lebensmittel wegen überschrittener Haltbarkeit oder vermeidbarer
Beschädigungen zu vernichten.

Noch schwerer wiegt aber die Erhaltung des Nährwertes und des
Geschmacks. Wissenschaftler der Agrarfakultät der italienischen
Universität in Pisa haben dazu die Wirkung von Biopolymeren zur
Haltbarmachung untersucht. Sie experimentierten mit Gelatine auf
Kollagenbasis und mit Chitosanen, die in Krustentieren und Pilzen
vorkommen. Behandelt wurden Äpfel und Tomaten. Beide Beschichtungen
verlangsamten nach Angaben der Wissenschaftler die Reifung um drei
Tage. Belegt werde dies durch die verzögerte Ansammlung wichtiger
Inhaltsstoffe, wie Carotinoide, Phenolsäure und Flavonoid. Ob und
wann das Verfahren in der Praxis umgesetzt werden kann, wird sicher
auch von der Akzeptanz der Verbraucher abhängen.

von Friederike Heidenhof, www.bzfe.de

 * 

Quelle:

BZfE-Newsletter Nr. 1 vom 3. Januar 2018
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RAUB/1128: Arbeit - digitale Turboentwertung ... (SB)




Wer eine Dienstleistung in Anspruch nehmen möchte oder einen
Arbeitsauftrag zu vergeben hat, greift immer häufiger auf
elektronische Plattformen als Vermittler zurück. Ob eine Taxifahrt mit
Uber, die Buchung einer Unterkunft über Airbnb oder ein Handwerker bei
Myhammer, um nur einige Beispiele unter zahllosen weiteren zu nennen -
den Möglichkeiten schneller Kontaktnahme und kostengünstiger Erfüllung
des Kundenwunsches sind kaum noch Grenzen gesetzt. Das auf den ersten
Blick sinnvoll anmutende und an Nachbarschaftshilfe erinnernde
Geschäftsmodell erweist sich bei näherer Überprüfung als Zerstörung
bestehender Branchen durch aggressivste Konkurrenz und existierender
Ausbeutungsverhältnisse, um sie durch noch profitablere zu ersetzen.
Der Entrepreneur solcher Startups ist weder ein Erfinder, noch besitzt
er Kapital. Sein Beitrag besteht darin, den diesen
Produktionsverhältnissen innewohnenden Zwang, durch Senkung der
Lohnkosten zu rationalisieren, um sich im Konkurrenzkampf zu
behaupten, unter Einsatz informationstechnologischer Instrumente zu
forcieren. Der Gründer ist mithin ein Manager, der bereits
existierende Produktionsmittel vorteilhafter für die maßgeblichen
Profiteure einsetzt.

Milliardenschwere Investoren halten vielversprechende Startups solange
über Wasser, bis diese unter hohen Verlusten die Konkurrenz an die
Wand gefahren haben und das Feld weitgehend beherrschen. Auch dies ist
natürlich kein neues Prinzip der vorherrschenden Wirtschaftsweise,
doch zeichnet es sich durch rabiateste Praktiken unter Mißachtung
geltender Regularien und Schutzbestimmungen aus, wie sie für die
konventionellen Konkurrenten und deren Beschäftigte gelten. Der Traum
des Startup-Gründers, sein eigener Boß zu sein, läuft auf nichts
anderes hinaus, als andere unter unwürdigsten Bedingungen für sich
schuften zu lassen. Er beschäftigt Subunternehmer, Freiberufler,
Zeitarbeiter oder Solo-Selbständige, also Arbeitskräfte, die er nach
Gutdünken heuern und feuern kann. Es werden keine Beiträge zur
Unfall-, Renten- oder Krankenversicherung abgeführt und die
Plattform-Unternehmen entziehen sich ihrer Steuerpflicht, profitieren
von illegaler Steuerermäßigung in Ländern wie Irland oder verstecken
ihre Gewinne in Steueroasen.

Werden die Volkswirtschaften der Industrienationen so umstrukturiert,
daß die Gewinne aus neuen Technologien und Produktivitätssteigerungen
in die Taschen einer immer kleiner werdenden Gruppe Wohlhabender
fließen, mündet dies in eine Welt digitaler Tagelöhner, in die
neofeudale Verhältnisse und moderne Lohnsklaverei auf breiter Front
Einzug halten. Dieser Einsatz der Informationstechnologie schafft
keinen allgemeinen Wohlstand und erleichtert das Leben nicht. Vielmehr
werden Arbeitsplätze vernichtet, die Qualität der Arbeit untergraben
und die arbeitenden Menschen auf existenzielle Weise geschädigt. [1]

Wie das funktioniert, läßt sich am Beispiel des Fahrdienstes Uber
exemplarisch nachvollziehen. Das in San Francisco ansässige
Unternehmen betreibt eine neue Form der Personenbeförderung, indem
private Autobesitzer Fahrgäste von einem Ort zum andern bringen. Über
spezielle Taxi-Apps finden Fahrer und Fahrgast zueinander. Wenngleich
die Kunden phasenweise von günstigen Tarifen profitieren, ist das
unter dem Strich für sie kein wirklicher Vorteil. Uber überflutet die
Straßen mit zusätzlichen Fahrzeugen, verursacht Staus und steigert den
Ausstoß von Schadstoffen. Man wird vielleicht etwas früher abgeholt,
steckt dafür aber unterwegs länger im Verkehr fest. Insbesondere aber
unterläuft Uber sämtliche gesetzlichen Vorgaben wie auch das
Lohnniveau des Taxigewerbes, das auf diese Weise durch private
Niedriglöhner ruiniert wird.

Wie es sein Gründer Travis Kalanick einst formulierte, wolle Uber
nichts weniger, als die Mobilität grundlegend zu verändern. Das
Unternehmen wirbt damit, seit der Gründung 2009 fünf Milliarden
Fahrten vermittelt zu haben, auf allen sechs Kontinenten, in 76
Ländern und 450 Städten präsent zu sein. Der Aufstieg zum teuersten
Start-up in der Geschichte des Silicon Valley - zeitweise von
Investoren mit knapp 70 Milliarden Dollar bewertet - wurde unter
Kalanicks Führung mit härtesten Bandagen geführt. Er scheute sich nie,
Vorschriften, die für die etablierten Anbieter galten, schlichtweg zu
ignorieren. Uber sei ein Technologie- und kein Transportunternehmen,
so das fadenscheinige Argument. Er beschäftigte ein Heer von Anwälten
und Lobbyisten, um die Auslegung der Regeln zu seinen Gunsten
sicherzustellen.

Den Investoren von Silicon Valley gefiel dieses brachiale Streben nach
Marktdominanz und so pumpten sie immer wieder frisches Kapital in eine
Art Schneeballsystem, das Ubers Kriegskasse füllte, so daß mit Boni
Fahrer angelockt und Fahrten billiger angeboten werden konnten. Die
hochsubventionierten Fahrten produzierten Milliardenverluste, die
jedoch dem Prinzip dienten, die Konkurrenz solange zu unterbieten, bis
ihr die Mittel ausgingen. Ubers Stern begann zu sinken, als sich das
Unternehmen auf dem riesigen chinesischen Markt mit einem noch
größeren Räuber anlegte. 2015 zog Uber den Kauf des Konkurrenten Didi
Chuxing in Betracht und lieferte ihm einen gnadenlosen Preiskampf, in
dessen Verlauf die Rivalen Milliarden mit Rabatten und
Fahrersubventionen verbrannten. Anfang 2016 gab Kalanick erstmals zu,
daß sein Unternehmen in China jährlich mehr als 1 Milliarde Dollar
verliere. Wenig später gab er den Verkauf seines Chinageschäfts an den
Marktführer Didi bekannt. Im Gegenzug erhielt Uber eine Beteiligung
von 17 Prozent am Konkurrenten. Das meiste Geld schoß der japanische
Großinvestor Softbank zu, der neben Didi in China auch an Ola in
Indien, Grab in Singapur und 99 in Brasilien beteiligt ist. Für rund
10 Milliarden Dollar wurden auch 15 Prozent an Uber erworben, so daß
hinter den zeitweise erbitterten Konkurrenten ein und derselbe
Geldgeber steckt. [2]

Die Strategie, alle anderen Wettbewerber vom Markt zu fegen, um dann
die Preise und Bedingungen zu eigenen Gunsten zu setzen, war für Uber
nicht aufgegangen. 2017 wurde zum Jahr der Abrechnung, da immer neue
Mißstände in der Unternehmensführung bis hin zum Betrug an
behördlichen Kontrolleuren enthüllt wurden. Unzufriedene Investoren
zwangen Kalanick schließlich im Juni zum Rücktritt. Anfang September
übernahm Dara Khosrowshahi die Führung des Fahrdienstvermittlers, der
nur wenigen Wochen später aus dem prestigeträchtigen London
hinausgeworfen wurde. Das US-Unternehmen agiere verantwortungslos,
unter anderem wenn es um das Melden von Straftaten und medizinische
Kontrollen der Fahrer gehe, hieß es zur Begründung. Im November mußte
Khosrowshahi einräumen, daß Uber seit Oktober 2016 einen Cyberangriff
verschwieg, bei dem Hacker Daten zu 50 Millionen Passagieren und 7
Millionen Fahrern erbeutet hatten. Statt Betroffene und Behörden zu
informieren, zahlte Uber den Hackern 100.000 Dollar und vertraute
darauf, daß sie die Daten vernichteten. Anfang Dezember folgte ein
weiterer Nackenschlag, als der Europäische Gerichtshof dafür sorgte,
daß Uber in Europa nicht zu seinem ursprünglichen Geschäftsmodell
zurückkehren kann, Fahrgäste von Privatleuten in deren eigenen Autos
befördern zu lassen. Der entsprechende Service UberPop müsse als
Verkehrsdienst reguliert werden und nicht als Online-Plattform, so das
Urteil. Uber hat unterdessen dieses Angebot fast überall in Europa
eingestellt. Auch die Expansion nach Deutschland war gewissermaßen ein
Zusammenstoß der Kulturen, den Uber vorerst verloren hat. Seine
ursprünglichen Pläne, private Gelegenheitsfahrer einzusetzen, hat das
Unternehmen eingestampft. Heute sind nur noch Profis für Uber
unterwegs. [3]

Während die Auswirkungen der vielzitierten "Arbeit 4.0" auch in
Deutschland immer gravierender werden und dieses Thema auf der
politischen Agenda steht, sind konkrete Schritte zur sozialen
Absicherung der Solo-Selbständigen und Plattform-Arbeiter bislang
Mangelware. In Frankreich kennt das Arbeitsgesetzbuch inzwischen
"Arbeitnehmer, die eine elektronische Vermittlungsplattform benutzen".
Für diese Personen müssen die Betreiber unabhängig vom Sitz des
Betriebs steuer- und sozialrechtliche Daten erfassen, melden und
Beiträge abführen. Das ist zumindest ein Ansatz, nationales
Arbeitsrecht auf Plattformbetreiber zuzuschneiden, wobei sich erst
noch herausstellen muß, ob sich im Ausland residierende Unternehmen
daran halten und wie sie gegebenenfalls dazu gezwungen werden können.

Die deutsche gesetzliche Unfallversicherung fordert neue Regeln
entsprechend dem französischen Modell und dies für alle Formen der
Vermittlung von Arbeit über das digitale Netz. Es gehe nicht allein
darum, daß der gewerblichen Unfallversicherung durch die Flucht aus
dem Angestelltenverhältnis in die Solo-Selbständigkeit im Jahr mehr
als eine Milliarde Euro Beitragseinnahmen entgehen. Vielmehr sind
Selbständige nur freiwillig in der Unfallversicherung, während
Beschäftigte automatisch abgesichert werden, bezahlt vom Arbeitgeber
mit einem Prozentsatz der Lohnsumme. Niemand weiß, wie viele
Crowdworker es in Deutschland bereits gibt, wobei die Schätzungen
zwischen 400.000 und weit über 2 Millionen schwanken. Fest stehen
dürfte hingegen, daß die allermeisten von ihnen nur unzureichend oder
gar nicht sozialversichert sind. Sie arbeiten insbesondere im
Hotel- und Gaststättengewerbe, in der Reinigungsbranche und auf dem
Bau, dort nicht selten bei hochriskanten Tätigkeiten wie Abbruch-,
Entsorgung und Gerüstbau. Auf diesem grauen Arbeitsmarkt werden die
Standards für Sicherheit und Gesundheit mit Füßen getreten, greifen
Prävention und Arbeitsschutzkontrolle nicht. [4]

Die Entwertung der Arbeit schreitet unter dem Einfluß elektronischer
Plattformen rasant voran, die weltweit wie Pilze aus dem Boden
schießen. Sie verteilen sich auf zahllose Berufe und setzen eine
beispiellose Konkurrenz durch. Wenn europaweit oder speziell in
Deutschland noch gewisse Vorbehalte das eine oder andere
Geschäftsmodell ausbremsen, kann man doch allenfalls von einer
schrumpfenden Galgenfrist sprechen, die für Abwehrkämpfe ungenutzt zu
verstreichen droht.


Fußnoten:

[1] Siehe dazu:

REZENSION/675: Steven Hill - Die Start-up Illusion (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar675.html

[2] http://www.tagblatt.ch/nachrichten/wirtschaft/didi-und-uber-buhlen-um-die-welt;art149,5179976

[3] http://www.zeit.de/wirtschaft/2017-09/uber-dara-khosrowshahi-chef-nachfolge-travis-kalanick/

[4] http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/uber-myhammer-und-co-unfallversicherer-fodern-sozialabgaben-zahlung-15370667.html
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ARBEIT/621: Altenpflege - Mehr Geld für Mitarbeitende der Diakonie (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - Pressemitteilung vom 3. Januar 2018

Altenpflege: Mehr Geld für Mitarbeitende der Diakonie



Ab 2018 gibt es mehr Geld für Mitarbeitende der Diakonie, die in der
Altenpflege arbeiten: Die Vergütungen steigen nach dem Tarifvertrag KTD in
dieser Sparte um 2,2 %.

Stefan Rehm, Vorstand des Diakonischen Werkes Hamburg: "Der Abschluss ist
ein wichtiger Baustein auf unserem Weg, die anspruchsvolle Arbeit der
Mitarbeitenden in der Altenpflege besser zu würdigen und die Arbeit in der
Pflege attraktiver zu machen. Unsere Fachkräfte gehören damit zu den
Spitzenverdienern in der Hamburger Altenpflege. Und auch Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer mit geringer Qualifikation verdienen im Geltungsbereich
des Tarifvertrages KTD deutlich mehr als den gesetzlich vorgeschriebenen
Mindestlohn."

So wird der Pflege-Mindestlohn ab 01. Januar 2018 von 10,55 Euro
schrittweise erhöht, bis er den Betrag von 11,35 Euro ab Januar 2020
erreicht. In der Diakonie verdienen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne
besondere Ausbildung bereits ab 2018 als Anfangsgehalt 2.055,00 Euro, das
entspricht einen Stundenlohn von 12,21 Euro.

Eine examinierte Fachkraft startet nach ihrer 3-jährigen Ausbildung in der
Diakonie mit einem Gehalt in Höhe von 2.727,00 Euro (16,20 Euro/Stunde).
Hinzu kommen Zuschläge für Wochenendarbeit und Zeitzuschläge, Urlaubs- und
Weihnachtsgeld sowie eine arbeitgeberfinanzierte zusätzliche
Altersversorgung.

Hintergrund

Der KTD (Kirchlicher Tarifvertrag Diakonie) ist eine Form des sogenannten
"Zweiten Weges": Er wird zwischen Gewerkschaften (z. B. ver.di) und
Arbeitgeberverbänden (z. B. Verband kirchlich-diakonischer
Anstellungsträger in Norddeutschland, VKDA) ausgehandelt. Streik und
Aussperrung sind ausgeschlossen. Gibt es keine Einigung, greift ein
Schlichtungsverfahren.


Weitere Informationen finden Sie unter: 

https://www.diakonie-hamburg.de/de/fachthemen/arbeits--und-tarifrecht/Glossar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Januar 2018

Diakonisches Werk Hamburg - Landesverband der Inneren Mission e. V.

Steffen Becker - Pressesprecher, Information und Öffentlichkeitsarbeit

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-233, Fax 040 30 62 0-315

E-Mail: Becker@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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FAMILIE/305: Im Verbund stark - Familienzentren in Nordrhein-Westfalen (idw)


Universität Duisburg-Essen - 02.01.2018

Im Verbund stark: Familienzentren



Familienzentren fördern die Entwicklung der Kinder, begleiten die Eltern
bei ihrer Erziehungsarbeit und entlasten sie im Familien- und
Berufsalltag. Mittlerweile gibt es 2.500 davon in NRW. In einer aktuellen
Studie untersuchte das Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ) der
Universität Duisburg-Essen deren Leistungsspektrum und Arbeitsweise am
Beispiel einer NRW-Kommune.

Hier arbeiten fast alle der knapp 40 Kindertageseinrichtungen in neun
trägerübergreifenden Verbund-Familienzentren zusammen. Für das breite,
sozialraumorientierte Angebot kooperieren sie u.a. auch mit
Familienbildungsstätten, Volkshochschulen, Kindertagespflegern,
Erziehungsberatern, Kinderärzten, Logopäden oder auch Ergotherapeuten.

Die Erfahrung zeigt, dass es wichtig ist, niederschwellige Angebote
vorzuhalten: "Mit hochfachlichen Vorträgen braucht man in unserem
Einzugsgebiet einfach nicht um die Ecke kommen", fasst eine Leiterin
zusammen. Im Rückblick hat sich die Koordinierungsstelle sehr bewährt, und
das Leitbild der Familienzentren ist bei den Kindertageseinrichtungen auf
breiter Basis verankert.


Weitere Informationen unter:

http://www.iaq.uni-due.de/iaq-report/2017/report2017-07.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Beate Kostka M.A., 02.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/624: Münster - Lehrerfortbildung "Globalisierung", Akademie Franz Hitze Haus 15.-16.2.2018


Akademie Franz Hitze Haus - Katholisch-Soziale Akademie Münster

Kommen Ökonomen in den Himmel?

Globalisierung - ein aktuelles Unterrichtsthema

- Bilanz und Zukunftsfähigkeit der Globalsierung

- Beurteilung der Globalisierung in kirchlichen Stellungnahmen

- Vorstellung und Erarbeitung von handlungsorientierten Unterrichtskonzepten

- Fortbildung für Lehrkräfte an Berufskollegs



Die Wahl von Donald Trump zum Präsidenten der USA und seine
Abschottungspolitik, der Brexit und auch die Diskussion um Migration
und ihre Obergrenzen zeugen von diffusen Ängsten vor der
Globalisierung. Diese Ängste, die natürlich auch bei Schülerinnen und
Schülern vorhanden sind, müssen ernst genommen werden. Genauso wichtig
ist aber auch die Analyse, welche Ängste begründet, welche völlig
unbegründet sind und welche Gestaltungsmöglichkeiten bestehen.
An den Berufskollegs gibt es in den unterschiedlichen Fächern und in
den Lehrplänen viele Anknüpfungspunkte, das Thema Globalisierung und
die Globalisierungsängste im Fachunterricht aufzugreifen. Aber es gibt
wenige praxistaugliche und erprobte Unterrichtskonzepte und -
materialien.

Diesem Mangel soll mit der diesjährigen Lehrerfortbildung in der Reihe
"Kommen Ökonomen in den Himmel?" entgegengewirkt werden. Neben der
Sachinformation über ökonomische und theologische Aspekte der Thematik
ist viel Zeit für die Beschäftigung mit geeigneten Materialien und
Impulsen zur Vermittlung dieses Themas im Unterricht vorgesehen.
Die Tagung richtet sich an Lehrerinnen und Lehrer unterschiedlicher
Fachgebiete, wie z.B. Theologie und Wirtschaft oder
Politik/Geschichte, an Berufskollegs und soll sowohl der thematischen
Information über den Themenkomplex Globalisierung, als auch dem
kollegialen Austausch, der Vernetzung und der Entwicklung von
Unterrichtsmaterialien in Workshops dienen.

Kooperation mit:

Kuniberg Berufskolleg Recklinghausen;

Oswald-von-Nell-Breuning-Berufskolleg Coesfeld

Referenten:

Prof. Dr. Thomas Apolte, Wirtschaftswissenschaftler, Münster

Dr. Stefan Leibold, Soziologe und Theologe, Münster

Beginn: Do, 15.02.2018 um 16:00 Uhr

Ende: Fr, 16.02.2018 bis 16:00 Uhr

Tagungs-Nr.: 18-207

Tagungsleitung: Dr. Martin Dabrowski

Sekretariat: Marie-Luise Niederschmid

Tagungsbeitrag: 70 EUR /erm 55 EUR (ÜN/DZ)

80 EUR /erm 65 EUR (ÜN/EZ)

45 EUR /erm 30 EUR (o. ÜN)

 * 

Quelle:

Terminhinweise für Januar 2018

Akademie Franz Hitze Haus

Kardinal-von-Galen-Ring 50, 48149 Münster

Telefon 0251 9818-0, Telefax 0251 9818-480

Anmeldetel. + 49 251-98 18 700

E-Mail: info@franzhitzehaus.de

Internet: www.franz-hitze-haus.de
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TREFF/293: Rhein-Sieg-Kreis - Elternseminar zum Thema Pubertät, 4 Termine vom 25.1.-22.2.


Hilfe statt hilflos - Seminar für Eltern pubertierender Jugendlicher 



Rhein-Sieg-Kreis (db) - Viele Eltern fühlen sich im Umgang mit ihren
pubertierenden Kindern nicht nur überfordert, sondern sind regelrecht
hilflos. Die Jugendlichen interessieren sich statt für die Schule
scheinbar nur für ihr Smartphone. Gespräche mit Eltern blocken sie ab
- dafür sind sie kaum noch zuhause. Was sie machen und auch was sie
bewegt - das erfahren viele Eltern nicht.

Die Erziehungs- und Familienberatungsstelle des Rhein-Sieg-Kreises in
Siegburg widmet dem Thema Pubertät eine vier Abende umfassende
Seminarreihe mit dem Titel "Haltgeben und Loslassen - Wie Sie Ihren
pubertierenden Kindern in schwierigen Situationen ein Anker sein
können". Das Seminar richtet sich an Eltern von 12 bis 16-jährigen
Mädchen und Jungen. In der Gruppe sollen Möglichkeiten entwickelt
werden, wie Eltern mit dem Verhalten ihrer Kinder umgehen können.
Dabei geht es zudem ebenso um die Rolle von Müttern und Vätern für
Heranwachsende, als auch um die Grenzen des eigenen Handelns.

Das Seminar findet am 25.01.2018, 01.02.2018, 15.02.2018 und
22.02.2018 in der Zeit zwischen 19:00 und 21:00 Uhr in der
Mühlenstraße 49 in Siegburg statt. Die Teilnahme ist kostenlos,
interessierte Eltern sollten sich allerdings verbindlich unter 02241 /
13 2710 oder über eb.siegburg@rhein-sieg-kreis.de anmelden.

Unterstützung und Rat finden Eltern auch bei den örtlichen
Erziehungs- und Familienberatungsstellen. Die Beratung ist kostenlos
und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterliegen der
Schweigepflicht.

Die Erziehungs- und Familienberatung in Trägerschaft des
Rhein-Sieg-Kreises umfasst vier Erziehungs- und
Familienberatungsstellen in Siegburg, Mühlenstraße 49, in Eitorf,
Brückenstraße 25, in Rheinbach, Aachener Straße 16, und in Bornheim,
Brunnenallee 31. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bestehen aus
einem multidisziplinären Fachteam. Die Beratung unterliegt
grundsätzlich der Schweigepflicht und Freiwilligkeit. Alle
Beratungs- und Hilfsangebote sind kostenfrei. www.rhein-sieg-kreis.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Januar 2018

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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ARBEIT/2761: Jahresrückblick 2017 - Sehr gute Entwicklung des Arbeitsmarktes (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 3. Januar 2018

Jahresrückblick 2017 - Sehr gute Entwicklung des Arbeitsmarktes



"Der Arbeitsmarkt hat sich 2017 sehr gut entwickelt: die Zahl der
arbeitslosen Menschen ist im Jahresdurchschnitt zum vierten Mal in Folge
gesunken, die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ist kräftig
gestiegen, und die Nachfrage der Betriebe nach neuen Mitarbeitern hat
gegenüber dem Vorjahr nochmals weiter zugelegt. Dabei hat der Arbeitsmarkt
nicht zuletzt von einem breit angelegten Konjunkturaufschwung profitiert.",
sagte der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA), Detlef
Scheele, heute anlässlich der monatlichen Pressekonferenz in Nürnberg."

Arbeitslosenzahl im Jahr 2017: 2.533.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -158.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vorjahr: -0,4 Prozentpunkte auf 5,7 Prozent

Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung



Im Jahresdurchschnitt 2017 waren in Deutschland 2.533.000 Menschen
arbeitslos gemeldet. Damit reduzierte sich die Zahl im Vergleich zum
Vorjahr um 158.000.

Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in Maßnahmen der
Arbeitsmarktpolitik und in kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit mitzählt,
belief sich 2017 durchschnittlich auf 3.517.000 Personen. Das waren 60.000
weniger als im Vorjahr. Dass die Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt
stärker abgenommen hat als die Unterbeschäftigung, erklärt sich mit der
gestiegenen Entlastung durch arbeitsmarktpolitische Instrumente,
insbesondere für geflüchtete Menschen. Entsprechend verzeichneten
insbesondere Maßnahmen der sogenannten Fremdförderung, in der vor allem die
Teilnahme an Integrationskursen beim Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) erfasst werden, einen kräftigen Zuwachs.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung


Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung haben 2017
weiter zugenommen. Nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes
ist die Erwerbstätigkeit im Jahresdurchschnitt um 638.000 auf 44,27 Mio.
gestiegen. Damit erreichte die Erwerbstätigkeit ihren höchsten Stand seit
der Wiedervereinigung.

Wie schon in den Vorjahren hat die sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung 2017 stärker zugenommen als die Erwerbstätigkeit. Die übrigen
Formen der Erwerbstätigkeit z.B. geringfügige Beschäftigung oder
Selbstständigkeit waren weiterhin rückläufig. Im Juni 2017 waren 32,17 Mio.
Arbeitnehmer sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Das waren 722.000
mehr als ein Jahr davor. Die Konjunktur erklärt den kräftigen
Beschäftigungsanstieg nur zum Teil. Andere Faktoren wie der sektorale
Wandel, eine hohe Arbeitsmarktanspannung und Zuwanderung gewannen an
Bedeutung für die Beschäftigung und führten zu einem stabilen
Aufwärtstrend.

Arbeitskräftenachfrage



Der Bestand gemeldeter Arbeitsstellen lag im Jahresdurchschnitt 2017 bei
731.000. Das waren 75.000 mehr als im Vorjahr. Die meisten Stellenangebote
richteten sich 2017 an Arbeitskräfte in den Bereichen Verkehr und Logistik,
Verkauf, Metall, Maschinen- und Fahrzeugtechnik, Energie- und
Elektrotechnik sowie Gesundheit.

Der BA-X, ein saisonbereinigter Indikator für die Nachfrage nach
Arbeitskräften in Deutschland, zeichnete sich 2017 durch ein nahezu
kontinuierliches Wachstum aus und befindet sich zum Jahresende mit 256
Punkten auf Höchstniveau. Der Vorjahreswert wird um 31 Punkte übertroffen.

Trotz der gestiegenen Nachfrage nach Arbeitskräften kann man nach wie vor
nicht von einem flächendeckenden Fachkräftemangel sprechen. Gleichwohl
zeigen sich eine allgemeine Anspannung und Engpässe in einzelnen
technischen Berufen, bei Bauberufen sowie in einigen Gesundheits- und
Pflegeberufen.

Geldleistungen



Insgesamt 745.000 Personen erhielten 2017 durchschnittlich
Arbeitslosengeld, 42.000 weniger als 2016.

Die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten betrug nach
hochgerechneten Werten im Jahr 2017 im Rechtskreis SGB II rund 4.365.000.
Nach Rückgängen in den vergangenen Jahren ist damit ihre Zahl wieder leicht
gestiegen. Dabei geht der Anstieg hauptsächlich auf Staatsangehörige der
acht Hauptherkunftsländer von Schutzsuchenden zurück. 2017 waren im
Rechtskreis SGB II durchschnittlich 1.677.000 Personen (66 Prozent aller
Arbeitslosen) arbeitslos gemeldet. Ein Großteil der Arbeitslosengeld 
II-Bezieher ist nicht arbeitslos gemeldet. Das liegt daran, dass diese
Personen erwerbstätig sind, kleine Kinder betreuen, Angehörige pflegen oder
sich noch in der Ausbildung befinden.



Den ausführlichen Jahresrückblick 2017 finden Sie im Internet unter:

http://statistik.arbeitsagentur.de

Informationen zum Hörfunkservice der Bundesagentur für Arbeit finden Sie im
Internet unter: 

www.ba-audio.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 02 vom 03.01.2018

Bundesagentur für Arbeit, Presseteam

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de
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ARBEIT/2760: Der Arbeitsmarkt im Dezember 2017 (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 3. Januar 2018

Der Arbeitsmarkt im Dezember 2017:

Deutlicher saisonbereinigter Rückgang der Arbeitslosigkeit



"Der Arbeitsmarkt hat sich im Dezember 2017 sehr gut entwickelt: die Zahl
der arbeitslosen Menschen ist weniger gestiegen als saisonal üblich, die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung und die Nachfrage der Betriebe
nach neuen Mitarbeitern steigen auf hohem Niveau weiter kräftig an.", sagte
der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA), Detlef Scheele,
heute anlässlich der monatlichen Pressekonferenz in Nürnberg.

Arbeitslosenzahl im Dezember: +17.000 auf 2.385.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -183.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: unverändert bei 5,3 Prozent

Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit


Die Zahl der arbeitslosen Menschen ist von November auf Dezember durch die
einsetzende Winterpause um 17.000 auf 2.385.000 gestiegen. Bereinigt um die
saisonalen Einflüsse hat die Arbeitslosigkeit deutlich abgenommen und zwar
um 29.000 im Vergleich zum Vormonat. Gegenüber dem Vorjahr waren 183.000
weniger Menschen arbeitslos gemeldet.

Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in entlastenden
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und in kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit
mitzählt, ist saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 23.000 gesunken.
Insgesamt belief sich die Unterbeschäftigung im Dezember 2017 auf
3.377.000 Personen. Das waren 165.000 weniger als vor einem Jahr. Damit ist
sie im Vorjahresvergleich weniger stark zurückgegangen als die
Arbeitslosigkeit. Das liegt daran, dass mehr - insbesondere geflüchtete -
Menschen gefördert wurden als im Vorjahr.

Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt ermittelte
Erwerbslosigkeit belief sich im November auf 1,50 Millionen und die
Erwerbslosenquote auf 3,4 Prozent.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung


Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung haben im
Vergleich zum Vorjahr weiter kräftig zugenommen. Nach Angaben des
Statistischen Bundesamtes ist die Zahl der Erwerbstätigen (nach dem
Inlandskonzept) im November saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um
50.000 gestiegen. Mit 44,74 Millionen Personen fiel sie im Vergleich zum
Vorjahr um 613.000 höher aus. Der Anstieg geht allein auf mehr
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zurück. Diese hat nach der
Hochrechnung der BA von September auf Oktober saisonbereinigt um 69.000
zugenommen. Insgesamt waren im Oktober nach hochgerechneten Angaben 32,79
Millionen Menschen sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Das waren
743.000 mehr als ein Jahr zuvor.

Arbeitskräftenachfrage



Die Nachfrage nach Arbeitskräften steigt auf anhaltend hohem Niveau weiter
an. Im Dezember waren 761.000 Arbeitsstellen bei der BA gemeldet, 103.000
mehr als vor einem Jahr. Saisonbereinigt hat sich die Nachfrage gegenüber
dem Vormonat um 18.000 erhöht. Der Stellenindex der BA (BA-X) - ein
Indikator für die Nachfrage nach Arbeitskräften in Deutschland - stieg im
Dezember 2017 um 6 Punkte auf 256 Punkte. Der Vorjahreswert wird um 31
Punkte übertroffen.

Geldleistungen



Insgesamt 707.000 Personen erhielten im Dezember 2017 Arbeitslosengeld,
50.000 weniger als vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag
im Dezember bei 4.272.000. Gegenüber Dezember 2016 war dies ein Rückgang
von 51.000 Personen. 7,8 Prozent der in Deutschland lebenden Personen im
erwerbsfähigen Alter waren damit hilfebedürftig.



Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

http://statistik.arbeitsagentur.de

Informationen zum Hörfunkservice der Bundesagentur für Arbeit finden Sie im
Internet unter:

www.arbeitsagentur.media

 * 
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Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 01 vom 03.01.2018

Bundesagentur für Arbeit, Presseteam

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg
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TELEKOMMUNIKATION/835: Rund 290.000 Verbraucheranfragen und -beschwerden zu Telekommunikationsfragen (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 28. Dezember 2017

Rund 290.000
Verbraucheranfragen und -beschwerden zu Telekommunikationsfragen

Präsident Homann: "Zahl der Verbraucherbeschwerden erreicht neuen
Höchststand"



Die Bundesnetzagentur hat bis Dezember 2017 rund 290.000
Verbraucherbeschwerden zum Telekommunikationsbereich erhalten. Im Jahr
2016 waren es 220.000 Beschwerden.

"Nie zuvor haben sich so viele Verbraucher bei der Bundesnetzagentur
beschwert wie in diesem Jahr", sagt Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur. "Die hohe Zahl der Anfragen zeigt, dass die
Bundesnetzagentur bei Telekommunikationsthemen als Behörde für
Verbraucherfragen wahrgenommen wird und auch das Vertrauen der
Verbraucher genießt. Oft können wir konkret helfen, zum Beispiel wenn
beim Wechsel des Anbieters Probleme auftreten. Gegen
Rufnummernmissbrauch und unerlaubte Telefonwerbung gehen wir
konsequent vor."

Rufnummernmissbrauch

Im Jahr 2017 sind über 160.000 schriftliche Beschwerden und Anfragen
zum Missbrauch von Rufnummern eingegangen. Zu dessen Bekämpfung hat
die Bundenetzagentur im Jahr 2017 rund 700 Rufnummern abgeschaltet und
in 69 Fällen Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbote verhängt.

Besonders hoch ist zum Jahresende das Beschwerdeaufkommen zu
Ping-Anrufen. Seit Oktober 2017 sind bisher 60.000 schriftliche
Beschwerden eingegangen. Von Beginn des Jahres bis einschließlich
September 2017 waren es rund 15.000 Beschwerden. Um Verbraucher vor
teuren Rückrufen infolge von Ping-Anrufen zu schützen, hat die
Bundesnetzagentur im Dezember angeordnet, dass in Mobilfunknetzen für
bestimmte internationale Vorwahlen eine kostenlose Preisansage
geschaltet werden muss.

Unerlaubte Telefonwerbung

Die Zahl der Beschwerden zu unerlaubter Telefonwerbung ist, wie
bereits in den Vorjahren, weiter deutlich angestiegen. Bis Ende
November 2017 gingen über 52.000 schriftliche Beschwerden ein. Im
vergangenen Jahr waren es rund 29.000 Fälle. Wegen unerlaubter
Telefonwerbung wurden im Jahr 2017 insgesamt Bußgelder in Höhe von
knapp 1,2 Millionen Euro verhängt. Im Jahr 2016 waren es 900.000 Euro,
im Jahr 2015 rund 460.000 Euro.

Die Bundesnetzagentur hat in diesem Jahr auch erstmals das
höchstmögliche Bußgeld für unerlaubte Werbeanrufe von 300.000 Euro
gegen ein Energieunternehmen verhängt, das mehrere tausend Verbraucher
in massiver und höchst manipulativer Form über einen langen Zeitraum
belästigt hatte. Außerdem konnte die Bundesnetzagentur erfolgreich
gegen ein Unternehmen vorgehen, das insbesondere Senioren angerufen
hatte, um diesen beispielsweise einen Hausnotruf anzubieten.

Anfragen im Verbraucherservice

Beim Verbraucherservice Telekommunikation der Bundesnetzagentur sind
im Jahr 2017 rund 78.000 Anfragen und Beschwerden eingegangen.
Störungen von Teilnehmeranschlüssen sowie Probleme beim Umzug oder bei
der Neubereitstellung von Anschlüssen bilden dabei die Schwerpunkte
der Anfragen. Im Jahr 2017 wurde zudem auffällig häufig die mangelnde
Erreichbarkeit des Kundenservices der Anbieter beklagt.

Anbieterwechsel

Beim Anbieterwechsel sind die Beschwerdezahlen auf rund 17.000 Fälle
leicht gesunken. In etwa 3.000 Fällen musste die Bundesnetzagentur in
Form von Eskalationsverfahren bei den Unternehmen sicherstellen, dass
der Wechsel des Anbieters möglichst zügig abgeschlossen wird. In
diesen Fällen war es zu einer Versorgungsunterbrechung gekommen, die
länger als einen Kalendertag andauerte. Die Zahl der
Eskalationsverfahren ist gegenüber dem Vorjahr stabil.

Der Anteil der Anbieterwechsel, die fehlerbehaftet sind und die bei
der Bundesnetzagentur eskaliert werden, dürfte damit bei
Festnetzanschlüssen deutlich unter einem Prozent liegen. Über 99
Prozent der Anbieterwechsel verlaufen reibungslos.


Der Verbraucherservice der Bundesnetzagentur ist unter:

www.bundesnetzagentur.de/tk-formular erreichbar.

Die Bundesnetzagentur empfiehlt, dass Verbraucher, die durch
unerlaubte Werbeanrufe belästigt werden oder von Rufnummernmissbrauch
betroffen sind, dies der Bundesnetzagentur melden. Hierzu können
folgende Online-Beschwerdeformulare genutzt werden:

www.bundesnetzagentur.de/tk-beschwerde.

Die Behörde ist bei ihren Ermittlungen auf diese möglichst genauen
Informationen der Verbraucher angewiesen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.12.2017

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2071: Dialog- und Solidaritätsreise von Erzbischof Schick nach Kuba (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 03.01.2018

Dialog- und Solidaritätsreise von Erzbischof Schick nach Kuba

Pastorale Fragen und Bildungsarbeit im Vordergrund



Der Vorsitzende der Kommission Weltkirche der Deutschen Bischofskonferenz,
Erzbischof Dr. Ludwig Schick (Bamberg), reist vom 7. bis 11. Januar 2018 zu
einem Solidaritätsbesuch nach Kuba. Dort wird er sich über die Situation
der Kirche und das Leben der katholischen Christen in dem sozialistisch
regierten Land in der Karibik informieren. Dabei werden pastorale Fragen,
die Bildungs- und Medienarbeit der Kirche sowie die Hilfsaktionen nach
großen Katastrophen wie dem Hurrikan "Irma" im September 2017 im
Vordergrund stehen.

Während der Reise wird Erzbischof Schick unter anderem mit dem Ständigen
Rat der Kubanischen Bischofskonferenz, mit dem Apostolischen Nuntius,
Erzbischof Giorgio Lingua, sowie dem Botschafter der Bundesrepublik
Deutschland, Thomas Karl Neisinger, zusammentreffen. Auch stehen Gespräche
mit Vertretern der Caritas, der Ordensgemeinschaften und der katholischen
Verbände auf dem Reiseprogramm. Mit mehreren Kirchengemeinden wird
Erzbischof Schick Gottesdienste feiern.

Erzbischof Schick wird auf seiner Reise vom Hauptgeschäftsführer des
katholischen Lateinamerika-Hilfswerks Adveniat, Pater Michael Heinz SVD,
begleitet. Seit Jahrzehnten pflegt Adveniat gute Kontakte zu einer Vielzahl
von kirchlichen Projektpartnern in Kuba.

Nach dem Besuch von Papst Franziskus in Kuba im Jahr 2015 zeichnete sich
eine leichte Entspannung im Verhältnis zwischen der Kirche und der
Regierung von Präsident Raúl Castro ab. Gleichwohl sind Festnahmen
politisch Andersdenkender an der Tagesordnung. Auch die wirtschaftliche
Blockade durch die USA trifft die Bevölkerung hart.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 001 vom 3. Januar 2018

Herausgeber: P. Dr. Hans Langendörfer SJ,

Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn
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SCHACH-SPHINX/06434: Lieber taktieren als positionieren (SB)


Partien zwischen zwei Positionsspielern sind jedermanns Sache nicht.
In den langatmigen, undurchsichtigen Plänen kommt selten etwas ans
Licht, daran sich der Laie erfreuen könnte, und selbst den
Kommentatoren fällt es nicht selten schwer, eine gerade Linie im
Verschanzen beider Spieler aufzudecken. Ach, wie schön, daß es auch
das andere Extrem gibt. Wenn der Blitz in die Stellung einschlägt, die
Königsburg in Flammen steht und der flüchtende Monarch auf offenem
Feld niedergetreckt wird, fühlt sich noch der blutigste Anfänger
irgendwie zu Hause. Ja, sagt er dann hinterher, man gewinnt durch
Figurenopfer! Viktor Kortschnoj ist solch ein Haudegen auf dem Brett.
Seine Partien sind selten von der Blässe positioneller Langeweile
angekränkelt. Und das aus gutem Grund, wie sein Ex-Landsmann aus der
Schachhochburg Leningrad, Boris Spasski, einmal treffend feststellte:
"Wenn er eine schwierige Stellung beurteilen soll, liegt Kortschnoj
immer falsch!" Nun, ganz so drastisch würde Spasski heutzutage sein
Urteil über den Wahlschweizer nicht fällen. Richtig ist freilich, daß
sich Kortschnoj immer schon da pudelwohl fühlte, wo kalkuliert und
kombiniert werden mußte wie im heutigen Rätsel der Sphinx, wo er auf
einen nicht minderen Taktikfuchs traf. Efim Geller hatte an jenem Tag
auf der UdSSR-Meisterschaft jedoch ein taktisches Staubkorn im Auge,
als er 1.e6-e7 zog und damit den schwarzen Angriff ganz eindeutig
unterschätzte. Also, Wanderer, wie stellte Kortschnoj seinen
Kontrahenten vor die leidige Wahl: Matt oder Damenverlust?






[image: SCHACH-SPHINX/06434: Lieber taktieren als positionieren (SB)]



Geller - Kortschnoj

UdSSR 1960


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der kubanische Großmeister Nogueiras hatte ganz offensichtlich aufs
falsche Pferd gesetzt. Alexander Beljawski ließ sich jedenfalls nicht
narren und beendete die Scharade mit 1...Sf6xd5! 2.Lg5xe7 Sd5xe7 3.Le2-
f3 Th8-f8 4.Lf3-g2 Le5-d6 5.Tf1-e1 Tf8-f6 6.f2-f4 Ld6xa3 7.g3-g4 Lg6-
f7 8.Dc4-a4 La3-c5+ Weiß gab auf, ehe er langsam vom materiellen
Übergewicht des Russen zerdrückt wurde.



Erstveröffentlichung am 8. Januar 2005

3. Januar 2018
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2223: Weltergewicht - Kühne Prognose vor dem Comeback ... (SB)




Amir Khan will bei seiner Rückkehr die Konkurrenz aufmischen

Der britische Weltergewichtler Amir Khan hat seit seiner Niederlage
gegen Saul "Canelo" Alvarez im Mai 2016 nicht mehr im Ring gestanden.
Damals war er zwei Limits aufgestiegen, um sich in einem hochdotierten
Kampf des Mittelgewichts mit dem mexikanischen Star zu messen. Trotz
seiner körperlichen Unterlegenheit bot er zunächst eine ausgezeichnete
Vorstellung, bis er in der sechsten Runde von einem Volltreffer
niedergestreckt wurde. Danach standen ihm diverse Gelegenheiten offen,
seine Karriere fortzusetzen, von denen er jedoch keinen Gebrauch
machte. Es mehrten sich Stimmen, die seine Neigung zum Boxsport in
Zweifel zogen und dafür seine häufigen Reisen und Auftritte im
Reality-Fernsehen zum Beleg anführten. Auch wurden familiäre Probleme
publik, die ihn zeitweise voll und ganz in Beschlag zu nehmen
schienen.

Nun hat sich der 31jährige Brite mit der Ankündigung zurückgemeldet,
er wolle 2018 das Weltergewicht aufmischen und sich mit Keith Thurman,
Danny Garcia, Lamont Peterson, Errol Spence und Adrien Broner messen.
Zunächst aber plane er einen Aufbaukampf im März, um sich wieder in
Schwung zu bringen. Khan, der 31 Auftritte gewonnen und vier verloren
hat, ist eigenen Angaben zufolge bereit, mit Volldampf zu Werke zu
gehen. Wie er hervorhebt, verfüge in dieser Gewichtsklasse niemand
über die Größe, Schlagwirkung und Schnelligkeit, die "Canelo" gegen
ihn ins Feld geführt hat. [1]

Der erste Kampf soll in England über die Bühne gehen, wo der aus einer
Familie pakistanischer Einwanderer stammende Khan zuletzt 2013
aufgetreten ist. Damals behielt er in Sheffield umstritten nach
Punkten gegen Julio Diaz die Oberhand, der als Außenseiter galt, gegen
den der Brite sein Talent demonstrieren wollte. Diaz erzielte jedoch
in der vierten Runde einen Niederschlag und erschütterte den Favoriten
einige weitere Male, wie er auch über weite Strecken das Geschehen
dominierte. Nach Einschätzung vieler Experten kam der Punktsieg für
Khan einem großzügigen Heimbonus gleich. [2]

Die optimistische Einschätzung, er könne nun trotz seiner langen
Abwesenheit fast auch Anhieb zum Durchmarsch ansetzen, ist mit
Vorsicht zu genießen. Um Errol Spence oder Keith Thurman in die
Schranken zu weisen, die derzeit als führende Repräsentanten des
Weltergewichts gelten, bedarf es sicher einer gründlicheren
Vorbereitung, als sie Khan derzeit vorschwebt. Er hat 2011 gegen
Lamont Peterson und 2012 gegen Danny Garcia verloren, so daß er gut
beraten wäre, zumindest mit einem von beiden eine Revanche
anzustreben. Da Peterson am 20. Januar auf Errol Spence trifft und
dabei höchstwahrscheinlich den kürzeren zieht, wäre das wohl ein
geeigneter Prüfstein, anhand dessen der Brite sein aktuelles
Leistungsvermögen einschätzen könnte.

Es wurde jedenfalls höchste Zeit für Amir Khan, seine unterbrochene
Karriere wieder aufzunehmen, wenn er sie nicht ruinieren wollte. Nur
wenigen Weltergewichtlern ist es gelungen, dem Ring zwei Jahre
fernzubleiben und bei ihrer Rückkehr noch einmal auf höchstem Niveau
zu kämpfen. Immerhin ist der Brite noch jung und vermutlich auch
schnell genug, um dieses Wagnis mit Erfolg einzugehen. Der legendäre
Sugar Ray Leonard legte seinerzeit mehrere lange Pausen ein und bot
nach seiner Rückkehr im Kampf mit hochklassigen Kontrahenten wie
Marvin Hagler überzeugende Leistungen. Das könnte auch Khan gelingen,
wobei sich bei ihm vor allem die Frage stellt, ob ihm dieses Metier
noch immer so viel bedeutet, daß er mit aller Entschiedenheit zu Werke
geht.

Wie der Brite versichert, sei er hoch motiviert, wieder an die Arbeit
zu gehen und noch einmal Weltmeister zu werden. Jetzt gebe es keine
Entschuldigung mehr, sei diese Gewichtsklasse doch reich an namhaften
Rivalen, die nur darauf warteten, von ihm in die Tasche gesteckt zu
werden. Das klingt fast so, als müsse Khan sich in Stimmung reden und
für etwas begeistern, wozu er im Grunde gar keine Lust mehr hat.
Gerade weil es zutrifft, daß das Weltergewicht auch nach dem Abschied
Floyd Mayweathers zu den am stärksten besetzten Limits zählt, dürfte
der Brite alle Hände voll zu tun haben, wenn er sich mit gefährlichen
Kontrahenten auseinandersetzt. Denkt man zurück an seinen Kampf gegen
Chris Algieri im Mai 2015, dessen Schlagwirkung sich in engen Grenzen
hält, gab der New Yorker doch in der zweiten Hälfte eindeutig den Ton
an, so daß Khan am Ende über seinen Punktsieg froh sein konnte.

Daß er sich "Canelo" geschlagen geben mußte, kann man ihm hingegen
kaum anlasten, da die allermeisten Weltergewichtler an dem physisch
weit überlegenen Mexikaner scheitern würden, der zu den besten
Akteuren im Mittelgewicht gehört. Khan ist bis heute der Überzeugung,
daß er wahrscheinlich nach Punkten gewonnen hätte, wäre es ihm nur
gelungen, sich keinen derart schweren Treffer einzuhandeln. Abwegig
ist das nicht, da Alvarez in der ersten Hälfte des Kampfs
beträchtliche Probleme mit dem beweglichen Briten hatte. Von den
anderen namhaften Weltergewichtlern hätten wohl nur Errol Spence,
Keith Thurman, Shawn Porter und Terence Crawford gewisse Aussichten,
es mit "Canelo" aufzunehmen. Spence würde ihm eine Schlacht
aufzwingen, Porter enormen Druck entfalten, Thurman mit schnellem
Vorstoß und Rückzug arbeiten, Crawford dem Vorbild Mayweathers folgen
und den Mexikaner auskontern.

Was hinsichtlich "Canelos" hypothetische Erwägungen bleiben, bekäme
Amir Khan am eigenen Leib zu spüren, würde er sich mit den genannten
Kontrahenten messen. Errol Spence wäre er kaum gewachsen, zumal der
IBF-Weltmeister angreift, als kenne er keine Furcht, und mit enormer
Wucht auch zum Körper schlägt. Thurman sollte er ebenfalls lieber
später als früher in die Quere kommen, da sich ihre Kampfesweisen
ähneln, der WBA/WBC-Champion jedoch bei seinen schnellen Angriffen
nicht nur punkten, sondern auch Niederschläge herbeiführen kann.
Fehlende Praxis im Ring nach einer ausgiebigen Pause ist kein Manko,
das sich durch bloßes Warmlaufen beheben ließe. Es gehört sehr viel
mehr dazu, sich wieder mit einer Situation zu konfrontieren, der man
sich am allerwenigsten aussetzen möchte. Und dies um so mehr bei
Gegnern wie Spence oder Thurman, die sich, jeder auf seine Art, für
unbesiegbar halten, weil sie noch nie den kürzeren gezogen haben und
gefürchtet werden.

Im Grunde genommen wäre Amir Khan weit besser beraten, bis ins
Halbweltergewicht hinunterzugehen, wenn er es denn schaffen würde,
ohne Substanzverlust so leicht zu werden. Wenn überhaupt, dann hätte
er dort die Chance, aufzuräumen und sich einen Gürtel zu sichern, da
die Konkurrenz deutlich schwächer als im höheren Limit ist. Terence
Crawford ist ins Weltergewicht aufgestiegen, Mikey Garcia macht nur
eine Stippvisite, um Sergej Lipinets den IBF-Titel abzunehmen, was ihm
wohl gelingen dürfte, um dann sofort wieder ins Leichtgewicht
zurückzukehren. Ansonsten ist niemand in Sicht, der auch nur annähernd
so talentiert wie die beiden zu Werke geht. Wohl fehlt es auch in
dieser Gewichtsklasse nicht an guten Boxern, die Khan vor Probleme
stellen würden, doch wären es längst nicht schier unüberwindliche wie
im Falle von Errol Spence und Keith Thurman. Da der Brite nach seiner
zweijährigen Pause aber vermutlich froh sein kann, wenn ihn die Waage
als Weltergewichtler durchgehen läßt, sind die letztgenannten
Erwägungen Schall und Rauch. Ob das auch für die kühne Prognose des
Briten gilt, der seinen arg strapazierten Ruf im Handstreich
aufpolieren will, wird das Jahr 2018 zeigen.


Fußnoten:

[1] http://www.boxingnews24.com/2018/01/khan-puts-thurman-147lb-division-notice/#more-251873

[2] http://www.boxingnews24.com/2018/01/khan-shock-news-next-10-days/#more-251952

3. Januar 2018
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SEMINAR/688: Unna - "Gelassen und selbstbewusst mit Klopfakupressur" am 13. Januar 2018


VHS-Aktuell: Gelassen und selbstbewusst mit Klopfakupressur

Samstagsworkshop der VHS am 13. Januar 2018



Kreisstadt Unna. Klopfakupressur ist eine Methode, um
Selbstbewusstsein zu steigern und besser mit belastenden Situationen
umzugehen. Die im Workshop vorgestellte Form der Klopfakupressur wurde
in den 1990er Jahren entwickelt und nutzt die seit 5.000 Jahren
bekannten chinesischen Meridiane. Durch das Beklopfen oder Berühren
bestimmter Punkte, verbunden mit Gedanken und Aufmerksamkeit, können
sich Empfindungen und Haltungen verändern. Dadurch entsteht Ruhe,
Gelassenheit und Selbstvertrauen in die eigene Persönlichkeit.
Diplom-Psychologin Barbara Frien stellt die Methode vor und leitet
Klopfübungen an, die individuell durchgeführt werden.

Das Seminar findet am Samstag, dem 13. Januar 2018, in der Zeit von
10.00 bis 16.00 Uhr im zib statt. Die Teilnahmegebühr beträgt 28,- Euro.
Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-714 oder
www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 22. Dezember 2017

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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VORTRAG/140: Gießen - Veranstaltungsreihe "Physik und Sport", 20.01.-10.02.2018


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

Physik und Sport

19. Auflage der beliebten Veranstaltungsreihe "Physik im Blick" der
Justus-Liebig-Universität Gießen - 400 Schülerinnen und Schüler der
Jahrgangsstufen 8 bis 13 erwartet 

Auftakt am 20. Januar 2018



Alle Weltrekorde im Sport wurden auf der Erde erzielt. Der
8,90-Meter-Weltrekord im Weit-sprung ("Sprung ins nächste
Jahrtausend") von Bob Beamon hatte Bestand von 1968 bis 1991. Viel
wird dabei der Höhenlage von Mexiko zugeschrieben. Warum? PD Dr.
Sophia Heinz, II. Physikalisches Institut, widmet sich in ihrem
Vortrag "Schneller, höher, weiter" der Frage, was sich ändern würde,
wenn man die Olympischen Spiele auf den Mond verlegen würde. Was
machen die Variation der Gewichtskraft und das Weglassen der
Atmosphäre aus? Die Referentin wirft diese und weitere spannende
Fragen auf, die zum Auftakt der 19. Auflage der beliebten
Veranstaltungsreihe "Physik im Blick" der Justus-Liebig-Universität
Gießen (JLU) am 20. Januar 2018 beantwortet werden.

Das Organisationsteam unter der Federführung von Prof. Dr. Peter J.
Klar am Fachbereich 07 - Mathematik und Informatik, Physik und
Geographie hat wiederum ein interessantes Vortragsprogramm mit
Experimenten und Diskussionen sowie einem Quiz vorbereitet. "Physik
und Sport" lautet in diesem Jahr der Titel der beliebten
Vorlesungsreihe für Schülerinnen und Schüler, die seit vielen Jahren
junge Leute für moderne physikalische Themen begeistert. An vier
aufeinanderfolgenden Samstagen vom 20. Januar bis zum 10. Februar 2018
findet die Vortragsreihe "Physik im Blick" jeweils von 10 bis 12 Uhr
im Wilhelm-Hanle-Hörsaal der Physikalischen Institute
(Heinrich-Buff-Ring 14, 35392 Gießen) statt. Eingeladen sind alle
Interessierten, insbesondere aber Schülerinnen und Schüler der
Jahrgangsstufen 8 bis 13, sowie ihre Lehrerinnen und Lehrer. Rund 400
Schülerinnen und Schüler werden auch diesmal wieder erwartet.

Prof. Dr. Christian Heiliger, Institut für Theoretische Physik, widmet
sich im zweiten Vortrag am 27. Januar 2018 den Sportarten Judo, Karate
und Co. In Kung-Fu-Filmen vollbringen die Darstellerinnen und
Darsteller unglaubliche körperliche Leistungen. Was ist davon echt? Wo
sind die Grenzen des physikalisch Möglichen? Wie muss man den
Handkantenschlag ausführen, damit man wirklich ein Brett oder gar
einen Betonklotz zerschlagen kann? Diesen und ähnliche Aspekte wird
Prof. Heiliger in seinem Vortrag beleuchten und diskutieren.

In vielen Sportarten werden Dinge geworfen oder geschossen. Aufgrund
verschiedenster physikalischer Effekte oder Tricks gehen die
Möglichkeiten, die Flugbahn des Objekts zu manipulieren, weit über den
schiefen Wurf eines Massepunktes hinaus. Welche diese zusätzlichen
Effekte sind und wie man sie einsetzt, wird Dr. Daniel Ebeling,
Angewandte Physik, am 3. Februar 2018 in seinem Vortrag unter dem
Titel "Erfolgsrezept schiefer Wurf: Warum Nowitzki immer trifft"
behandeln.

Mit Segeln Schiffe fortzubewegen, das machen Menschen schon seit
Jahrhunderten. Was sind die physikalischen Prinzipien dahinter? Wie
schafft man es, schneller zu segeln als der Wind? Wo sind die
physikalischen Grenzen? Diesen Fragen ist der letzte Vortrag der Reihe
unter dem Titel "Segelsport - Wie macht man ein Segelboot schnell?"
von Prof. Dr. Peter J. Klar, I. Physikalisches Institut, gewidmet.



Termine

Zeit: samstags, 20. Januar bis 10. Februar 2018, jeweils 10 bis 12 Uhr

Ort: Wilhelm-Hanle-Hörsaal der Physikalischen Institute, Heinrich-Buff-Ring 14, 35392 Gießen

Auftakt am 20. Januar 2018

Schneller, höher, weiter: Olympische Spiele auf dem Mond?

PD Dr. Sophia Heinz, II. Physikalisches Institut

27. Januar 2018

Judo, Karate und Co

Prof. Dr. Christian Heiliger, Theoretische Physik

3. Februar 2018

Erfolgsrezept schiefer Wurf: Warum Nowitzki immer trifft

Dr. Daniel Ebeling, Angewandte Physik

10. Februar 2018

Segelsport - Wie macht man ein Segelboot schnell?

Prof. Dr. Peter J. Klar, I. Physikalisches Institut

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-giessen.de/pib

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Lisa Dittrich, 02.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/308: Lippstadt - "Eine große Frau des Mittelalters - Hildegard von Bingen", 25.1.


Eine große Frau des Mittelalters - Hildegard von Bingen 

Der einzigartige Lebensweg der Visionärin



Lippstadt. Die Lebensgeschichte dieser außergewöhnlichen Frau ist am
25. Januar als Schauspiel von Susanne Felicitas Wolf mit Gesang und
Live-Schauspielmusik im Stadttheater Lippstadt zu sehen. Man darf
gespannt sein.

Kann eine Frau Gott näher sein als jeder Mann? Kann sie Visionen
empfangen, wie sie keinem Mann je zuteil geworden sind? Unmöglich.
Nicht nur in der patriarchalischen Welt des Mittelalters. Und doch
schien es so gewesen zu sein.

Zum Ende des 11. Jahrhunderts wird in Bermersheim am Rhein ein
schwächliches Mädchen mit Namen Hildegard geboren. Als zehntes Kind
adeliger Herkunft war ihr ein gottgeweihtes Leben vorbestimmt.
Niemand aber konnte ahnen, dass aus dem kränklichen Mädchen eine der
bedeutendsten Frauen der Weltgeschichte werden sollte.

"Gottes kleine Posaune", wie sie sich selbst nannte, blies den Großen
und Größten ihrer Zeit kräftig den Marsch. Und mit ihrem unglaublichen
Willen versetzte sie zwar keine Berge, aber sehr wohl Klöster. Trotz
immer wiederkehrender schwerer Erkrankungen, die sie als Prüfungen
betrachtete, war sie von nahezu unerschöpflicher Energie und
Aufmerksamkeit für alles, was sich im Lebendigen zeigt. Ihre Visionen
wurden zum Leitbild für ganze Generationen. Als Nonne, Äbtissin und
Autorin von bedeutenden theologischen Werken, als
Naturwissenschaftlerin, Ärztin und Komponistin wurde sie zu einer der
größten geistlichen Autoritäten des mittelalterlichen Europa.

Was trieb diese Frau an? Was gab ihr die Kraft, gegen alle
Konventionen und Widerstände ihren Visionen zu folgen, sich und ihrem
tiefen Glauben treu zu bleiben?

In Zusammenarbeit mit der Autorin Susanne F. Wolf (Bühnenadaption DIE
PÄPSTIN) entsteht ein Schauspiel, das den Lebensweg dieser
außergewöhnlichen Frau nachzeichnet: von den ersten Visionen über die
Konfrontation mit den kirchlichen Instanzen und weltlichen
Würdenträgern ihrer Zeit bis hin zur Erkenntnis von der Einheit der
Dinge. Im Stück verschmelzen belegte biographische Wirklichkeit und -
behutsam eingesetzte - fiktionale Elemente zu einem faszinierenden
Ganzen. Es entsteht eine spannende theatrale Annäherung an eine
Persönlichkeit, deren Namensbedeutung Programm scheint - Hildegard:
Kampf und Schutz.

Musik hatte für Hildegard eine ganz besondere Bedeutung: himmlische
Klänge als Ausdruck höchster Harmonie, die die Menschen Gott nahe
bringen. Diese Klänge werden ein zentraler Punkt des Stückes sein.
Eine hoch spirituelle, eine hochsensible Frau, von Beginn an
Außenseiterin, stellt sich zeitlebens ihren Ängsten, Unsicherheiten
und mannigfachen Herausforderungen. Hildegard überwindet Krisen und
verkündet ihre - höhere - Wahrheit. Um dieser zu folgen, widerspricht
sie, kritisiert und rüttelt auf, vom Klerus bis zum Kaiser.
Visionen, Wunderheilungen, Erkenntnisse, verzweifelte Ausbrüche:
Hildegard, eine Begnadete, Begabte, Lodernde, verlangt sich und ihren
Mitmenschen alles ab. Unermüdlich, ungebrochen und hingebungsvoll bis
zuletzt geht sie ihren einzigartigen Weg. Ein Stück über Liebe,
Glauben, Wahrheit und beeindruckende Menschlichkeit.

Die Autorin, Dramaturgin und Regisseurin Susanne Felicitas Wolf stammt
aus Mainz und lebt in Wien. Sie war an Theatern wie dem Schauspiel
Frankfurt, dem Volkstheater Wien und dem Schauspielhaus Wien engagiert
und hat Texte bzw. Theaterstücke unter anderem für das Schauspielhaus
Wien, die Komische Oper Berlin und das Volkstheater Wien geschrieben.
Von ihr stammt auch die Bühnenfassung für die Produktion DIE PÄPSTIN,
für die theaterlust mit dem Inthega-Preis DIE NEUBERIN 2014
ausgezeichnet wurde.

Inszenierung: Thomas Luft

Musik: Cornelia Melián, Georg Karger

Gesang und Einstudierung Chor

mit: Cornelia Melián

Bühne: Barbara Fumian (i.V.)

Kostüm: Sarah Silbermann (i.V.)

Lichtgestaltung: Thomas Niedermaier

Zu dieser Veranstaltung gibt es um 19.15 Uhr im Zuschauerraum eine
Stückeinführung mit Linda Keil.

theaterlust
Dauer: ca. 2 Stunden 20 Minuten inklusiv Pause 

Termin: Donnerstag, 25. Januar 2018, 20 Uhr 

Ort: Stadttheater Lippstadt 

Preise: Euro 22,- / 20,- / 18,- / ermäßigt: Euro 11,- / 10,- /
9,- 

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 22. Dezember 2017

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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KLEINKUNST/788: Herten - Herbert Knebels Affentheater am 19. Januar 2018


"Rocken bis qualmt" - Herbert Knebels Affentheater bei 7nach8

Das Jubiläums-Musikprogramm mit Gastmusikern



Herten. Nur für kurze Zeit, von Sommer 2017 bis Sommer 2018, und nur
an wenigen, ausgewählten Orten in Deutschland präsentiert Herbert
Knebels Affentheater mit dem Musikprogramm "Rocken bis qualmt", die
größten Hits aus den verschiedenen Programmen. So auch am Freitag, 19.
Januar 2018, um 20 Uhr in der Rosa-Parks-Schule in Herten. Als
musikalische Verstärkung konnten Henjek und Stenjek Popolski, die
Bläsersektion der Familie Popolski, verpflichtet werden. Karten sind
ab sofort erhältlich.

Die rüstige Rentnerband feiert aktuell ihr 25-jähriges Bühnenjubiläum
und wer Herbert Knebels Affentheater kennt, weiß auch, dass hier
Musik, insbesondere Rock'n'Roll eine große Rolle spielt. So wurden die
Herren oft gefragt, warum sie nicht mal ein reines Musikprogramm
machen? Dieser Wunsch, der in den letzten Jahren immer wieder von
verschiedenen Seiten geäußert wurde, wird nun mit dem Programm "Rocken
bis qualmt" erfüllt.

Dies ist kein neues Affentheater-Programm, sondern nach "Männer ohne
Nerven" und neben dem aktuellen Soloprogramm "Im Liegen geht's" ein
reines Musikprogramm, aber wie immer äußerst witzig und vergnüglich.
Ein Wiedersehen und Wiederhören mit tollen Songs aus den letzten 25
Jahren wie "Rentner Love", "Auf'm Heimweg zu schnell", "Papa war bei
de Rolling Stones", "Elli", "Lola", "Rauch ausse Wohnung" und vielen
mehr.

Eintrittspreise

Der Eintritt beträgt 29 Euro im Vorverkauf und 34 Euro an der
Abendkasse. Ermäßigte Tickets kosten 17 Euro.

Kartenvorverkauf

Glashaus Herten, Hermann Str. 16, 45699 Herten, Tel.: (0 23 66) 303
232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel.: (0 23
61) 1 70 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel.: (0 23 66) 18 11 60

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Weitere Informationen

Kulturbüro Herten, Bettina Hahn, Tel.: (0 23 66) 303 179, 

www.herten.de

www.herbertknebelsaffentheater.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 22. Dezember 2017

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/239: Bielefeld - "Das Molekül" am 14. Januar 2018


Das Molekül - Musical von William Ward Murta

Deutsch von Thomas Winter (Buch), William Ward Murta und Constanze
Grohmann (Songtexte)



Can-Can-tanzende Atome? Die Biologiestunde - das Musical? Nein, das
neue Bühnenwerk aus der Feder von Bielefelds Musicalspezialisten
William W. Murta widmet sich einem durchaus ernstzunehmendem Thema:
Die sensationelle Entschlüsselung der DNA Anfang der 1950er-Jahre und
die Entwicklung der Gentechnologie rund ein halbes Jahrhundert später.
Genauer gesagt: den Menschen, die hinter dieser Forschung steckten.
Die Visionen verfolgten, dabei von Liebe, Hass, Eitelkeiten,
Vorurteilen und Ängsten abgelenkt wurden und neben bahnbrechenden
Entdeckungen auch Fehlentscheidungen trafen. Nicht untypisch für das
Bühnenpersonal eines Musicals.

Bei Das Molekül klingen ganz en passant Themen an, die nach wie vor
brisant sind: Was bedeuten diese Entdeckungen für die Menschheit?
Medizinischen Fortschritt? Bessere Krimis? Oder gehen sie doch einen
Schritt zu weit in die ethische Grauzone, Stichwort »Der Mensch als
Bausatz«? William W. Murta, der nach Starry Messenger und The Birds of
Alfred Hitchcock bereits das dritte große Musical für das Theater
Bielefeld schreibt, zieht alle Register seiner Broadwayaffinen
musikalischen Handschrift und legt seinen Protagonisten bewegende
Songs in die Kehle.

Ort: Stadttheater, Niederwall 27, 33602 Bielefeld

Internet:theater-bielefeld.de/veranstaltung/das-molekuel.html 


Termin: 14.01.2018, 19:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/238: Lippstadt - "Hairspray - bunt und laut" am 18.1.2018


Hairspray - bunt und laut

Musical mit Songs der "Golden Sixties"



Lippstadt. Mit viel Traute, Haarspray im voluminösen Haar, weiblichen
Rundungen und unbändiger Tanzfreude wird die aus Baltimore stammende
Tracy Anfang der 1960ern zum TV-Teenie-Idol. Grandiose Sixties-Songs
und ein rhythmisch-musikalischer Mix aus Motown, Rhythm and Blues und
Rock'n'Roll machen "Hairspray" zu einem hinreißenden Wohlfühl-Musical
für die ganze Familie!

Hat Glück und Erfolg etwas mit Gewicht oder Hautfarbe zu tun? - Nein,
findet die mollige Tracy und verfolgt nicht nur erfolgreich ihren
großen Traum vom TV-Auftritt, sondern setzt sich auch in den USA der
1960er für die Gleichberechtigung Schwarzer ein. Kein leichtes
Unterfangen, wenn man bedenkt, dass die strikte Rassentrennung sich
bis ins Fernsehen hinein fortsetzt; in Tracys Lieblings-Fernsehshow
dürfen nämlich schwarze Tänzerinnen und Tänzer den Bildschirm nicht
mit weißen teilen. Und wenn es nach Produzentin Velma ginge, würden
auch Menschen mit dralleren Formen keine Chance beim Casting bekommen,
sondern nur Personen, die dem gängigen Schönheitsideal entsprechen -
wie z. B. ihre ambitionierte Tochter Amber. Aber da haben Velma und
Amber die Rechnung ohne Tracy gemacht, die mit Talent, Charme und
Chuzpe überzeugen kann. Nur bei Ambers Freund Link bekommt Tracy
weiche Knie. Doch steht der überhaupt auf pfundige Frauen?

Termin: Donnerstag, 18. Januar 2018, 20 Uhr 


Ort: Stadttheater Lippstadt 


Preise: Euro 30,- / 28,- / 26,- / ermäßigt: Euro 15,- /

14,- / 13,-


Dauer: ca. 2,5 Stunden inklusiv Pause


Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 26. Dezember 2017

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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SCHAUSPIEL/1123: Wiesbaden - »Die Antigone des Sophokles«, Premiere 20., Termine 26. und 27.01.2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

»Die Antigone des Sophokles«

Nach der Hölderlinschen Übertragung für die Bühne bearbeitet von
Bertolt Brecht

Premiere am 20. Januar 2018 um 19.30 Uhr im Kleinen Haus

Die beiden nächsten Vorstellungstermine: 26. und 27. Januar 2018,
jeweils um 19.30 Uhr



Manfred Karge, als Schauspieler, Autor und Regisseur eine der
prägenden Persönlichkeiten des deutschsprachigen Theaters, inszeniert
erstmals am Hessischen Staatstheater Wiesbaden. In den späten 1960er
Jahren begann er seine Regiekarriere am Berliner Ensemble, der
Theatergründung Bertolt Brechts, mit Stücken dieses Autors und mit den
»Sieben gegen Theben« des Aischylos. Nun, ein halbes Jahrhundert
später, inszeniert er mit der »Antigone« die inhaltliche Fortsetzung
des Aischylos-Stoffes in der Bearbeitung von Brecht - in Wiesbaden
wird also die Rundung der Werkbiographie Manfred Karges vollzogen.

Karge selbst, der dem Stück noch ein eigenes Satyrspiel und einen
Epilog beigegeben hat, sc hreibt über Brechts Bearbeitung: »'Ungeheuer
ist viel. Doch nichts / Ungeheurer als der Mensch.' Diese Worte aus
Friedrich Hölderlins Übersetzung des griechischen Klassikers sind
seither sprichwörtlich und fassen das Geschehen des Stückes in einem
Vers. In der Familien-Saga um den Tyrannen Kreon herrschen Krieg und
Gewalt, Raub, Mord und Totschlag, Rache und Verrat. Aber in der
Gestalt der Antigone steht auch 'die Menschlichkeit groß auf'.«

Regie Manfred Karge

Bühne Gisbert Jäkel

Kostüme Jessica Karge

Musik Tobias Schwencke

Dramaturgie Wolfgang Behrens

Weitere Vorstellungstermine und mehr Informationen finden Sie unter
www.staatstheater-wiesbaden.de

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL - DRAMA/080: Bielefeld - Goethes "Werther" am 23. und 27.1.2018


Werther

Lyrisches Drama in vier Akten nach Johann Wolfgang von Goethe

Dichtung von Edouard Blau, Paul Milliet und Georges Hartmann // In
französischer Sprache mit deutschen Übertiteln



Der junge Dichter Werther ist hingerissen von Charlotte.
Leidenschaftlich steigert er sich in seine Emotion hinein - zu seinem
und ihrem Unglück. Denn sie fühlt sich an ihr Versprechen gebunden,
den erfolgreichen Geschäftsmann Albert zu heiraten. Verzweifelt
fordert Charlotte den liebeskranken Dichter auf, Abstand zu suchen.
Doch ausgerechnet zum Weihnachtsfest bittet sie ihn, zurückzukehren.
Während in Deutschland die geradezu sakrale Verehrung des
Dichterfürsten Goethe Adaptionen seiner Werke beinahe unmöglich
machte, konnten französische Komponisten ungenierter zur Tat
schreiten.

Den wohl berühmtesten Selbstmord der Literaturgeschichte verwandelte
Jules Massenet in eine lyrische Oper. Auf einer Deutschlandreise
verschlang Massenet gebannt Goethes Briefroman Die Leiden des jungen
Werther: »Ich konnte mich nicht von der Lektüre jener brennenden
Briefe losreißen, in denen sich die Gefühle der größten Leidenschaft
widerspiegelten. Was für aufwühlende Szenen, was für fesselnde Bilder
muss das ergeben!« Wenngleich heute nicht mehr zu befürchten steht,
dass durch den Roman oder die Oper eine Welle von Suiziden
liebeskranker Jugendlicher ausgelöst wird wie bei Erscheinen des
Romans, so bleiben die unbedingten Emotionen der verzweifelt Liebenden
doch zeitlos und berührend. Massenet gab den tiefen Seelenregungen
Werthers eine sinnlich-kantable Tonsprache, deren poetischem Zauber
sich, wie Charlotte, auch kaum ein Zuhörer zu entziehen vermag.

Ort: Stadttheater


Niederwall 27, 33602 Bielefeld


Termine: 23.1. um 20.00 Uhr und 27.1.2018 um 19.30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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FRAGEN/008: Mit politischen Kampagnen die Ausbeutung beenden (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2017

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Mit politischen Kampagnen die Ausbeutung beenden

Interview mit Prof. Dr. Bernd Ladwig von Christina Ledermann



Prof. Dr. Bernd Ladwig ist Professor für politische Theorie und
Philosophie am Otto-Suhr-Institut für Politikwissenschaft an der
Freien Universität Berlin. Er beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit
Fragen der Menschenrechte. Derzeit arbeitet er darüber hinaus an
einem Buch zum Thema Menschen- und Tierrechte. Wir sprachen mit ihm
über unsere Verantwortung gegenüber Tieren, über das Verhältnis von
Bio-Landwirten und Tierrechtlern und über politisch harte Nüsse bei
der anstehenden Bundestagswahl.


Herr Prof. Ladwig, der Schwerpunkt Ihrer wissenschaftlichen
Arbeit liegt im Bereich Menschenrechte, Menschenwürde und
Gerechtigkeit. Aktuell beschäftigen Sie sich aber auch mit
Tierrechten. Wie kam es dazu?

Das liegt daran, dass ich bei der Beschäftigung mit Menschenrechten
den Eindruck gewonnen habe, dass die Begründung von Menschenrechten
nicht nur für Menschen gilt, sondern letztlich für alle Wesen, die
empfindungsfähig sind und eigene Interessen haben. Mit den Tieren
teilen wir beispielsweise alle auf Leiden bezogenen Interessen. Auch
das Interesse am Weiterleben ist eines, das wir prinzipiell allen
empfindungsfähigen Tieren zuerkennen sollten.

Hat es auch mit der gesellschaftlichen Diskussion zu Tierschutz
und Tierrechten zu tun, dass Sie die Rechte von nichtmenschlichen
Tieren in Ihre Arbeit miteinbeziehen? 

Indirekt, bei mir hat sich das auf akademischem Weg ergeben. Als ich
mich mit Menschenrechten und mit der angewandten Ethik beschäftigte,
stellte ich fest, dass dieser Interessenansatz für mich am
überzeugendsten ist. Es war mir irgendwann nicht mehr möglich zu
bestreiten, dass Tiere gleichberechtigt dazugehören. Das trifft sich
mit den Zielen der Tierschutz- und Tierrechtsbewegung. Das ist von
Vorteil, um auch akademisch die Aufmerksamkeit für das Thema zu
erhöhen.

Welche ethische Verantwortung haben wir gegenüber dem Tier?

Allgemein gesprochen haben wir mindestens die Verantwortung, Tiere
nicht unnötig zu schädigen. Damit ist primär nicht gemeint, dass wir
Tiere nicht aus Spaß quälen dürfen, sondern, dass wir beim
Konsumieren darauf achten, dass wir keine Tierausbeutungspraktiken
unterstützen. Allerdings stoßen Kampagnen, die bei der Konsumenten-
Entscheidung ansetzen, auf enge Grenzen. Der Informationsaufwand ist
sehr hoch und nicht alle Teile der Gesellschaft werden dem folgen.
Deswegen müssen wir unsere Verantwortung gegenüber Tieren über
politische Kampagnen wahrnehmen. Diese Initiativen zielen auf
institutionelle Rahmenbedingungen, die letztlich die Ausbeutung
empfindungsfähiger Tiere ausschließen oder zumindest substanzielle
Schritte hin zu diesem Ziel enthalten.

Nach unserer Erfahrung ist es der Politik - sogar den Grünen -
sehr schwer zu vermitteln, dass man als Tierrechtler jegliche Nutzung
von Tieren ablehnt.

Bei den Grünen lässt sich dieses Spannungsverhältnis besonders gut
veranschaulichen, weil sie von den etablierten Parteien am weitesten
gehen, etwa bei der Ablehnung der industriellen Tierhaltung. Nach den
aktuellen Plänen der Grünen soll diese in den nächsten 20 Jahren
abgeschafft werden. Wenn Sie sich den Fleisch-Atlas anschauen, der
von der grünen Heinrich-Böll-Stiftung mit herausgegeben wird, dann
finden Sie einen sehr starken Bezug zum Biolandbau. Das ist wichtig
für die Wählerbasis der Grünen. Bio-Landwirte sind aber keineswegs
automatisch Tierrechtler. Viele von denen fühlen sich durch
Tierrechtskampagnen eher in Frage gestellt und bedroht. Deswegen
halte ich zunächst die Konzentration auf das gemeinsame Ziel,
zumindest die industrielle Tierhaltung unmöglich zu machen, für
sinnvoll.

Ein reformistischer Ansatz, nämlich bessere Bedingungen für Tiere im
herrschenden System zu schaffen, ist aber auch gefährlich. Natürlich
wollen wir schnell bessere Bedingungen für alle Tiere - doch damit
laufen wir auch Gefahr, die bestehenden Verhältnisse zu legitimieren.

Wenn Sie zunächst Bündnisse gegen die industrielle Tierhaltung
schmieden und nicht auf ihrer Maximalforderung beharren, können Sie
ihre Bündnisse viel breiter aufstellen. Dann können Sie sich auch mit
Akteuren verbünden, die Sie mit einer veganen Kampagne verschrecken
würden. Solange die weitergehenden Ziele der Tierrechtsbewegung auch
mittelfristig echte Fortschritte ermöglichen, ist das der richtige
Ansatz. Grundsätzlich würde ich den Ausdruck "Tierrechte" politisch
nicht in den Vordergrund stellen, denn Viele meinen immer noch, dass
es gar keinen Sinn hätte, Tieren Rechte zuzusprechen. Man sollte sich
zunächst darauf konzentrieren, das vermeidbare Leiden zu beenden. Es
ist gut vermittelbar, dass wir Tiere nicht quälen dürfen, um unsere
vergleichsweise trivialen Bedürfnisse zu befriedigen.

Sehen Sie bei SPD, aber auch CDU/CSU oder der FDP Anzeichen, dass
auch bei diesen ein Umdenken bezüglich der Bedeutung des Tierschutzes
stattfindet?

Die größeren Parteien haben verschiedene Abteilungen, die jeweils
verschiedene Wählergruppen ansprechen. Die SPD spricht mit ihren
Tierschutzanliegen zum Beispiel die akademisch gebildeten, urbanen
Mittelschichten an, die für diese Themen eher erreichbar sind als die
klassische Arbeitnehmerklientel. Die FDP ist von allen Parteien
wahrscheinlich die härteste Nuss. Bei ihr ist das vermutlich größte
Hemmnis, dass sie sehr pauschal die Freiheit von Marktakteuren gegen
staatliche Gängelung verteidigt und dabei nicht unbedingt
unterscheidet zwischen einer Gängelung, die Grundfreiheiten von
Menschen beschneidet und Eingriffen, die dazu da sind, die Rechte
anderer fühlender Wesen zu schützen. Die CSU hat zum ökologischen
Landbau ein ambivalentes Verhältnis. Einerseits haben wir einen
ziemlich unmöglich agierenden CSU-Landwirtschaftsminister, dem es vor
allem darum zu gehen scheint, Bezeichnungen wie Tofu-Wurst zu
verbannen. Auf der anderen Seite ist die CSU traditionell darauf
angewiesen, auch für kleinere Landwirte wählbar zu sein. Deswegen
gibt es bei der CSU auch ökonomische Interessen, die in Richtung von
mehr Tierschutz gehen.

Derzeit versucht man in den USA auf juristischem Weg
Persönlichkeitsrechte für Menschenaffen zu etablieren. Halten Sie
dieses Vorgehen für zielführend, um die Rechte für nichtmenschliche
Tiere voranzubringen?

Ich finde diese Ansätze grundsätzlich richtig, wobei sie vor allem
als Türöffner zur Anerkennung einer tierlichen Rechtsperson zu
verstehen sind. Prinzipiell liegt der Wert solcher Kampagnen für
Primatenrechte darin, dass man im Recht den Gedanken verankert, dass
auch nichtmenschliche Tiere subjektive Rechte im juristischen Sinne
haben. Nun ist dies zunächst beschränkt auf die sogenannten höheren
Tiere, die uns besonders nahe stehen, also andere Primaten. Aber es
ist nur logisch, dass dies nur ein Anfang ist. Wenn erstmal am
Beispiel von Schimpansen oder auch Delfinen eine tierliche
Rechtsperson etabliert ist, dann könnte man prinzipiell auch einen
Schritt weiter gehen und zum Beispiel auch Schweine oder andere
sogenannte Nutztiere mit einbeziehen.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2017, S. 12-13

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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AMPHIBIEN/138: BfN-Hilfe für heimische Amphibien vor "Salamanderfresser-Pilz" (idw)


Bundesamt für Naturschutz - 03.01.2018

BfN-Hilfe für heimische Amphibien vor "Salamanderfresser-Pilz"

- Bsal: eine neue Bedrohung für heimische Salamander und Molche

- Projekt erforscht Ausbreitung und erarbeitet Maßnahmen zur
Eindämmung



Bonn, 03. Januar 2018: Die Ausbreitung des "Salamanderfresser-Pilzes"
Bsal in Deutschland wird jetzt in einem Verbundprojekt erforscht.
Zugleich werden im Projekt auch Maßnahmen zur Eindämmung seiner
Ausbreitung erarbeitet. Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) fördert
das gemeinsame Vorhaben der Universitäten Trier und Braunschweig und
der Biologischen Stationen der Städteregion Aachen und des Kreises
Düren.




[image: Ein Feuersalamander auf dem Boden am Fuß eines Baumes - Foto: © Timm Reinhardt]
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Nach Massensterben bei Feuersalamandern in den Niederlanden und
Belgien wurde Bsal mittlerweile auch bei Feuersalamandern und Molchen
in Nordrhein-Westfalen nachgewiesen. Die Abkürzung "Bsal" steht dabei
für den wissenschaftlichen Namen des Erregers Batrachochytrium
salamandrivorans. Dieser als "Salamanderfresser" bekannte Hautpilz
wurde erst vor wenigen Jahren an Feuersalamandern in der
niederländischen Region Zuid Limburg, nahe der deutschen Grenze
entdeckt. Diese Art ist besonders anfällig für Bsal und die Infektion
führt binnen weniger Tage zum Tod der befallenen Tiere. "Das neue
Projekt ist aus mehrfacher Hinsicht ein besonders wichtiges", erklärt
BfN-Präsidentin Prof. Beate Jessel. "Denn der Feuersalamander ist eine
Art, für die wir in Deutschland eine besondere nationale Verantwortung
haben. Außerdem gefährdet ein Ausbreiten des Pilzes in Deutschland
nicht nur den Feuersalamander, sondern der Pilz infiziert auch andere
Salamander- und Molcharten. Solche Arten spielen eine wichtige Rolle
in unseren Ökosystemen. Somit könnte durch Bsal die grundlegende
Funktionsfähigkeit ganzer Ökosysteme beeinträchtigt werden."

Daher fördert das BfN zur Erforschung der Ausbreitung und der
langfristigen Folgen von Bsal ein Verbundprojekt der Universitäten
Trier und Braunschweig, gemeinsam mit den Biologischen Stationen der
Städteregion Aachen und des Kreises Düren. Ziel des Projektes ist es,
zu bestimmen wie, wo und wie schnell sich Bsal bei Salamandern im
Freiland ausbreitet, um seine Auswirkungen abzuschätzen. Zudem sollen
Maßnahmen erarbeitet werden, um eine weitere Verbreitung des Erregers
in wildlebenden Beständen von Amphibien zu verhindern. In dem Vorhaben
werden Larven und ausgewachsene Tiere von bereits mit Bsal infizierten
wie auch bisher Bsal-freien Salamandern und Molchen detailliert
überwacht und deren Bestandsentwicklung beobachtet. Im Vordergrund
steht dabei der Feuersalamander. Mittels molekularbiologischer
Methoden werden die Tiere gezielt auf Bsal untersucht, um konkrete und
detaillierte Informationen über das derzeitige Vorkommen des Pilzes zu
erhalten. Weiterhin werden potentielle Funde und Meldungen von
infizierten Salamandern umgehend überprüft. Die Erkenntnisse sollen
ein bundesweites Management im Umgang mit Bsal und seine Eindämmung
ermöglichen. Dies schließt eine enge Kooperation mit den Kreis- und
Landesbehörden ein und soll konkrete Handlungsempfehlungen für
Behörden, Institutionen und Verbände, die mit dem Artenschutz befasst
sind, entwickeln.

Hintergrund:

Für den Feuersalamander (Salamandra salamandra) hat Deutschland eine
hohe nationale Verantwortlichkeit, da Deutschland im Zentrum seines
Verbreitungsgebietes liegt und einen nennenswerten Anteil der
weltweiten Verbreitung beherbergt. Bisher galten die Bestände als
weitestgehend gesichert. Der Salamanderpilz Batrachochytrium
salamandrivorans wurde erstmalig 2013 in Populationen des
Feuersalamanders in den Niederlanden und Belgien beschrieben. Hier
wird er für ein fast vollständiges Erlöschen der Bestände
verantwortlich gemacht. Nach derzeitigen Erkenntnissen wurde der Pilz
vermutlich mit infizierten Salamandern oder Molchen über den
Tierhandel aus Asien eingeschleppt, und könnte sich nun in
wildlebenden Salamanderpopulationen weiter ausbreiten. Damit stellt
Bsal eine zunehmende akute Bedrohung für die Salamanderbestände in
Deutschland dar.

Das Forschungs- und Entwicklungs-Vorhaben "Monitoring und Entwicklung
von Vorsorgemaßnamen zum Schutz vor der Ausbreitung des Chytridpilzes
Batrachochytrium salamandrivorans ("Bsal") im Freiland" ist zum 1.
Januar 2018 gestartet und läuft bis zum Jahr 2020.



Informationen des BfN zum Feuersalamander als Art nationaler
Verantwortlichkeit:

https://www.bfn.de/infothek/daten-fakten/zustand-der-natur/tiere-pflanzen-und-pilze/ii-11-3-verbreitung-feuersalamanders-in-dl.html

Europaweite Meldeplattform für Bsal:

https://bsalinfoeurope.wixsite.com/eubsalmitigation2017

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news687026

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution502

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Naturschutz, Ruth Schedlbauer, 03.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1416: Nährstoffüberschuss lässt Ozeane ersticken (idw)


MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften an der Universität
Bremen, 03.01.2018

Nährstoffüberschuss lässt Ozeane ersticken

Kombination
aus Erdumlaufbahn und Biomasse verursacht Aussterbeereignis im Devon



Was hat das Aussterbeereignis im Devon vor rund 300 Millionen Jahren
begünstigt? Anhand von Gesteinsproben hat ein Team von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus Deutschland, Belgien,
China und den USA die so genannten rhythmischen Klimazyklen
identifiziert und herausgefunden, warum die Ozeane damals so schnell
so lebensfeindlich werden konnten. Ihre Ergebnisse haben sie jetzt
unter der Leitung von Dr. David De Vleeschouwer vom MARUM - Zentrum
für Marine Umweltwissenschaften an der Universität Bremen in der
Zeitschrift Nature Communications veröffentlicht.




[image: Foto: © MARUM, Uni Bremen, David De Vleeschouwer]

Der geologische Ausdruck des spätdevonischen Massensterbens in
Deutschland. Die Massenausrottung wird durch eine Schicht
Schwarzschiefer sichtbar, die die Abfolge der Kalksteinschichten
unterbricht.

Foto: © MARUM, Uni Bremen, David De Vleeschouwer



In der gesamten Erdgeschichte unterscheiden Geologen fünf
Massenaussterbeereignisse, die besonders schwerwiegend waren. Eines
davon ist das Massenaussterbeereignis im Devon vor 374 Millionen
Jahren - mehr als 300 Millionen Jahre vor dem Meteoriteneinschlag, der
die Dinosaurier auslöschte.

Das Devon war eine eigentümliche Zeit: Große Fische regierten in den
Ozeanen und Korallenriffe florierten, aber es gab noch keine großen
Landtiere. "Das devonische Klima lässt sich am besten als extremes
Gewächshausklima beschreiben, mit deutlich mehr Kohlenstoffdioxid
(CO2) in der Atmosphäre als heute", sagt Dr. David De Vleeschouwer vom
MARUM. Dennoch konnten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
bislang nicht genau sagen, wie schnell die Erde während des
devonischen Massenaussterbeereignis unbewohnbar wurde.

Aus Gründen, die noch immer von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern diskutiert werden, wurde das Meerwasser während des
Devon-Massensterbens sauerstoffarm. "Dieses Ereignis hat den Großteil
der Lebewesen im Ozean erstickt, und die äußerst unterschiedlichen
Korallenriffe aus der devonischen Periode gehörten zu den größten
Opfern", erklärt Co-Autorin Anne-Christine Da Silva von der
Universität Lüttich (Belgien), wobei eine Hauptursache bislang nicht
identifizierbar sei. Tatsächlich ist der Sauerstoffgehalt des
Meerwassers im Laufe des Aussterbens zweimal gesunken. Nachweisen
können Forscherinnen und Forscher das durch Schwarzschiefer, der sich
in der Erdkruste wie in einem Archiv abgelagert hat. Schwarzschiefer
ist reich an organischen Bestandteilen, denn weder zum Verrotten des
organischen Materials noch zum Atmen der Unterwasserorganismen gab es
Sauerstoff.

Um das nachzuweisen, haben David De Vleeschouwer und sein Team eine
Technik namens Cyclostratigraphie genutzt. "Wir haben Informationen
aus geologischen Abschnitten genutzt, die sich über das devonische
Aussterben erstrecken, und zwar aus Belgien, Polen, China, Kanada und
den USA. In allen Abschnitten haben wir die Auswirkungen gefunden, die
aus den zyklischen Veränderungen der Exzentrizität der Erdumlaufbahn
um die Sonne resultieren", erklärt De Vleeschouwer. Als exzentrisch
wird bezeichnet, wenn die Ellipse von der Kreisform abweicht. Wenn die
Exzentrizität niedrig ist, dreht sich die Erde um die Sonne auf einer
Umlaufbahn, die einem perfekten Kreis sehr nahe ist. Ist die
Exzentrizität hoch, kreist die Erde elliptisch um die Sonne. Dadurch
unterscheidet sich die Menge an Sonnenenergie, die im Sommer und
Winter auf die Erde trifft.

Änderungen in der Exzentrizität sind sehr rhythmisch, mit festen
Zeiträumen von 100.000 und 405.000 Jahren. Die Autorinnen und Autoren
haben diese Zyklen genutzt, um die Dauer zwischen den beiden
Schwarzschieferschichten einzugrenzen und dabei herausgefunden, dass
die zweite Episode mit niedrigem Sauerstoffgehalt 600.000 Jahre nach
der ersten begonnen hat. Dieses Ergebnis sei die erste präzise
Zeitmessung dieser Episode in der Evolution des Lebens auf der Erde,
betont De Vleeschouwer. Zudem sei sie viel kürzer als erwartet.
Darüber hinaus hat das Team festgestellt, dass der Hauptimpuls des
Aussterbens mit einer längeren Periode geringer Exzentrizität
zusammenfiel. Das bedeutet, dass die Erdumlaufbahn mehrere zehntausend
bis hunderttausend Jahre lang nahezu kreisförmig war, was zu einem
recht stabilen Klima führte. Diese unveränderlichen Klimata wurden
durch eine verlangsamte Ozeanzirkulation und eine Schichtung der
Wassersäule ersetzt, die beide einen niedrigen Sauerstoffgehalt in den
Weltmeeren begünstigten.

Für das Autorenteam sind die Landpflanzen eine der Ursachen des
Aussterbeereignisses. Während der Devonzeit entwickelten sie tiefe
Wurzelsysteme und holzige Gewebe. Dadurch hatten sie den evolutionären
Vorteil, verschiedene Umgebungen besiedeln zu können. Dieser Erfolg
der Bodenpflanzen hatte allerdings seinen Preis: Wenn eine Pflanze
stirbt, wird ihre Biomasse in die Gewässer und in den Ozean gespült.
"Die devonischen Meere wurden also mit Nährstoffen von verrottenden
Pflanzen überschüttet, ein Prozess, bei dem Sauerstoff aufgenommen und
anderes Leben ausgehungert wird", erklärt David De Vleeschouwer.
"Allerdings ist die Evolution der Landpflanzen ein langsamer und
allmählicher Prozess. Nur wenn die Erdumlaufbahn eine verlangsamte
Ozeanzirkulation begünstigte, reicht das aus, um das Erdsystem über
einen Kipppunkt hinaus zu treiben, was wiederum das Aussterben der
devonischen Biomasse zur Folge hatte."

Originalveröffentlichung:

David De Vleeschouwer, Anne-Christine Da Silva, Matthias Sinnesael,
Daizhao Chen, James E. Day, Michael T. Whalen, Zenghui Guo und
Philippe Claeys: Timing and pacing of the Late Devonian mass
extinction event regulated by eccentricity and obliquity. Nature
Communications 8, 2017; DOI: 10.1038/s41467-017-02407-1

Beteiligte Institute:

MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften der Universität Bremen
Analytical, Environmental and Geo-Chemistry (AMGC), Vrije Universiteit
Brussel (Belgien)

Sedimentary Petrology Laboratory, Université de Liège (Belgien)

Paleomagnetic Laboratory, Universiteit Utrecht (Niederlande)

Institute of Geology and Geophysics, Chinese Academy of Science
Beijing (China)

Department of Geography-Geology, Illinois State University (USA)

Department of Geosciences, University of Alaska, Fairbanks (USA)

MARUM entschlüsselt mit modernsten Methoden und eingebunden in
internationale Projekte die Rolle des Ozeans im System Erde -
insbesondere im Hinblick auf den globalen Wandel. Es erfasst die
Wechselwirkungen zwischen geologischen und biologischen Prozessen im
Meer und liefert Beiträge für eine nachhaltige Nutzung der Ozeane. Das
MARUM umfasst das DFG-Forschungszentrum und den Exzellenzcluster "Der
Ozean im System Erde".



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.marum.de/Entdecken/Nhrstoffberschuss-lsst-Ozeane-ersticken.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news687028

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution314

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften an der Universität

Bremen, Ulrike Prange, 03.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GLOBAL/144: Welche Biodiversitätsziele gelten ab 2020? (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 3/2017


Die Wissenschaft hat festgestellt ...

Forschung zwischen Geld, Macht und Gemeinwohlinteressen

Welche Biodiversitätsziele gelten ab 2020?

Die Biodiversitätskonvention konsultiert zum strategischen Plan
2020-2030

von Friedrich Wulf



Der strategische Plan der Biodiversitätskonvention (CBD) für den
Zeitraum 2010-2020 nähert sich seinem Erfüllungsdatum. Vor dem
Hintergrund einer besorgniserregenden Zwischenbilanz und schwindender
Priorität für das Thema organisiert die Biodiversitätskonvention nun
den Prozess für den neuen strategischen Plan Post-2020.
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) sollten umfassend einbezogen
werden und sich dafür engagieren, dass der neue strategische Plan die
bisherigen Ziele beibehält.


Erinnern Sie sich noch? Vor 16 Jahren, 2001, beschloss der
Ministerrat der Europäischen Union (EU) in Göteborg, den Verlust der
Biodiversität bis 2010 zu stoppen. Die CBD schloss sich 2 Jahre später
an und die Weltnaturschutzunion lancierte eine breit angelegte
Kampagne 'Countdown 2010'. 2009 wurde dann klar, dass man das Ziel
nicht würde erreichen können. Die EU kam in ihrer Analyse zu dem
Schluss, dass man sich beim Biodiversitätsaktionsplan mit zu vielen
Einzelmaßnahmen verzettelt und zu wenig kommuniziert habe. Die CBD
stellte fest, dass ihr strategischer Plan zu sehr prozessorientiert
und nicht messbar war. Im Oktober 2010 folgte als Reaktion dann ihre
Sternstunde im japanischen Nagoya: Nach zähen Verhandlungen wurde ein
neuer strategischer Plan vorgestellt, mit 20 klaren und messbaren,
ergebnisorientierten Zielen, den sogenannten Aichi-Zielen, die bis
heute die Richtschnur für die internationale Biodiversitätspolitik
darstellen. Parallel dazu entwickelte die EU ihre
Biodiversitätsstrategie mit 6 Zielen und 20 dazugehörigen Aktionen.

Zwischenbilanzen zeigen: Es muss viel mehr getan werden, um die
Biodiversität zu retten

Nun sollte es an die Umsetzung gehen. Doch diese war trotz vorhandener
Messbarkeit schleppend. Der 2014 publizierte 4. Globale
Biodiversitätsbericht (GBO4)(1) zeigte, dass der Fortschritt zur
Zielerreichung in den meisten Ländern zu langsam voranging, nicht
stattfand oder dass man sich sogar weiter vom Ziel entfernte. Einzig
die Annahme und nationale Ratifizierung des Nagoya-Protokolls
(Aichi-Ziel 16) erfolgte fristgerecht, bis 2015. Wie die 13.
Vertragsstaatenkonferenz der CBD (CBD COP 13) in Cancún im vergangenen
Jahr feststellte,(2) sind die beiden anderen bis 2015 zu erreichenden
Ziele bereits verfehlt worden (10 - Rettung der Korallenriffe,
Eindämmung der Auswirkungen des CO2-Anstiegs, und 17 - Verabschiedung
von nationalen strategischen Plänen zur Umsetzung der Aichi-Ziele in
allen Vertragsstaaten). Nur 2 weitere Teilziele von Ziel 11 (17
Prozent an Land sind Schutzgebiet) und 18 (Wissen schaffen) sind "auf
dem Weg". Aber auch zu Wasser müssen 10 Prozent an Schutzgebietsfläche
erreicht werden, und diese müssen ihren Schutzzweck auch erfüllen und
unter Einbeziehung aller Beteiligten gemanagt werden. Da hapert es
dann schon ganz deutlich: Nur ein kleiner Teil der Schutzgebiete
besitzt einen solchen Managementplan und vor allem in den
Entwicklungsländern sind Schutzgebiete oft die klassischen
"Käseglocken", zu deren Einrichtung die vorher ansässige Bevölkerung
teilweise sogar vertrieben wird.

Besonders schlecht steht es um die folgenden Aichi-Ziele:

3 - Anreize. Kaum ein Staat hat bereits überhaupt seine
biodiversitätsschädigenden Anreize klar identifiziert, geschweige denn
abgeschafft.

5 - Lebensraumverlust halbieren oder wenn möglich stoppen. Zwar hat
gemäß der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen (UN) der Waldverlust global abgenommen, aber es bleibt die
Frage nach dessen Qualität, andere Lebensräume gehen weiter ungebremst
verloren und Degradierung und Zerstückelung schreiten weiter voran.

8 - Verschmutzung. Die Verschmutzung der Umwelt durch Stickstoff,
Phosphat und Pestizide nimmt weiter zu, obwohl die Niveaus ein
Mehrfaches über dem liegen, was die Natur verkraftet. Gerade im
landwirtschaftlichen Bereich führt dies zu einem massiven
Artenschwund.

10 - Druck auf Korallenriffe und andere klimasensible Lebensräume
minimieren. Der Klimawandel schreitet weiter ungebremst voran,
Meeresverschmutzung und Überfischung nehmen weiter zu.

12 - Aussterben von Arten verhindern. Nach wie vor sterben Arten aus,
die Aussterberate hat sich für Wirbeltiere und Korallen nicht
verringert.

14 - Essenzielle Ökosystemleistungen wiederherstellen oder bewahren.
Die Debatte um den Wert von Ökosystemleistungen hat den Verlust der
Ökosysteme bisher nicht gebremst.

Es fehlt am Willen

Neben dem Klimawandel ist der Biodiversitätsverlust das zweite große
globale Umweltproblem, von dem das weitere Leben und Wohlbefinden des
Menschen abhängt. Doch hat trotz dieser Abhängigkeit das Thema Umwelt
z. B. bei den EU-BürgerInnen eine sehr geringe Priorität. Der
politische Wille und auch die Lobby fehlen, um die Ziele tatsächlich
umzusetzen. Mit Ernüchterung muss man 7 Jahre nach Verabschiedung des
großen Rettungsplans feststellen, dass wir mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit das Ziel, den Verlust der Biodiversität
zu stoppen, 2020 erneut grandios verfehlen werden.

Der Prozess darf nicht von der Umsetzung ablenken, NGOs müssen
sich umfassend beteiligen 

Trotz der mangelnden Umsetzung der Ziele - oder auch vielleicht gerade
deswegen - beginnt bereits jetzt der Blick nach vorne. Auf der CBD COP
15 im Jahr 2020 wird der neue strategische Plan der CBD beschlossen,
der voraussichtlich bis 2030 gelten soll. Auf der CBD COP 13 wurde
beschlossen, dass der Prozess dafür nun vorbereitet werden soll. Das
CBD-Sekretariat hat in einer Online-Umfrage um Meinungen gebeten, wie
der Prozess nun ablaufen soll; bis zum 15. September 2017 konnte man
sich dazu äußern. Vieles davon wird eher technischer Natur sein, aber
die folgenden Dinge erscheinen aus meiner Sicht unverzichtbar:

Der Prozess muss früh genug und in einer Weise stattfinden, dass die
Öffentlichkeit sich umfassend beteiligen kann. Es muss eine
Online-Konsultation zu den Inhalten von mindestens 2 Monaten Dauer
stattfinden, deren Kernaussagen den CBD-Gremien vorgelegt wird.

Er muss andererseits spät genug stattfinden oder zumindest
abgeschlossen werden, dass die Analyse zum vorhergehenden
strategischen Plan und der GBO5 darin vollumfänglich einfließen und
die neuesten Erkenntnisse berücksichtigt werden können.

Die letzten (!) CBD-bezogenen Treffen vor der COP 15 nach 2018 müssen
sich des Themas umfassend annehmen. Nicht nur das wissenschaftliche
Nebenorgan der CBD (SBSTTA); auch die vorbereitenden, exklusiven
"Think tank"-Treffen (Friends of the CBD, Trondheim-Konferenz) und
ihre regionalen Workshops sollten sich prioritär der Fortschreibung
des strategischen Plans widmen.

Bis 2020 muss die Umsetzung der beschlossenen Aichi-Ziele durch alle
AkteurInnen eine allerhöchste Priorität haben und mit Macht
vorangetrieben werden, um nicht 2020 mit leeren Händen dazustehen.
2020 endet die UN-Dekade der Biodiversität; sie sollte erfolgreich
enden.

Keine Experimente! - Warum auch nach 2020 die Aichi-Ziele gelten
müssen

Die Aichi-Ziele, die 2010 beschlossen wurden, bilden ein gutes und
umfassendes Gesamtkonzept, deren konsequente Umsetzung den
angestrebten Stopp des Biodiversitätsverlusts tatsächlich bewirken
könnte. Vieles hat lange Zeit gebraucht, um angestoßen zu werden: die
Klärung der Nord-Süd-Finanzierung, die Umsetzung in nationale
Aktionspläne (147 von 196 Ländern haben die Aichi-Ziele nun darin
integriert), die Festlegung von Indikatoren(3) und die Verankerung des
Themas Biodiversität in die Agenda 2030.(4) Wenn man nun den
Strategischen Plan der CBD 2020 wieder ändert, riskiert man, dass auch
diese Festlegungen erneut in Frage gestellt werden, und dass wieder
Zeit und Energie darauf verwendet werden, neue Strategien zu
entwickeln. Ein kompletter Wechsel des Zielekataloges ist daher wenig
sinnvoll. Er würde eine Beurteilung des Fortschritts erheblich
erschweren (mangelnde Vergleichbarkeit zu Vorjahren), möglicherweise
eine zeitraubende Überarbeitung nationaler Strategien erfordern und
massiv von der Priorität 1 ablenken - der Umsetzung. Das angestrebte
Ziel ändert sich nicht. Zweifellos gab es mittlerweile einige
Erkenntnisse und Weiterentwicklungen, die an wenigen Stellen eine
Anpassung oder zumindest ein Update nahelegen. Grundsätzlich sollte
der strategische Plan 2020-2030 sich aber aus den genannten Gründen so
wenig wie irgend möglich von der jetzigen Fassung unterscheiden. Auch
die vom CBD-Sekretariat bereits zusammengetragenen
Rahmenbedingungen(5) legen es nahe, dass es nur wenige Anpassungen des
strategischen Plans geben sollte. Dies sollten NGOs und Regierungen
auch aufgreifen. Dass man die Ziele nicht erreicht haben wird, darf
kein Grund sein, diese nun zu ändern. Ihre Erreichung ist zur
Bewahrung des Lebens auf diesem Planeten notwendig und unverzichtbar,
und wir dürfen sie nicht einfach ändern, nur weil wir zu wenig getan
haben, um sie umzusetzen.


Autor Fiedrich Wulf ist bei Pro Natura für die
Biodiversitäts-Konvention und ihre Umsetzung zuständig. Er koordiniert
die AG Biodiversität des Forum Umwelt und Entwicklung.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Nagoya, 30. Oktober 2010: Frenetischer Applaus des Publikums, als in
den frühen Morgenstunden die Annahme des strategischen Plans der
Biodiversitätskonvention (CBD) verkündet wird. Wird es auf der 15.
CBD-Vertragsstaatenkonferenz Anlass zu ähnlichem Jubel geben?



 Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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SPIELE/375: Lippstadt - Rummikub, Mühle und Co. für Senioren am 8.1.2018


Rummikub, Mühle und Co. in der Stadtbücherei

Spielenachmittag für Senioren am kommenden Montag



Lippstadt. Karten, Würfel und Spielfiguren werden auch in 2018 wieder
regelmäßig in der Thomas-Valentin-Stadtbücherei ausgepackt werden. Am
kommenden Montag, 8. Januar 2018, findet der erste Spielenachmittag
für Senioren statt. Von 15 Uhr bis 16.30 Uhr haben ältere Lippstädter
dabei Gelegenheit mit Gleichgesinnten bei Rummikub, Schach, Mühle und
Co. ein paar nette Stunden zu verbringen. Im Angebot sind ebenfalls
leicht zu erlernende Brettspiele und auch eigene Spiele können
mitgebracht werden.

Die Teilnahme an den Spielenachmittagen ist kostenlos. Aus
organisatorischen Gründen wird jedoch um Anmeldung unter 02941/980-240
gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Januar 2018

Stadt Lippstadt, Pressestelle

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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